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Vorwort. 



Ist es auch selbstverständlich, dafs ich mich nicht für alle in 
diesen Publikationen ausgesprochenen Anschauungen verantwortlich 
halte, sondern viele zum Abdruck bringe, die ich nicht teile, um 
die Selbständigkeit der Seminarmitglieder nicht anzutasten, so halte 
ich es doch um Mifsverständnissen vorzubeugen für nötig, diesmal 
ausdrücklich zu erklären, dafs der Verf. mit seiner Grundtendenz 
in dem Seminare nur noch bei seinen Landsleuten Unterstützung 
fand, und ich die Darstellung der Entwickelung des Schulwesens 
und seiner Ursachen in Deutschland für etwas einseitig halte. Es ist 
dabei nur ein Moment zum Ausdruck gebracht, dagegen nament- 
lich die Einwirkung der protestantischen Bewegung ignoriert, die sich 
auch in Preufsen sehr erheblich geltend machte, die in Mitteldeutsch- 
land aber, wo das Elementarschulwesen z. T. noch früher und 
energischer wie in Preufsen gefördert wurde, im 17. u. 18. Jahrh. 
sogar die alleinige Triebfeder bildete. Die Ansicht, dafs das 
preufsische Volk stets ausschliefslich vom militärischen Gesichts- 
punkte aus geleitet sei, ist dem Ausländei^ einmal nicht zu nehmen 
und tritt auch hier sehr extrem zu Tage. 

Da indessen durch vorzeitige Abreise des Verf. eine Einigung 
über eine Änderung der Abhandlung nicht herbeigeführt werden 
konnte, war ich vor die Alternative gestellt, den Abschnitt zu 
streichen oder ihn in dieser Form zu acceptieren. Ich zog das letz- 
tere aus Rücksicht für den Verf. vor, was um so leichter geschehen 
konnte, da der Schwerpunkt der Arbeit in der Behandlung der aus- 
ländischen, nicht der deutschen Verhältnisse liegt. 

Der Herausgeber. 



Einleitnng. 



Noch in keinem Lande hat man genau die Grenzlinie zu ziehen 
vermocht, wo die Pflicht der pekuniären Erhaltung der Elementar- 
schulen für die Eltern aufhört, die der Gemeinde beginnt, und 
wiederum der Staat für die Gemeinde einzutreten hat, in Bundes- 
staaten die Union für die einzelnen Teile. 

Jede der grofsen Nationen hat ihr besonderes Problem, ihre 
eignen Probleme zu lösen und ihre besonderen Hindernisse zu über- 
winden. In dem Glauben jedoch, dafs die Erfahrung einer Nation, 
sofern sie richtig verstanden wird, viel schätzbares Licht auf die 
Lösung des spezifischen Problems einer andern werfen kann, ist in 
dem Folgenden versucht worden, eine theoretische Untersuchung 
über den angegebenen Gegenstand auf eine Vergleichung der Unter- 
richts-Verhältnisse in England, Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Nord -Amerika zu basieren. 

Aber die konkrete Erfahrung eines Landes kann selten ohne 
wesentliche Modifikation mit Vorteil auf die Probleme eines anderen 
angewendet werden. Wie belehrend es auch sein mag, die Unter- 
richtsanstalten grofser Länder zu vergleichen, so mufs man die Ent- 
stehung |und Entwicklung der verschiedenen Momente, die in Er- 
wägung kommen, untersuchen, um ein angemessenes Resultat zu 
erzielen. 

Darum ist Schreiber dieses bestrebt gewesen, in den folgenden 
Seiten weniger den gegenwärtigen Standpunkt des Unterrichts in 
den genannten Ländern darzulegen, als künftigen Reformen eine 
Grundlage zu geben, indem er zeigt, warum unter den gegebenen 
Bedingungen diese und nicht andere Erfolge erreicht worden sind. 

So wird keine blofse Darstellung der gegenwärtig bestehenden 
Unterrichts-Einrichtungen in Amerika uns in den Stand setzen zu 
verstehen, warum amerikanische Schulen nach gewissen Richtungen 
einen so hohen Entwickelungsgrad erreicht haben und doch in an- 
deren Beziehungen auf so primitiver Stufe geblieben sind; warum 
z. B. bei einem starken öffentlichen Gefühl zu gunsten der allge- 
meinen Volksbildung alle Anstrengungen, in jenem Lande den Schul- 
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zwang durchzusetzen, sich bisher als nichtig erwiesen haben ; — oder 
wiederum, warum bei einem fast verschwenderischen Geldaufwand 
für die Erhaltung von Schulen mehr als die Hälfte der Lehrer in 
vielen Staaten nicht mehr als eine elementare Bildung haben, wäh- 
rend die grofse Mehrzahl überhaupt gar keine Berufsbildung be- 
sitzt. -— Ebensowenig erhellt beim ersten Blick, warum England so 
freigebig sektirerischen Unterricht ruhig durch Subsidien unterstützen 
kann, oder was für ein grofses Hindernis der freien Schule in jenem 
Lande im Wege steht, oder warum aller grofser Fortschritt im 
Elementarschulwesen dort erst in der neuesten Zeit fühlbar gewesen 
ist. Nur wenig Raum ist der Entwickelung des Unterrichtswesens 
in Deutschland gewidmet, denn es scheint verschwendete Mühe zu 
sein, wieder zu bearbeiten, was schon so oft und gründlich behandelt 
worden ist, wohingegen die Entwickelung des Schulwesens in England 
eingehender verfolgt werden konnte. Erstens sind die grofsen Ver- 
änderungen in jenem Lande erst so kürzlich vor sich gegangen, dafs 
kein angemessener Bericht derselben bisher nach Deutschland ge- 
drungen zu sein scheint. Zweitens ist die beste Litteratur über das . 
englische Elementarschulwesen so neu, dafs es schwierig ist, in Deutsch- 
land etwas davon zu finden. Hauptsächlich wegen der letzteren Erwä- 
gung fand es der Verfasser nötig, vor einigen Monaten selbst die eng- 
lischen Schulen zu besuchen, um einen vollständigen Einblick in das 
englische System zu erhalten und die beste Litteratur über den Gegen- 
stand aufzufinden. Einen Monat verwandte er darauf. Schulen in 
den wichtigsten Städten Englands und Schottlands zu besuchen und 
die Probleme der englischen Unterrichts-Reform mit vielen der be- 
deutendsten Führer derselben zu besprechen. Der Verfasser möchte 
an dieser Stelle einem der Königlichen Haupt -Inspektoren der 
Schulen, Mr. J. G. Pitch in London, Her Majesty's Chief Inspector 
of Schools, seinen besonderen Dank zu erkennen geben, den er ihm 
für seinen beständigen und wirksamen Beistand schuldig ist. Ebenso 
dankt er den vielen anderen Herren, die wesentlich dazu beitrugen, 
ihm eine richtige Kenntnis des englischen Schulwesens zugänglich 
zu machen. 

Die amerikanischen Verhältnisse sind mit der Sicherheit eines 
Mannes behandelt, der viele Jahre als Schüler und Lehrer in den 
Schulen jenes Landes zugebracht hat und schon lange mit der besten 
Litteratur des Faches bekannt ist. 

, Die Beschränkung der theoretischen Untersuchung auf die pe- 
kuniäre Erhaltung von Elementarschulen schliefst notwendigerweise 
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viele Gegenstände von besonderem Interesse aus, die auf staatliche 
Erhaltung von mittleren und höheren Bildungsanstalten Bezug haben, 
z. B. die Stellung des Staates zu der höheren Ausbildung der Frauen 
und die Wirkung der wohl bekannten amerikanischen und der sich 
schnell ändernden englischen Politik in dieser Hinsicht auf die so- 
zialen, ökonomischen und ünterrichtsinteressen des Landes. Ist es 
wahr, dafs, wie manche zu fürchten scheinen, die Weiblichkeit in 
etwas ihren Reiz verlieren würde; dafs viele der Pflichten und 
Freuden des häuslichen Lebens vernachlässigt oder geopfert werden 
würden; dafs die Q-esellschaffc im ganzen weniger anziehend sein 
würde, weniger moralisch, weniger hoch in ihren Lebenszwecken, 
weniger aufmerksam auf soziale Gefahren und Reformen, wenn die 
Frauen mehr als eine elementare Erziehung aufser der wenig er- 
weiterten Bildung, die eine höhere Töchterschule gewährt, erhielten? 
vorausgesetzt, der Staat sorgte dafür, dafs die Frauen Gelegenheit 
zu mittlerer und höherer Bildung gleich der, welche die Männer ge- 
niefsen, hätten. Was für einen Einflufs würde diese höhere Er- 
ziehung der Frauen auf die „Frauenfrage" in der ökonomischen 
Welt haben? Welche Wirkung würde sie auf den Unterricht selbst 
haben als Folge des wahrscheinlichen Steigens der Zahl von gründ- 
lich gebildeten Lehrerinnen? Alles dies sind hochwichtige Fragen, 
auf welche die Erfahrung Englands und Amerikas viel Licht wirft, 
sie gehören aber nicht zu einer Diskussion über die Erhaltung von 
Elementarschulen, und daher mufs dieses Thema wie viele ähnliche 
hier unerörtert bleiben. 



Litteratur. 

I. Allgemeine. 

Die besten Originalquellen zu einer Kenntnis der englischen 
und amerikanischen Unterrichts Systeme sind die offiziellen Jahres- 
berichte der betreffenden Länder. In England werden diese Be- 
richte auf Befehl des Parlamentes als „Blaubücher" oder Regierungs- 
berichte gedruckt und einzeln je für England und Wales, für 
Schottland und Irland zu den nominellen Druckkosten herausgegeben 
und können, solange sie nicht vergriffen sind, durch jeden eng- 
lischen Buchhändler bezogen werden. Aufser diesen gibt es beson- 
dere Berichte von den Behörden (Boards) der verschiedenen Stadt- 
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schulen; man kann dieselben gewöhnlich kostenfrei erhalten, wenn 
man sich mit der Bitte um dieselben an den Sekretär der Schul- 
behörde (Clerk of the School Board) wendet. 

In Amerika sind die besten Berichte, aus denen man eine all- 
gemeine Kenntnis der Unterrichtsanstalten des ganzen Landes er- 
halten kann, diejenigen des „U. S. Oommissioner of Education", von 
denen von 1870 an 14 herausgegeben sind. Sie erscheinen in 
40000 Exemplaren zur unentgeltlichen Verteilung und sind, wenn 
nicht schon alle vergeben, zu haben, wenn man sich wendet an den 
Oommissioner of Education, Washington, D. 0. U. S. A. 
Diese Berichte enthalten die genaue Statistik für das ganze Land 
und eine Übersicht über die Unterrichtsverhältnisse jedes Staates. 
Unter den wertvollsten, von dem Oommissioner of Education heraus- 
gegebenen Schriften sind die zahlreichen Bulletins und Zirkulare, die 
von Zeit zu Zeit veröffentlicht und, wie die Berichte, unentgeltlich 
verteilt werden. Eine Liste von einigen der nützlichsten derselben 
ist am Ende der Arbeit beigefügt. 

Will man sich aber mit dem amerikanischen Unterrichtswesen 
in seiner Mannigfaltigkeit vertraut machen, so mufs man seine Zu- 
flucht zu den offiziellen Jahresberichten der verschiedenen „State 
Superintend^nts of Public Instruction" — Staatsinspektoren des 
öffentlichen Unterrichtes nehmen. Auch diese kann man kostenfrei 
erhalten, wenn man sich wendet an den State Superintendent of 
Public Instruction und das Schreiben nach der Hauptstadt des be- 
treffenden Staates richtet. Es scheint, dafs ein oder zwei Berichte 
von einem den Süden, Norden, Westen und Osten repräsentierenden 
Staate genügen werden, weil die Systeme der verschiedenen Staaten 
in den erwähnten Teilen des Landes sehr ähnlich sind. In Deutsch- 
land gibt es kein nationales System der Berichte wie in den Ver- 
einigten Staaten, aber von den verschiedenen Staaten des Reiches 
werden einzelne Berichte geliefert. — Ein guter Nachweis der Litte- 
ratur über den gegenwärtigen Standpunkt des deutschen Schulwesens 
ist zu finden in Schönbergs Handbuch der Politischen Ökonomie, 
Band III Seite 955. Die wichtigsten Werke über die historische 
Entwicklung der deutschen Elementarschulen sind unten angegeben. 

n. Im Besonderen. 
England. 

1. The Elementary School Oontest in England. 344 pp. by Francis 
Adams. London 1882. 
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Dies ist die beste Geschichte des Gegenstandes vom liberalen 
Standpunkt aus, da Mr. Adams früher der Sekretär der Birmingham 
League war. 

2. Public Education, Parts I u. II by Sir James Shuttleworth. 
London 1853. 

Der I. Band behandelt den Gegenstand als beeinflufst von den 
Protokollen des Erziehungsrates (Minutes of Council of Education) 
von 1846 — 52. Vol. II, 644 pp., nimmt vier Perioden des englischen 
Unterrichtes an, nämlich 1832, 1839, 1846, 1862. Dies ist das beste 
Werk von konservativer Seite, da Sir Kay Shuttleworth früher Mit- 
glied des „Oommitte of Council on Education" war und zugleich 
ein erbitterter Gegner der Protokolle von 1846. Die Bände sind 
jedoch sehr umfangreich und beschäftigen sich oft mit Gegenständen, 
die wenig allgemeines Interesse haben. 

3. The State and Education. 166 pp. by Henry Craik. London 1884. 

Dieses, das jüngste Werk über die Entwickelung der Schul- 
reform in England, ist eins der besten, da es den Mittelweg zwischen 
den beiden ersten einschlägt. Mr. Craik steht an der Spitze der 
Schottischen Abteilung für Erziehungswesen in London und hat 
reichlich Gelegenheit gehabt, sich ein richtiges Urteil betreffs des 
Wachsens der Unterrichtsanstalten Englands zu bilden. 

4. National Education in its social conditions and aspects, English 
and Foreign. 517 pp. by Jos. H. Rigg, D. D. London 1873. 

5. The Schools for the People, enthält die Geschichte, Entwicke- 
lung und gegenwärtige Wirksamkeit von jeder Art von eng- 
lischen Schulen für die gewerbtreibenden und ärmeren Belassen, 
582 pp. by Geo. C. T. Bartley. London 1871. 

6. Lectures on Education. 185 pp. by James Donaldson L. L. D. 
Edinburg 1874. 

7. Deutsche Briefe über Englische Erziehung, II von Dr. L. Wiese. 
BerUn 1877. 

8. Das Volksschulwesen in England von Dr. Wagner. Stuttgart 
1864. 

9. Schmidts Encyklopädie der Pädagogik. Gotha. 

(Siehe Grofsbritannien u. Irland.) 
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Die Tereinisteii Stoaten. 

1. The Free School System of the U. S. 309 pp. by Francis Adams. 
London 1875. 

Dies ist das beste allgemeine Buch über amerikanisches Unter- 
richtswesen und rührt von dem Verfasser von Nr. 1 der angegebenen 
englischen Litteratur her. 

2. Eeport on the Common School System of the U. States. 435 pp. 
(Blue Book) by Rev. James Fräser, M. A. London 1867. 

Dies ist ein verständlicher und zuverlässiger Bericht. 

3. National Education. 

(Siehe Nr. 4 englische Litteratur.) 

Mr. Erigg kennt die amerikanischen Verhältnisse nicht gründlich 
und hat die Schrift vom Parteistandpunkt aus gesclmeben, so dafs 
das Buch, wenn auch anregend, nicht zuverlässig ist. 

4. The Massachusetts System of Common Schools, X. Report by 
Horace Ulann. Boston 1849. 

5. The School and the Schoolmaster by A. Patter u. Q-. B. Emerson. 
New York 1842. 

6. Schmidts Encyklopädie der Pädagogik. 

(Siehe Nordamerika.) 

7. Reports, State and National. 

(Siehe allgemeine Bemerkungen.) 

8. Circulars and Bulletins published by the Department of Edu- 
cation at Washington D. C, U. S. A. 

(Siehe allgemeine Bemerkungen.) 

1. A. Statement of the Theory of Education in the U. S., 
wie sie von vielen mafsgebenden Pädagogen gebilligt 
worden ist. 22 pp. 1874. 

2. Legal Rights of Ohildren. 96 pp. Oircular Nr. 3, 1880. 

3. Constitutional Provisions in Regard to Education in the 
several States of the Am. Union. 130 pp. Oircular Nr. 7, 
1875. 

4. Legal Provisions Respecting the Examination of Teachers. 
46 pp. Oircular Nr. 1, 1883. 

322 



— 7 — 

5. Rural Schools ; Progress in the Fast ; Means of improve- 
ment in the Future. 90 pp. Oircular Nr. 6, 1884. 

6. Teachers' Institutes. 206 pp. Oircular Nr. 2, 1885. 

7. Froceedings of the Department of Superintendence of the 
National Educational Association, 1881, 1882, 1884. 79, 
111 u. 176 pp. 

8. Oity School Systems in the U. S. 207 pp. Oircular 

Nr. 1, 1885. 

9. Ooeducation of the Sexes in the Fublic School of the U. S. 
30 pp. Oircular Nr. 2, 1883. 

10. Value of Oommon School Education to Oommon Labor. 
Oircular Nr. 3, 1879. 

11. Industrial Art in Schools. Oircular Nr. 4, 1882. 

Beutseliland* 

(Geschichtliche Entwickelung des Elementarschulwesens.) 

1. Siehe die hauptsächlichsten Schriftsteller über Geschichte der 
Pädagogik, wie Karl Schmidt, Karl von Raumer u. s. w. 

2. Specht, Geschichte des Unterrichtswesens in Deutschland bis 
zur Mitte des dreizehnten Jahrhunderts. Stuttgart 1885. 

3. Kämmel, Geschichte des deutschen Schulwesens im Übergang 
vom Mittelalter zur Neuzeit. Leipzig 1882. 

4. Gräfes deutsche Volksschule, bearb. von Schumann, Bd. 3. 
Jena 1879. 

5. Strack, Geschichte des deutschen Volksschulwesens.' Gütersloh 
1872. 

6. Vormbaum, Evangelische Schulordnungen des 16. bis 18. Jahr- 
hunderts. 3 Bde. Gütersloh 1860. 

7. Heppe, Geschichte des Volksschulwesens im Mittelalter. Gotha 
1860. 

8. Heppe, Geschichte des deutschen Volksschulwesens, 5 Bde. 
Gotha 1858—1860. 
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9. Löning, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes, S. 733 flf. 
Leipzig 1884. 

10. Stein, Die innere Verwaltung. (Das Bildungswesen.) 2. Teil 
1883 und 3. Teil 1. Heft 1884. Gotha. 

11. Schmidts Encyklopädie der Pädagogik. 

(Siehe Artikel über dies Untenichtswesen in verschiedenen deutschen 

Staaten.) 
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I. Teil. 

Die Entwickelung des Elementarschulwesens in England, Amerika 

und Deutschland vom politischen und staatswissenschaftlichen 

Standpunkte betrachtet. 



A. England. 

Um ein richtiges Verständnis des englischen Elementarunter- 
richtes zu erlangen, mufs man immer zwei bestimmte Elemente im 
Auge behalten, nämlich 

1) die Neigung zur Dezentralisation in der politischen Entwicke- 
lung Englands und 

2) den beständigen religiösen Kampf um das Bestehen einer 
vom Staate eingesetzten und dotierten Kirche. 

Die gegenwärtige demokratische Regierung Englands ist das 
Resultat des Kampfes j welchen das von der Aristokratie geleitete 
Volk jahrhundertelang gegen die Vorrechte des Königs geführt 
hat. In England hat Freiheit immer die freie Selbstbestimmung des 
Individuums bedeutet. Die vorwiegende Idee des politischen Lebens 
in England ist die der individuellen und lokalen Selbstbestimmung 
gegenüber der königlichen oder büreaukratischen Staatsbestimmung. 
Dies hat die Idee erweckt, dafs der Staat nur da eingreifen darf, 
wo die Nationalsicherheit es erfordert. Soweit es die Schulen be- 
trifft, ist diese natürliche Folge demokratischer Entwickelung einer- 
seits verstärkt worden durch das Trachten des Landeskirche, die 
religiöse und intellektuelle Bildung des Volks gänzlich in die Hand 
zu nehmen, anderseits durch das Streben der Dissenters oder Non- 
Oonformists, die Rechte des Gewissens zu wahren und die Macht 
der anglikanischen Eürche zu beschränken. 

Wir werden nachher zwei religiöse Parteien eifrig bemüht sehen, 
die gänzliche Unwissenheit der Massen zu beseitigen, jede einzelne 
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bereit, die Hilfe des Staates an dem grofsen Werke willkommen zix 
heifsen. Aber noch mehr bemüht, ihre eignen Rechte zu behaupten 
und die der anderen zu beschränken, widersetzen sie sich wohl- 
bedacht aller staatlichen Leitung der Erziehung und fordern, dafs 
die Erteilung des Unterrichtes von religiösen Gemeinschaften aus- 
gehe. Wir werden auch weiter finden, dafs der Staat bis 1832 gar 
nichts für die Erziehung des Volkes gethan hat, dafs bis zum heu- 
tigen Tage die ganze Funktion des Staates auf Elementarschulen 
beschränkt ist, und dafs bis 1870 selbst auf diesem Gebiete der Ein- 
flufs des Staates sich durch die Hinterthür finanzieller Hilfe auf 
Zuflüsse, die den betreffenden religiösen Gemeinschaften geleistet 
wurden, beschränkt ; dafs endlich der Staat den religiösen Gemein- 
schaften grofse Summen bewilligt und selbst nur da an der Bildung 
teilnimmt, wo Privatbemühungen nicht ausreichen, alle Kinder zu 
unterrichten. 

Die Kirche war im Mittelalter die Hüterin der Gelehrsamkeit 
und nach der Reformation die Übermittlerin derselben an die Volks- 
massen. 

Luthers Übersetzung der Bibel und Heinrich des VIII. Erlaub- 
nis, dafs dieselbe von dem Volke in seiner eignen Sprache gelesen 
werden dürfe , waren die Freibriefe der Volksbildung ^). Aber ob- 
wohl die Kirche die Bildung bewahrt und befördert hat, ist sie nie 
und nirgends das Werkzeug einer allgemeinen und genügenden An- 
wendung derselben gewesen. Die Ursache dazu liegt auf der Hand. 
Wie grofsherzig und philanthropisch auch einzelne Mitglieder der 
Kirche sein, wie deutlich sie auch den Nutzen und die Notwendig- 
keit einer gründlichen intellektuellen Bildung einsehen mögen, die 
Kirche als solche ist immer darauf bedacht, für ihren Glauben Propa- 
ganda zu machen. Selbst in England, dem reichsten Lande unter 
der Sonne, hat der Klerus, auf jahrhundertelanges eifrigstes Streben 
nach Zivilisation gestützt, vom lebhaftesten Wetteifer nach einem 
gemeinsamen Zweck angespornt, und unter Beihilfe von enormen 
Geldsummen seitens des Staates, zugestandenermafsen nicht ver- 
mocht, mehr als der Hälfte oder zwei Dritteln der Bevölkerung 
Elementarunterricht zu gewähren. Zudem hat sich der lelementare 
kirchliche Unterricht als sehr oberflächlich erwiesen, bis das scharfe 
Auge der Staatsinspektion die Qualität des Unterrichts untersuchte 
und die Menge der zu bewilligenden Gelder demgemäfs bestimmte. 



^) Bumet's Beformation, 1 part 1, 410, 452. London. 
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Die Entwickelung des Elementar-Schulwesens in England hat 
seit der Eeformation drei bestimmte Perioden durchgemacht. Die 
erste Periode reicht bis zum Anfang dieses Jahrhunderts. Während 
derselben wurde fast der gesamte Unterricht der Hauptsache nach 
durch die Kirche Englands beherrscht. 

Die 2. Periode dauert bis 1870. In diesem Zeitraum wird der 
Elementarunterricht noch von religiösen Gemeinschaften bestimmt, 
aber nicht allein von der Earche Englands. Diese grofse Organisa- 
tion wird jetzt in ihrem Streben, dem Charakter des ganzen Volkes 
das Dogma ihres eigentümlichen (Kirchen-) Glaubens aufzuprägen, 
gehemmt, bekämpft, ja negiert, und zwar durch eine Anzahl anders 
denkender religiöser Gesellschaften, welche sämtlich Dissenters ge- 
nannt werden. — Diese ganze Periode wird erfüllt von einem Ge- 
misch erbittertem Kampfes, scheeler Eifersucht, patriotischen Zwie- 
spalts, unerträglicher Bigotterie; auf der einen Seite trachtet man 
danach, die Rechte des Gewissens zu wahren; auf der andern be- 
müht man sich, die Vorrechte der bestehenden Landeskirche aus 
einer Zeit, wo die Geister der Menschen äufserem Zwange unter- 
worfen waren, zu sichern. — Jedoch waren alle Parteien in dieser 
stürmischen Zeit einig in der Forderung einer allgemeinen, auf der 
Religion basierenden Erziehung. — Aber wie düster und nutzlos 
auch dieser Kampf jetzt erscheinen mag, so lehrte er doch das eng- 
lische Volk allmählich die Notwendigkeit, die Herrschaft der Sub- 
jektivität in der Erziehung zu brechen. Er zeigte den Weg zur 
Versöhnung der gegenüberstehenden Parteien durch die Vermittelung 
des Staates und leitete auf diese Weise die dritte Periode ein. Diese 
beginnt im Jahre 1870, wo zum ersten Male in England der Staat 
in seiner souveränen Macht die Sache des Elementarunterrichtes in 
die Hand nahm. 

A. Erste Periode. 

Der Unterricht unter der Führung der anglikanischen Kirche. 

Die Einwirkung der Reformation auf England war eine ganz be- 
sondere und eigentümliche. In den meisten andern Ländern durch- 
drang das neue begeisternde Leben die ganze Bevölkerung bis zu den 
niedrigsten Schichten. Aber in England fühlten nur die handeltreiben- 
den Klassen das neue Leben in seiner ganzen Gewalt. Die Kirche 
war gezwungen, Heinrich den VIII. anstatt des Papstes als ihr Ober- 
haupt anzuerkennen, behielt aber ihren ursprüjoglicheu CJharakter im 
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grofsen und ganzen unverändert bei. Nach der Zerstörung der 
spanischen Armada verwandelten sich die gemäfsigten B^tholiken, 
wie der Historiker Fronde sagt, in Katholiken mit folgender Unter- 
scheidung, Anglo-Katholiken oder Anhänger der Hochkirche — High- 
Ohurchmen. Er sagt weiter; Jene Niederlage war die Predigt, 
welche die Bekehrung der englischen Nation vollzog, die Katholiken 
in Anglikaner umwandelte, d. h. in Mitglieder der Landeskirche und 
der teilweise reformirt katholischen Kirche, die vom Papste getrennt 
war und die Oberherrschaft des englischen Landesherm anerkannte^ 
Die Kirche erneuerte in den Kirchengesetzen von 1604 ihre alten 
Anrechte auf die Beaufsichtigung des Unterrichtes. ^). 

Diese Gesetze bestimmten abermals, dafs der Lehrer seine Be- 
rechtigung zum Unterrichten von den Kirchenoberen erhalten und 
sich zu den Artikeln der Religion bekennen müsse. — Unterpfarrer 
sollten andern vorgezogen werden. Von dem Schullehrer vnirde 
nur gefordert, den Katechismus und Sprüche aus der heiligen Schrift 
zu lehren und die Kinder der Kirche zuzuführen-). 

Die früher von Eduard und Elisabeth gegebenen Vorschriften, 
den Armen Lesen und Schreiben zu lehren, kamen nunmehr in 
Vergessenheit. Spätere Parlamentsacte, besonders die Uniformitäts- 
acte von 1662, stärkten den Arm der Geistlichkeit der Kirche Eng- 
lands und gaben ihr die ganze Oberaufsicht über die Schulen. Diese 
Acte verlangte, dafs der Lehrer eine Erklärung unterschrieb, er sei 
mit der Kircheüliturgie einverstanden ; auch verordnete sie, dafs das 
Lehren ohne Erlaubnisschein von dem vorgesetzten Geistlichen mit 
Gefängnishaft bestraft werden sollte. — 

Die hauptsächlichsten Hilfsquellen, die dem Unterrichtswesen 
während dieser Periode zuflössen, waren 1) Reste von dem Eigen- 
tum der Klöster, die nach der Reformation eingezogen worden waren, 
2) Privatschenkungen und 3) Beihilfe aus der königlichen Kasse. 
Patriotische Staatsmänner jener Zeit strebten dahin, eingezogene 
Klostergüter gänzlich für das Unterrichtswesen zu verwenden. 

Aber Habgier von öffentlicher und privater Seite rifs den 
gröfsten Teil derselben an sich. Heinrich VIII. stiftete 10 Latei- 
nische Schulen, Eduard VI. 27, Maria 5, Elisabeth 25. Es blieb 
der Privatwohlthätigkeit überlassen, das zu ersetzen, was die Hab- 
gier verschlungen hatte. — Von etwa 700 Schulstiftungen für mitt- 
leren Unterricht verdanken 200 ihren Ursprung der Periode der 

*) Oardwells Synodalia, 291. London. 
3) Canons, 77, 78, 79. 
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Reformation, 67 darunter wurden von Landesoberhäuptern gegründet. 
Viele Elementarunterrichtsanstalten wurden später ins Leben ge- 
rufen, aber vielfach gemifsbraucht, da die mit ihrer Führung be- 
trauten Männer die Einnahmen derselben verschleuderten oder zu 
ihrem eignem Vorteil verwendeten. Erst im 19. Jahrhundert 
wurden diese Mifsstände untersucht und beseitigt. Ursprünglich 
sputen in vielen der (Grammar-Schools) Latein-Schulen die Armen 
unterrichtet werden. Diese wurden aber allmählich daraus verdrängt 
und fast ganz ohne Unterricht gelassen, während die Kinder der 
mittleren und oberen Klassen des Volkes die Schulen besuchten. 
Unter der Klosterherrschaft in der Kirche waren es gewöhnlich die 
Söhne der Armen, welche für geistliche Amter herangebildet wurden. 
Auf diese Weise war es früher möglich gewesen, soziale Ungleich- 
heiten auszugleichen, aber jetzt ging selbst dieses Mittel verloren, 
so dafs die arme Klasse hilflos, wie in die Fesseln eines Kasten- 
systems geschlagen dastand. Die menschliche Gesellschaft mufs 
aber irgend eine Macht haben, die Kräfte der niederen Klassen zu 
verwenden und zu regulieren, um dieselben nützlichen Bahnen zu- 
und von schädlichen abzulenken. Diesem Bedürfnis entsprach lange 
Zeit hindurch das Lehrlingssystem, ein rauhes und schnelles Mittel, 
über die unwissenden und gefährlichen Klassen zu verfügen. Es 
glich einem Staatssystem zu industrieller Erziehung, da es sowohl 
für den Lehrling als den Lehrmeister obligatorisch war, falls ersterer 
anderweitiger Versorgung entbehrte. Der Staat griff jeden umher- 
streifenden Knaben auf und gab ihn zu irgend einem Handwerks- 
meister in die Lehre. Die meisten Lehrlingsgesetze wurden unter 
Heinrichs des VIII. Regierung entworfen. Lehrlingsunterricht und 
Erziehung hatten einen rein mechanischen Charakter und waren nur 
zu oft nichts anderes als eine Art Sklaverei. Sie berührten nie 
das intellektuelle und moralische Leben, begnügten sich vielmehr 
mit einem gewissen Grade von mechanischer Geschicklichkeit. Freilich 
bestrebte man sich, durch dieselben gute Arbeiter heranzubilden, 
aber man konnte durch sie allein keine guten Bürger erziehen. Wir 
finden aus jener Zeit viele Gesetzesentwürfe gegen „dreiste Land- 
streicher". Obwohl Heinrich VIII. 72000 dieser Art hinrichten 
liefs, so war doch das Übel nicht auszurotten ^). Die Welt sah. da- 
mals ein, wie sie es jetzt noch zugeben mufs, dafs weder eiserne 
Gesetzesstrenge, noch religiöse Zucht soziale und national -öko- 



*) Nicholls* History of the Poor Law 1, 130. I^ndon. 
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nomische Übel zu heilen vermag^ wenn sie sie auch beschränken und 
mildem kann. Der äufserste Pauperismus und die tiefste Unwissen- 
heit herrscht sogar bis zum heutigen Tage in erschreckendem Grade 
unter den unteren Klassen in England. Die Hauptgründe dieser 
Zustände sind die grofse Vernachlässigung des Volksunterrichtes in 
England bis in die neueste Zeit und die Unmöglichkeit, für die 
Arbeiterbevölkerung Grundbesitz zu erlangen, der im grofsen und 
ganzen durch eine einseitige Erbgesetzgebung u. s. w. in den Händen 
der Eeichen festgelegt ist. — Das in dieser Klasse herrschende 
Elend, die Unwissenheit und der Aberglauben verlangten dringend 
von dem Christen und Menschenfreund Mitleid und Hilfe. Erwägt 
man die Erziehungsmittel und die in jener Zeit herrschenden Ideen 
über Erziehung der unteren Klassen, so erklärt es sich, dafs man 
zu allererst moralischen und religiösen Unterricht und Erziehung 
derselben erstrebte. Man glaubte, es würde dem Staate und den zu 
Unterrichtenden gleich gefährlich sein, den niederen Schichten des 
Volkes intellektuelle Bildung zu gewähren. Selbst im Parlament 
herrschte diese Ansicht noch in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts 
vor. Sogar noch im Jahre 1839 bekämpfte „Blackwood's Magazine" ^) 
die Volkserziehung, und zwar weil man annahm, die Bildung würde 
das Volk unzufrieden und unruhig machen, weil Unwissenheit die 
Mutter der Zufriedenheit sei, und weil religiöser Unterricht der 
einzige sei, durch den die unteren Schichten füglich gebildet werden 
könnten. Die Religion, sagte die Zeitschrift, mache sie geduldig, 
demütig und sittlich; sie erleichtere die Bürde ihres irdischen 
Lebens durch die HofiTnung auf eine glückselige Ewigkeit*). 

Diese die Bildung des Volkes erstrebende religiöse Bewegung 
hat drei Phasen durchgemacht. Die erste war die Gründung der 
Gesellschaft zur Beförderung der christlichen Erkenntnis. 1699 ge- 
gründet, stand sie unter der Leitung der Geistlichen der angli- 
kanischen Kirche. Die zweite bezeichnet die Errichtung einer 
ähnlichen Gesellschaft der Dissenters und Non-Conformisten im 
Jahre 1750; die dritte war die Aufstellung des jetzt weit und breit 
bekannten Sonntagsschul - Systems von Robert Raikes 1781. Die 
Bestrebungen aller dieser Gemeinschaften waren hauptsächlich reli- 
giösen Charakters, gaben aber einen beträchtlichen Anstofs zum 
intellektuellen Elementarunterricht. — Dies gilt besonders von den 



») Vergl. Combe, Education by Yolly, 532. London. 
«) Siehe Adams, The Elementary School Contest, pp. 47, 66, 84. 
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Sonntagsschulen. Im Hinblick auf das amerikanische System sind 
diese Schulen von grofsem Interesse, denn sie geben fast einzig 
Unterricht in der Religion, welcher dort in den öflFentlichen 
Schulen nicht als Lehrgegenstand auftritt, da dieselben konfessions- 
lose Schulen sind. 

Das Verlangen nach moralischer Bildung war aber nur der 
Vorläufer einer gröfseren Bewegung, die' allein mit der Reformation 
zu vergleichen ist. Durch dieselbe kündigte sich jene soziale, poli- 
tische und nationale Sturmflut an, welche als die Empörung des 
Menschengeistes gegen die Sklaverei angesehen werden kann, wie 
die Reformation das Sichloswinden von der geistigen Sklaverei war. 
Sie fand ihren theoretischen Höhepunkt in der Philosophie der Auf- 
klärung, in den Schriften eines Voltaire, eines Diderot, eines 
Rousseau und gipfelte nach ihrer praktischen Seite in der französi- 
schen Revolution. Dem immer stärker hervortretenden Geist der 
Demokratie, welcher durch das 19. Jahrhundert weht, ging wie sein 
Heroldsruf das Bestreben voran, das zunehmende Bedürfnis des 
Volkes nach Bildung durch die Religion zu befriedigen. Diese allein 
jedoch war nicht hinreichend. Des Volkes neue Hoffnungen und 
Pflichten forderten jenes geistige Licht, das nur durch intellektuelle 
Bildung zu erreichen ist. So brachten es die Verhältnisse mit sich, 
dafs am Anfang dieses Jahrhunderts zwei Unterrichtsvereine auf- 
traten, deren Aufgabe es ist, diesen Anforderungen zu genügen. 

B. Zweite Periode. 

Fortentwickelung des Elementarschulwesens unter der Leitung entgegengesetzter religISser 

Gesellschaften. 

1. Begründung des freiwilligen Elementar- 
schulsystems. 

Zwei bedeutende Männer, Joseph Lancaster und Andrew 
Bell, sind als Begründer des englischen freiwilligen Schulsystems 
anzusehen, sowie als die Vertreter des Monitorensystems, das sich 
aber als unzulänglich erwiesen hat. Nach demselben übernahmen 
ältere Bänder bei jüngeren und unwissenderen die Stelle des Lehrers. 
Zuerst waren die eben genannten Männer Freunde und strebten be- 
geistert nach einem gemeinsamen Ziele, nämlich nach der Verall- 
gemeinerung des Unterrichts auf alle Kinder. Bald aber wurden 
sie Führer feindseliger religiöser Parteien und bittere persönliche 
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Feinde. Die scheinbare Ursache ihrer Uneinigkeit war die Behaup- 
tung eines jeden von ihnen, dafs er der Erfinder des Monitoren- 
Systems sei. Der tiefere Grund aber war der Streit um die Beauf- 
sichtigung der Elementarschule von Seiten der Kirche. 

Joseph Lancaster, der Sohn eines Londoner Quäkers, begann 
seine Wirksamkeit als Lehrer im Jahre 1798 unter einer Anzahl 
armer Kinder, die er auf seines Vaters Grundstück in einem Schuppen 
um sich versammelte. Sein Erfolg war so grofsartig, dafs er im Jahre 
1800 eine seine Thätigkeit schildernde Broschüre herausgeben konnte, 
welche „Verbesserungen der Erziehung und des Unterrichtes" hiefs. 
Er schlug vor, eine Gesellschaft zu gründen, welche die Förderung 
der Sittlichkeit und den Unterricht der Jugend in nützlichen Kennt- 
nissen zum Zweck haben sollte. Er wollte zugleich Lehrer heran- 
bilden und ihren Stand fördern. Kurz, seine Idee war, eine allge- 
gemeine intellektuelle Bildung auf einer religiösen, aber nicht sek- 
tiererischen Grundlage. Seine Schulen gediehen aufserordentlich, 
wurden vergröfsert, vom Könige begünstigt und von mancher der 
Aristokratie angehörenden Persönlichkeit besucht. Lancaster er- 
freute sich des Beistandes der meisten hervorragenden Liberalen 
jener Zeit und erhielt von allen Seiten bedeutende Geldsummen. 
Aber der äufseren praktischen Verwaltung unfähig, verwickelte er 
sich bald in finanzielle Ungelegenheiten. Freunde leisteten ihm 
wiederholt Hilfe^ aber vergeblich. Endlich wurde ihm ein Finanz- 
Komitee beigegeben und sein Amt scharf von seinen Privatunter- 
nehmungen getrennt. Darauf zog er sich von dem Komitee zurück, 
geriet aber bald wieder in hoffnungslose Geldverlegenheiten. 

Im Jahre 1814 trennte sich das Komitee ganz von ihm und 
nahm den Namen: „Schulverein für Grofsbritannien und das Aus- 
land" (British and Foreign School Society) an, den es noch jetzt 
führt. — Lancaster ging zuerst nach Schottland und dann nach 
New York, wo er 1833 von einem scheuen Pferde getötet wurde. — 
Sein Verdienst ist, den Gedanken gefafst und die Ausführung des- 
selben versucht zu haben, dafs alle Kinder in den Elementarfächern 
unterrichtet werden sollten. — Der Schulverein für das In- und Aus- 
land wurde bald ein bedeutender Hebel zur Förderung des frei- 
willigen Unterrichtswesens. Viele berühmte Männer sind mit ihm 
in Verbindung getreten. — Er hat immer als Sammelplatz für die 
Förderer der auf der unsektiererischen Religion basierenden Erziehung 
gedient. Dafs jene meistenteils zu den Dissenters und Non-Confor- 
misten gehörten, liegt in der Natur der Sache. 
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Aber die Popularität und der glückliche Erfolg der Lancaster- 
schen Schulen mit den vielfachen Begünstigungen von Seiten des 
Königs und vieler Privatleute beunruhigten die Partei der englischen 
Kirche. Sie sah in dem Aufblühen der ersteren einen Eingriff in 
die Eechte ihrer Oberherrschaft über die Schule. Zu dieser Zeit 
begannen jene unerquicklichen Schmähungen, welche sie von jeher 
allen nicht aus ihr hervorgegangenen Versuchen allgemeinen Unter- 
richts entgegenschleuderte. Das Lesenlehren aufserhalb der eng- 
lischen Kirche hat seit jener Zeit als „Unglaube" und „Atheismus" 
gegolten. Portwährend ertönten die wohlbekannten Schlagwörter: 
„Die Kirche in Gefahr" — „die Religion in Gefahr". — Ohne 
Zweifel war es der Trieb der Selbsterhaltung seitens der Kirche, 
die instinktive Vorahnung jener sich bahnbrechenden, immer zu- 
nehmenden Volksanschauung, welche selbst in der Gegenwart ver- 
sucht, ihr den Besitz sozialer und staatlicher Vorrechte streitig 
zu machen und ihr das vom Staat zufliefsende Einkommen zu ent- 
ziehen. — Es war daher ganz natürlich, dafs die englische Kirche 
versuchte, einen Mann und eine Organisation zu finden, geeignet, 
diesem schädlichen Binflufs entgegen zu wirken. Einen solchen 
Mann fand sie in Andrew Bell, eine solche Gesellschaft in dem 
Nationalverein zur Förderung der Erziehung der Armen nach den 
Prinzipien der Landeskirche — oder kurz genannt „The National 
Society". Diese Organisation entstand aus dem Wirken Beils und 
seiner Mitarbeiter. 

Andrew Bell, ein Schotte, wurde zu St. Andrews als Sohn 
eines Haarkräuslers geboren. In früher Jugend ging er nach Ame- 
rika und bekleidete die Stelle eines Hauslehrers. Seine Mufsestunden 
benutzte er dazu, Spekulationen mit Tabak zu machen, wobei er 
bedeutende Geldsummen gewann. Später reiste er nach Indien, wo 
er in Madras Titular-Direktor einer Kinderbewahranstalt wurde. 
Hier erfafste er zum ersten Male die Idee des Monitorensystems, 
welches man hier anwandte. Nach demselben war fast jeder Schüler 
ein Lehrer. „Er unterrichtet einen Knaben, während ein anderer 
ihn unterrichtet." -— Als er nach England zurückgekehrt war, ver- 
öffentlichte er einen Bericht seiner Erfahrungen, welcher erst durch 
Lancasters Schrift allgemeinere Aufmerksamkeit auf sich zog. — 
Zunächst umfafste sein Plan nur industriellen und religiösen Unter- 
richt, aber er wurde erweitert, um das zunehmende Verlangen nach 
intellektuellem Unterricht zu befriedigen. — In scharfem Gegensatz 
zu Lancasters Unfähigkeit in bezug auf finanzielle Verhältnisse steht 

IV. 4. 833 ä 
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die Gewandtheit Beils in dieser Hinsicht. Er hatte ein Talent, 
glückliche Spekulationen zu machen und seine eignen Interessen zu 
fördern, welche letzteren er aber mit der Sache der Erziehung und 
des Unterrichtes zu deren gunsten verband. Er starb im Jahre 
1839 und hinterliefs £ 120000, die er bestimmt hatte, „Madras"- 
Schulen in den gröfsten Städten Schottlands zu gründen. 

Durch die Bemühungen von Anhängern der Kirche (Churchmen) 
wurden Bell und seine Methode zu grofsem Ansehen gebracht. Er 
trat persönlich und schriftlich in freundschaftlichen Verkehr mit den 
hervorragendsten Männern. Man stellte sein System an Bedeutung 
der Erfindung der Buchdruckerkunst zur Seite. — Ooleridge, schreibt 
Dr. Quincey ^), fand himmlische Wunder in dem Plan, auch in dem 
Manne, Southey ^) nannte ihn den gröfsten Wohlthäter der Mensch- 
heit seit Luther und ehrte ihn dadurch, dafs er seine Biographie 
schrieb^). — Lancaster wurde ein Lügner, Quacksalber, Markt- 
schreier und ein Dieb der Methode eines anderen Mannes gescholten, 
während man Bell einen thörichten Alten nannte, dessen sich die 
englischen Kirche bemächtigt hatte, Lancaster seiner Entdeckung 
zu berauben*). 

Die offenkundige Ursache dieses Streites war, wie gesagt, die 
Autorschaft des Monitorensystems, durch welche unter der Leitung 
eines Lehrers eine ganze Anzahl Kinder unterrichtet werden könnten, 
während dieselben einander unterrichteten, eine Art fortwährenden 
Selbstgetriebes im Unterricht. Aber wie schon angedeutet, lag der 
wahre Grund tiefer. Es war dies ein Kampf zwischen entgegen- 
gesetzten Kirchenparteien wegen der Leitung des Elementarunter- 
richtes durch rivalisierende religiöse Körperschaften. Die Moni- 
torenmethode wurde als wertlos verurteilt, ehe der Streit darüber, 
wer ihr Erfinder sei, entschieden war. - Ein halbes Jahrhundert hin- 
durch war der Streit über die Beaufsichtigung des Unterrichtes die 
Ursache der Uneinigkeit über jeden zu gunsten der Nation ent- 
worfenen Unterrichtsplan , der in- und aufserhalb des Parlamentes 
in Vorschlag gebracht wurde. Um den Einflufs der British and 
Foreign Society entgegenzuwirken, wurde von der Kirchenpartei 
der Nationalverein organisiert. 



^) Dr. Quincey's Works, 11, 92. London. 

«) Life of Bell, 2, 479. 

») Southey, Life of Bell. London. 

*) Life of Bell, 2, 283. 
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Vom ersten Augenblicke an war sein Erfolg gesichert. Er 
wurde von Barchen- und Staatsbehörden begünstigt und im Jahre 
1817 durch ein königliches Handschreiben (Charter) anerkannt. Sechs 
Jahre später gab ihm der König die Erlaubnis, in den Gemeinden 
Geldsammlungen zu veranstalten, die ihm jährlich 10 000 £ zu- 
sicherten. Vier Jahre nachdem es ins Leben gerufen war, konnte 
das Komitee berichten, seine Hilfsquellen seien „unerschöpflich" *). 
Die National Society wurde bald das Organ aller Bestrebungen der 
Kirche für die Volksbildung; sie hat noch heute mehr als die Hälfte 
aller Elementarschulen von Grofsbritannien und Wales unter ihrer 
Aufsicht. 

Diese zwei Vereine bildeten viele Jahre hindurch den Mittel- 
punkt aller Unterrichtsbestrebungen. Kaum war ein berühmter 
Geistlicher, Schriftsteller oder Staatsmann zu finden, der sich nicht 
an ihrem Streite beteiligt hätte. Sehr oft ist der gegenseitige Kampf 
zwischen den Vereinen durch Eifersüchteleien und religiöse Intoleranz 
gekennzeichnet worden und hat ohne Zweifel oft den öffentlichen 
Geist von dem Hauptziele abgelenkt. Allen Parteien konnte aber 
zu jener Zeit der Wunsch angemerkt werden, dem anerkannten Be- 
dürfnis des Volkes nach Unterricht entgegenzukommen. Es würde 
auch nicht gerecht sein, die grofsen und oft uneigennützigen Be- 
mühungen zu gunsten der Volksbildung von Seiten der religiösen 
Körperschaften unerwähnt zu lassen. Da sie aber ein Werk über- 
nahmen, welches nur der Staat auszuführen vermag, so konnte das 
Fehlschlagen nicht ausbleiben. — Es dauerte aber zwei Drittel des 
Jahrhunderts, ehe das britische Volk sich von der Thatsache über- 
zeugte, dafs der Staat einen Teil der Volkserziehung selbst über- 
nehmen mufs. Mr. Adams ^) sagt : „Die reichen Hilfsquellen der 
National Society befähigten sie, die Führerschaft in der Gründung 
imd Erhaltung von Schulanstalten zu übernehmen und zu behaupten ; 
aber in der Entwickelung und Anwendung eines Staatsschulsystems 
hat sie eine Keihe vernichtender Niederlagen erlitten. Ihre An- 
mafsung, den Charakter der Erziehung zu beherrschen und be- 
stimmen zu wollen, ist wiederholt vom Parlament negiert worden; 
sie hat ihren Einflufs nur dadurch erhalten; dafs sie den Fortschritt 
der öffentlichen Meinung anerkannte und den zur sozialen und 
politischen Existenz notwendigen Unterricht annahm, welcher eine 



^) Life of Bell, 3, 28. 

^ Adams, The Elementary School Contest. London p. 64. 
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der Bedingungen dauernder sozialer und politischer Existenz ist." 
Dies erklärt, warum die National Society noch immer ein Netz von 
Gemeindeschulen verwaltet, während sich die Staatseinrichtungen 
allmählich dem Mafsstab der „Britisch and Foreign Society "genähert 
haben. 

2. Die ersten Yersuche einer Schulgesetzgebung. 

Während die freiwilligen XJnterrichtsvereine ihre Kräfte organi- 
sierten, fand das zunehmende Bewufstsein, dafs das Volk des Unter- 
richts bedürfe, auch im Parlamente Ausdruck. Im Jahre 1807 
legte Mr. Whitbread eine Bill für Gemeindeschulen vor, welche 
durch Gemeindesteuer erhalten und durch den Kirchen- und Ge- 
meindevorstand verwaltet werden sollten. Diese Bill wurde vom 
Unterhause angenommen, aber von dem Oberhause abgelehnt. Die 
Notwendigkeit, die untersten Klassen des Volkes zu unterrichten, 
war zu dieser Zeit durchaus noch nicht allgemein anerkannt; die 
Einführung einer Verwaltung des Volksschulunterrichtes durch 
Bjrchenbehörden würde ferner den Elementarunterricht gänzlich in 
die Hände der englischen Kirche gelegt haben. Dies waren die 
zwei Hauptgründe der Ablehnung der Bill, aber es wurde ein Prinzip 
gewonnen. Das Unterhaus hatte besonders behauptet, dafs der 
Staat für den Volksunterricht, der unter der Lokalverwaltung stehen 
sollte, verantwortlich sein müfste. 

Mr. Brougham, der Nachfolger des Mr. Whitbread, that den 
nächsten Schritt in dieser Angelegenheit im Parlament. Im Jahre 
1816 wurde ihm ein Komitee unterstellt, um den Unterricht der 
ärmeren Bevölkerung von London zu untersuchen, und 1818 noch 
ein weiteres, welches aus Stiftungen erwachsene Schulfonds revidieren 
sollte, die vielfach unredlich und nicht sachgemäfs verwaltet worden 
waren. Diese Untersuchungen erregten von selten derer, die sich 
durch dieselben in ihren Vorrechten bedroht sahen, stürmische 
Opposition. Als Mr. Brougham im Jahre 1820 seine auf diese 
Untersuchungen gestützte Unterrichtsbill vorlegte, suchte er die be- 
leidigte Partei zu versöhnen. Aber die Konzessionen, welche er 
ihr dabei machte, erregten gleiche Opposition auf der entgegen- 
gesetzten Seite. Obgleich er vorschlug, die Verwaltung der Lokal- 
gelder den Lokalbehörden zu übergeben, so bestimmte er doch, 
dafs der Lehrer ein Mitglied der Kirche Englands sein und von 
dem Gemeindeprediger ein Zeugnis beibringen müsse. Trotzdem 
er festsetzte, dafs beim Keligionsunterricht keine kirchlichen Por- 
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msditäten gebraucht werden dürften , so bewirkte die heftige Oppo- 
sition der Dissenters die Abweisung der Bill^). Jetzt kam der 
Streitpunkt deutiieh zum Vorschein. Auf der einen Seite wollte 
die englische Kirche mit einer Gesetzgebung nicht einverstanden sein, 
welche geeignet wäre, ihre Macht über die Schulen abzuschwächen. 
Auf der andern Seite wollten die Dissenters nichts von Plänen 
wissen, welche die Kirche aufs neue bereichem oder dazu dienen 
könnten, eine ihrer tapfer erkämpften religiösen Freiheiten zu ge- 
föhrden. Die Klippe, an der jeder Antrag für allgemeine Elementar- 
schulen scheiterte, war die Unmöglichkeit, Gemeindesteuern auf- 
zuerlegen, ohne die Gemeindeverwaltung zu umgehen oder das 
ünterrichtswesen aus den Händen der Earche zu entreifsen. Das 
Volk wollte nichts von Besteuerung ohne Vertretungsrecht hören, 
noch wollte die Kirche etwas von parteiloser Verwaltung der 
Schule wissen, ebensowenig als von Eeligionsunterricht, der von der 
dogmatischen Kirchenlehre abwiche. 

Nach der Niederlage Broughams fürchteten Staatsmänner die 
Sache wieder zu berühren, um nicht in ein Wespennest zu greifen 
und religiöse Streitigkeiten aufzurühren. Aber wenn im Parlament 
nichts geschehen konnte, so regte es sich doch aufserhalb desselben. 
Neben der Eeform des Parlamentes und des Städtewesens, der 
Einführung einer Fabrikgesetzgebung, der Abschaffung des Sklaven- 
handels dachte man ernstlich über die Sache des Volksschulwesens 
nach. In dem Zeitraum vom Jahre 1820 — 1835 trat die erste Ära 
der billigen Litteratur ein, der Herstellung von Lesezimmern, Ar- 
beiterfachschulen ^), Vereinen zur Ausbreitung von Kenntnissen, und 
des Manchesterschen statistischen Vereines, der viel that, um dem 
Publikum einen klaren Einblick in das Ünterrichtswesen Englands 
zu verschaffen. Die Presse erfafste lebhaft die Wichtigkeit und 
Notwendigkeit, in dieser Hinsicht zu wirken. Die zunehmende 
Macht der Demokratie, dazu der feste Entschlufs, ihre Macht aus- 
zunützen, auf der einen Seite, die Furcht der höheren Klassen, 
durch Unwissenheit regiert zu werden, auf der andern, lenkten ver- 
eint das Interesse des Publikums auf die Sache des Schulwesens. 
Als seitens des Staates wirklich ein Anfang gemacht wurde, kam 
er unerwartet und ohne Gesetzgebung. — Dies führt uns zu der 
dritten Stufe der zweiten Periode. 



^) Adams, The Elementary School Oontest, p. 77, 78. 
«) Shuttleworth, Four Periods of Publiq Bduoation, 
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3. Das XJnterrichtswesen in der Hand einer kirch- 
lichen Partei unter der Unterstützung des Staates. 

1) Im Jahre 1832 wurde die Summe von £ 20 000 zur Unter- 
stützung der Volkserziehung in das Budget aufgenommen und von 
einem besondem Komitee bewilligt. Es war keine Gesetzvorlage 
dazu nötig, noch wäre sie in dieser oder in der darauffolgenden 
Zeit möglich gewesen. Diese Geldbewilligung, Grant genannt, 
wurde jährlich bis 1839 erneuert und von der Pinanzkammer ver- 
waltet. Durch die zwei religiösen Vereine, den Nationalverein und 
den Verein des britischen In- und Auslandes, wurde das Geld ver- 
teilt und dazu verwendet, um Lokalthätigkeit in Erbauung von 
Schulhäusem zu erwecken und zu erhalten. Das Geld wurde den 
Gemeinden durch die Empfehlung seitens des einen oder des andern 
Vereines bewilligt, aber unter der Bedingung, dafs die Gemeinde 
selbst wenigstens eine gleiche Summe aufbrächte. — Aber diese 
Fonds wurden nicht gut verwaltet. Man hatte keine Gewähr, dafs 
sie richtig und fruchtbringend angewendet wurden ; keine Sicherheit, 
dafs die Schulgebäude urkundlich eingetragen oder in baulichem 
Stande erhalten würden. Auch hatte man keine sichere Gewähr, 
gute Lehrer oder überhaupt gute Schulen zu haben. Das Parlament 
fühlte, dafs, wenn jährlich grofse Geldsummen in unzuverlässige 
Hände flössen, es wünschenswert wäre, sie behufs richtiger Ver- 
waltung einer verantwortlichen Körperschaft; zu unterstellen. Dem- 
gemäfs wurde im Jahre 1839 ein Komitee zur Verwaltung der 
Grant s im Kabinett gebildet und das Komit6 des Erziehungsrates 
genannt (Commitee of Council on Education) i). 

2) Es wurde die Pflicht des Komitees, die jährlichen Grants zu 
verwalten, welche im Jahre 1839 auf 30 000 £ 



1842 


„ 40000 „ 




1852 


„ 160 000 „ 




1861 


„ 840 000 „ 




1877 


„ 1 543 225 „ 




1880 


„ 2 130 009 „ 


und 


1884 


„ 3 110 912 „ 


pro Jahr gestiegen 



waren. Eine Anzahl (Clerks) Verwaltungsbeamten wurden angestellt 
und das Komitee erteilte von Zeit zu Zeit Regulative zur Verwaltung 
der Grants, welche die Protokolle des Konziliums (Minutes of 
Councils) genannt wurden. Im Jahre 1860 wurden diese Protokolle, 



^) Shuttleworth, Four Periods of Public Education, p. 179. 

338 



— 23 — 

deren Zahl eine selir grofse war, systematisch geordnet und als 
Codex oder Eegulative publiziert. Im Jahre 1861 wurden die 
Eegulative revidiert, und als Kevidierter Codex (Revised Code) 
herausgegeben. 

Die ersten Bestrebungen des Komitees hatten zwei Hauptziele, 
1) die Gründung eines National-Lehrerseminares und 2) die Ein- 
führung des ^Prinzipes von der staatlichen Beaufsichtigung als Be- 
dingung der Geldbewilligung durch das Parlament. Der Vorschlag 
des Lehrerseminars basierte auf einem sogenannten einheitlichen 
TJnterrichtssystem, d. h. einem System, nach welchem aller Unter- 
richt, den in der Beligion ausgenommen, allen gemeinsam, der letztere 
aber den Dissenters besonders erteilt werden sollte. Dieser Plan 
wurde aber von der Kirchenpartei eifrig bekämpft, einmal, weil er 
die Dissenters den Mitgliedern der Landeskirche glöichstellte, und 
anderseits, weil die englische Kirche das Becht beanspruchte, 
gemäfs dem Kirchengesetz von 1604, Lehrer vorzubereiten und mit 
Eähigkeitszeugnis zu versehen. Infolgedessen bekämpfte sie jeden 
Antrag, der das Eingreifen des Staates in ihre Rechte ermöglichte. 
Die gegen diesen Plan erregte Opposition wurde so grofs, dafs die 
Regierung Lord Melbournes sich nur dadurch rettete, dafs sie ihn 
gänzlich zurückzog. Das zum National-Lehrerseminar bestimmte Geld 
wurde unter die Privatkirchen-Lehrerseminare und durch die zwei 
bestehenden Vereine für England und das Ausland zur Hilfe von 
sektiererischen Seminaren verteilt. Noch jetzt verfährt man in dieser 
Weise, da staatliche Lehrerseminare, und zwar wegen dieser Sekten- 
streitigkeiten in England noch nicht ins Leben traten. — Der andere 
Vorschlag, staatliche Beaufsichtigung der Schulen als notwendige 
Vorbedingung eventueller Beihilfe der Regierung, fand innerhalb 
und aufserhalb des Parlamentes mehr Anklang. Selbstverständlich 
war es so nicht nur das Recht, sondern die Pflicht des Staates, 
darauf zu dringen, dafs die bewilligten Geldsummen zweckmäfsig 
und richtig verwendet würden. Dies konnte nur bei staatlicher 
Beaufsichtigung derjenigen Schulen der Fall sein, welchen das Geld 
zuflofs. Es wurde aber auch eine Streitfrage, welche Partei die 
Aufsicht übernehmen sollte. Das Ratskomitee erkannte jedoch den 
überwiegenden Einflufs der englischen Kirche im ünterrichtswesen 
an und beschlofs, dafs die Inspektoren nur mit der Zustimmung 
des Primas ernannt werden dürften. 

Dieses Übereinkommen nannte man das Konkordat mit der 
Kirche; natürlich erregte es einen Sturm der Opposition bei den 
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Dissenters, der nur dadurch beigelegt wurde, dafs man dem Schul- 
verein für England und das Ausland die Ermächtigung gab^ bei 
Anstellung von Inspektoren an ihren Schulen ein Veto einzulegen. 
Dieser Stand der Dinge dauerte bis 1870. — In Bezug auf die 
Schulen selbst hatten sich die Inspektoren zuerst nur beratend zu 
verhalten. Sie hatten Auskunft zu geben, bei Prüfungen zugegen zu 
sein, mufsten Verbesserungen vorschlagen, durften aber nicht in die 
Schulzucht oder den Unterricht eingreifen. Eine Pflicht wurde 
ihnen jedoch auferlegt, die zu wichtigen Veränderungen führte: sie 
wurden angewiesen, die Geldzuschüsse, die jedem Distrikt zuflössen^ 
festzustellen, um den Zustand der Schule, die früher einen Anteil 
der Zuschüsse der Staatskasse erhalten hatte, zu erforschen. 

Viele dieser Schulen wurden in traurigem Zustande befunden, 
wenige waren gut bestellt; manche waren im Verfall. Man sah, dafs 
der Unterricht und die Erziehung des Volkes nur in kläglich engen 
Grenzen gewährt worden war. Nach einem eingehenden Bericht 
von 1845 war von ungefähr 6 Kindern, sogar von denen in der 
Schule, nur 1 im stände, die heilige Schrift mit einiger Leichtigkeit 
zu lesen; ja diese sogar liefs ihre Lesekunst im Stich, wenn sie ein 
weltliches Buch versuchten. Verständnisvolles Lesen war kaum vor- 
handen, und es wurde berechnet, dafs nur ungefähr die Hälfte der 
Kinder, die die Schule besuchten, lesen konnten, wenn sie dieselbe 
verliefsen. Von- etwa 4 Kindern war nur eins des Schreibens kun- 
dig und dann in der mechanischsten Weise. Nicht 2 % der Kinder 
waren in dem Kechenunterricht bis zu der Verhältnisrechnung ge- 
kommen ^). 

Die Schulen waren in den Händen von Männern, die wenig oder 
keine Sachkenntnis hatten und nach Beils und Lancasters Monitoren- 
system angeleitet waren. Diese verkommene und zusammenhangs- 
lose Methode mufste beseitigt und durch eine andere ersetzt werden, 
die der allgemeinen Achtung wert und im stände war, bessere Re- 
sultate zu erzielen. — Die Verwaltung begann daher sich nach 
Abhilfe umzuschauen und fand sie in dem holländischen System ge- 
schulter Lehrer. — In den holländischen Schulen wurde eine er- 
lesene Zahl der Schüler, welche Lehrer werden wollten, im Alter 
von 13 Jahren einem Schulmeister zur Ausbildung überwiesen. Sie 
halfen bei dem Unterricht gemäfs ihrem Alter und ihren Fähig- 
keiten, bis sie 18 Jahre alt waren. Alsdann traten sie in ein Se- 



^) Oraik, The State and Education, p. 
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minar ein, um ihre weitere nötige Berufsbildung zu erhalten, welche 
sie zur Leitung von Schulen berechtigte. Für ihre Dienste als 
Schüler-Lehrer erhielten sie regelmäfsige Bezahlung und besonderen 
Unterricht. — Dieses System beschlofs das Komitee einzuführen. 
Zuvor mufsten aber die nötigen Gelder aufgebracht werden. Die 
Schulen wurden hauptsächlich durch freiwillige Beiträge erhalten. 
Das Monitorensystem war nur wegen seiner Billigkeit geduldet. Es 
erschien jedoch von vornherein sicher, dafs die Privat-BeihiKe- 
gelder sich nicht so steigern würden, als die Ausgaben eines durch- 
greifenden Systems. — Diese Lage der Dinge führte zu einer neuen 
Epoche in der Entwickelung der Elementarschulen, zu der der Pro- 
tokolle der Schulgesetzvorlage von 1846 (Minutes). 

Diese Protokolle legten den Grund, auf welchem der Lehrer- 
stand von einem „bettelhaften Erwerb" zu einem geehrten und ein- 
träglichen .Beruf auferbaut worden ist. Es war vorgesehen, dafs 
Schüler nicht unter 13 Jahren auf Empfehlung des Leiters der 
Schule zu Schüler-Lehrern (Pupil Teachers) angelernt werden durf- 
ten und für ihre Dienste eine jährliche Entschädigung von 10 bis 
20 £ aus den Staats-Grants erhalten sollten. Lehrer, die sie an- 
leiteten, sollten mit einer gewissen Geldsumme bedacht werden. 
Der Inspektor hatte über die Fähigkeit von Lehrern, die zu dieser 
Arbeit geeignet schienen, zu berichten. Die Schüler waren durch 
einen Kontrakt auf 6 Jahre verpflichtet; am Ende eines jeden Jahres 
hatten sie eine Prüfung zu bestehen, deren Anforderungen mit jedem 
Jahre stiegen. Nach Verlauf seiner Vorbereitungszeit hatte der 
Schüler-Lehrer Wahlberechtigung zu Königlichen Stellen (Queen's 
Scholarships) von £ 20 — 25 jährlich in einem unter Staatsaufsicht 
stehenden „Training College" — Lehrerseminare. Das Seminar aber 
sollte für jeden von ihnen £ 20 im ersten, £ 25 im zweiten, £ 30 
im dritten TJnterrichtsjahre erhalten. So verfuhr man, damit die 
Seminare nicht genötigt waren, dürftiges Material für billigen Preis 
aufzunehmen. Der Kursus in den Seminaren, welche noch in den 
Händen freiwilliger Vereine sind, dauert jetzt 2 Jahre. Die Re- 
gierung bezahlt für jeden (Graduate) Geprüften, der nfich 2 jähri- 
ger Probezeit ein Zeugnis dafür aufweisen kann, dafs er mit Erfolg 
zu unterrichten vermag, 70 £. 

Einige Jahre wirkten die neuen Schulgesetze ruhig und mit Er- 
folg. In der ganzen Organisation der Schule machte sich eine neue 
Lebensströmung fühlbar. Bis 1851 waren 25 Lehrerseminare er- 
richtet und wohlgefüllt mit den 6000 zum Lehren angelernten Schüler- 
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Lehrern. Mehr als 1100 hatten Wahlfähigkeitszeugnisse erhalten^ 
so dafs der Lehrkörper sich zu einem mit angemessenem Bildungs- 
grade ausgerüsteten ßerufsstande umgestaltete. 

Die jährlich ausgeworfenen (Grants) Zuschüsse waren von. 40 000 
auf 160 000 £ gestiegen, während heinahe 3800 Schulhäuser mit 
einem Kostenaufwand von £ 400 000 aus Staatsmitteln und £ 600 000 
aus freiwilliger Thätigkeit für die Sache bestanden. Aber gerade 
der Erfolg der Schulgesetzvorlage von 1846 war die Veranlassung 
zu neuen und heftigen religiösen Kämpfen. Die bewilligten Geld- 
beiträge stiegen schnell und niemand konnte sagen, wann sie auf- 
hören würden. Der gröfsere Teil derselben flofs dem Nationalverein 
zu, welcher vermöge gröfserer pekuniärer Vorteile die meisten Ele- 
mentarschulen unter seiner Aufsicht hatte. Dies beunruhigte und 
reizte die Dissenters. Sie sahen in den amtlichen Protokollen einen 
neuen Plan, der Kirche Englands Mittel zufliefsen zu lassen. Was 
nur ein Resultat des von der Kirche für die Schulsache bewilligten 
Kostenaufwandes war, schrieben sie einem hinterlistigen Einflufs zu 
gunsten der Kirche Englands zu. Aber obgleich die neuen Schul- 
gesetzvorlagen , wo nur ihr Einflufs fühlbar war, Gutes wirkten, so 
waren sie eingestandenermafsen blofse Versuche und deli Bedürf- 
nissen des Volksschulunterrichtes nicht angemessen. 

Der religiöse Kampf schien jedoch seiner Lösung nicht näher 
als zur Zeit seines Beginnes zwischen Bell und Lancaster. Jeder- 
mann fühlte die dringende Notwendigkeit einer elementaren Bildung 
auf stabiler und angemessener Grundlage, die Regierung war augen- 
scheinlich bereit, jedwede finanzielle Hilfe zu gewähren. Das ein- 
zige ernstliche Hindernis erschien in der hartnäckigen Unduldsamkeit 
der religiösen Körperschaft, welche um die Aufsicht über das Schul- 
wesen kämpfte. Während die alte Partei nahe daran war, am Ge- 
lingen angemessener und dauernder Bestrebungen in den alten Bahnen 
zu verzweifeln, hatte sich allmählich eine neue Partei im Lande ge- 
bildet. Im Jahre 1850 gestaltete sich aus diesem Gefühle der Ver- 
zweiflung heraus „the National Public School Association" — der 
National -Verband für öffentliches Schulwesen, — dessen Ziel ein 
nationales System freien konfessionslosen Unterrichtes war. Zuerst 
bemühte er sich, alle bestehenden Einrichtungen zu beseitigen und 
ein einheitliches, durchgreifendes nationales System aufzubauen. 
Eine dem Parlament im Jahre 1850 vorgelegte, diesen Ideen ent- 
sprechende Bill gab der Bewegung Ausdruck. Die Kirchen-Partei 
war jedoch in Besitz von \^ des Feldes, so dafs, wenn die neuen 
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Ideen nicht eine gänzliche Niederlage erleiden sollten, bestehenden 
Verhältnissen Zugeständnisse gemacht werden mufsten. Demgemäfs 
wurde der Vorschlag dahin modifiziert, dafs er die Errichtung freier, 
sektenloser Schulen gestattete, wenn die bestehenden Einrichtungen 
nicht ausreichten. Zur Zeit wurde die Bill niedergeschlagen, fand 
aber 20 Jahre später, 1870, ihrem Prinzip nach Anerkennung. 

Der neue Verband hatte auch eine unmittelbare wohlthätige 
Wirkung; er brachte die entgegengesetzten Parteien zu der Über- 
zeugung, dafs es nicht ratsam wäre, die bestehende einheitslose Lage 
der Dinge fortdauern zu lassen. Demzufolge wurde, wie im Anfang 
des Jahrhunderts von denen, die mit Unruhe in jedem Plane einer 
freien, sektenlosen Volksbildung eine Gefahr sahen, den Einflufs der 
Kirche zu untergraben, eine Oppositions-Partei gebildet. Diese 
nahm den Namen : „Der Manchester- und Salford-Erziehungsrat" — 
„The Manchester und Salford Comittee on Education" an. 

Der neue Manchester- und Salford -Verein schlug vor, auf dem 
bestehenden System einen Modus lokaler Besteuerung einzurichten — 
doch ohne Erfolg. Dieselbe alte Schwierigkeit, die Gemeindeschul- 
verwaltung durch Gemeindeabgaben mit Mitteln zu versehen, ohne 
die bestehende Gewalt der Kirche zu verletzen, war unüberwind- 
lich. Die folgenden, aus Parlamentsreden über Vorschläge zu nicht 
sektiererischem Schulunterricht dieser Periode angeführten Stellen 
werden einen Begriff von der Bitterkeit geben, mit welcher der 
Streit geführt wurde. 

Im Jahre 1850 hatte Mr. W. J. Fox einen Antrag (Bill) auf 
religionslosen Elementarunterricht für das englische Volk vorgelegt. 
Sir R. Inglis klagte Mr. Fox an, das ewige Heil der Kinder zu ver- 
nachlässigen , und Lord Arundel rief leidenschaftlich aus: „Die 
beiden Armeen stellen ihre Streitmächte auf und die Schlacht 
zwischen Religion und Gottlosigkeit, der Kirche und dem Unglauben, 
Gott und dem Teufel wird geschlagen; der Preis, um welchen sie 
streiten müssen, ist der Himmel oder die Hölle." — Ein katholischer 
Bischof sagte: „Es gilt einen Grundsatz, gegen welchen die Kirche 
Christi in ganz Europa ankämpft, und zwar aus dem schrecklichsten 
Grunde. Erziehet das erwachende Geistesleben eurer Kinder auf 
diese trockene, materielle Weise, und ihr werdet das Land un- 
christlich machen. Lasset die religiösen Anlagen schlummern, wäh- 
rend die weltlichen ausgebildet werden, und ihr werdet aller Unter- 
ordnung unter weltliche Herrschaft die Grundlage nehmen" ^). 

*) Vergl. Adams, The Elementary School Codex, p. 154. 
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Welch vielfaches Echo von mittelalterlichen Gesinnungen erweckte 
der Vorschlag, die Elemente des Wissens zu lehren! 

Eine neue Anstrengung, in Städten von mehr als 5000 Ein- 
wohnern Schulsteuem zu erheben, wurde im Jahre 1850 von Lord 
Rüssel unter dem Namen der Borrough-Bill — Stadtvorlage — ge- 
macht, aber sie scheiterte an der alten Schwierigkeit, die Interessen 
der Kirche mit denen des Volkes zu vereinigen. — Als auf dieser 
Stufe jede Einwirkung des Parlamentes unmöglich schien, kam das 
„Comittee of Council on Education" zu Hilfe. Es möchte den An- 
schein haben, als sei es die Hauptaufgabe dieser Körperschaft ge- 
wesen, dem Lande die Resultate wünschenswerter, aber unerreich- 
barer Parlaments-Thätigkeit zu geben. Der Erziehungsrat machte 
eine Vorlage, die die Oapitation grants •— Zuschüsse nach der Zahl 
der Schüler — einsetzte. Nach derselben mufste an die Leiter von 
Schulanstalten für jedes Kind, das 192 Tage die Schule besuchte, 
eine gewisse Summe entrichtet werden. Dagegen sollten die zwei 
Hauptbedingungen erfüllt werden : die Schule sollte einem in Besitz 
eines Prüfungszeugnisses befindlichen Lehrer unterstellt sein ; femer, 
es sollten wenigstens dreiviertel der Kinder dem Inspektor zur 
Prüfung vorgeführt werden. Dies war ein Fortschritt, welcher 
besseren Unterricht und regelmäfsigeren Schulbesuch sichern sollte. 
Dabei war der Wunsch, den Schulunterricht auf breiterer und 
besserer Unterlage anzulegen, nicht abgeschwächt. — Im Jahre 1865 
befanden sich die beiden widerstreitenden Parteien wiederum im 
Kampfe miteinander. Beide hatten den Plan, das System umzu- 
gestalten, aber es konnte nichts ausgeführt werden. Die Oapitation 
grants und andere Geldbewilligungen stiegen von Jahr zu Jahr, 
aber niemand hatte eine bestimmte Vorstellung, was wirklich gethan 
werden konnte. Was hatte das freiwillige System erreicht, was für 
Aussichten bot es auf die Abhilfe des Mangels in der Volksbildung? 
Niemand wufste es; alle aber waren darin einig, dafs eine syste- 
matische und gründliche Untersuchung seiner Vorzüge und Mängel 
angestellt werden müsse. Diesem Verlangen willfahrend, bildete 
man 1858 die Kommission des Volksschulwesens (Commission on 
Public Education), deren Oberhaupt der Herzog von Newcastle 
war. — Drei Jahre ratschlagte diese Kommission und legte in 6 um- 
fangreichen Bänden Bericht darüber ab (1861) i). Sie befafste sich 
mit allen Arten von Elementarschulen, auch mit Seemanns- und 



*) Duke of Newcastle's Report. 
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Müitär-Schulen ; mit Stiftungen zu Bildungszwecken, Seminaren, der 
Stellung und den Fähigkeiten der Lehrer; besonders richtete sie 
ihren Blick auf die Arbeiten und Erfolge des (Oomittee of Council) 
Ratskonziliums. Rev. Mark Pattison and Mr. Mathew Arnold be- 
reicherten dasselbe durch wertvolle Berichte über europäische Er- 
ziehung. — Die Beschlüsse und Gutachten der Kommissionsmitglieder 
können nur sehr kurz wiedergegeben werden. Zunächst fanden sie, 
dafs das Hauptaugenmerk der Leiter von Schulen auf den Religions- 
unterricht gerichtet werden müsse, während die Eltern die Anstalten 
besonders wegen der übrigen Fächer aufsuchten, und oft Juden und 
Katholiken in kirchlichen Schulen, Kinder von Mitgliedern der 
Landeskirche in XJnitarianer-Schulen gefunden wurden. — Es wurde 
geschätzt, dafs es 2V2 Millionen Kinder von schulpflichtigem Alter 
im Königreiche gäbe. Von diesen besuchten 1 675 000 öffentliche 
Schulen einer oder der anderen Art, nur die Hälfte davon stand 
unter der Aufsicht des Staates. Ungefähr 860 000 gehörten zweifel- 
haften Privatschulen an, von denen die meisten nichts wert waren ^). 
Diese Art von Schulen stellte Dickens in Nicholas Nicholby blofs. — 
Weiter wurde berechnet, dafs in nicht inspizierten Schulen etwa 
ein Drittel der Schüler den Unterricht weniger als 100 Tage, 43% 
150 Tage, 41^0 1^6 Tage besuchten, was dieselben zu den Capita- 
tion grants berechtigte. Nur lO^o besuchten 3 — 4 Jahre lang die- 
selbe Schule % und während auf 6 Köpfe der Bevölkerung 1 in der 
Schule sein sollte, fand sich nur 1 von 20 in solchen unter Staats- 
kontrolle; d. h. mehr als 70 von je 100 Kindern wuchsen auf, ohne 
dafs der Staat von ihnen Notiz nahm. 

Der Bericht über die Art der Arbeit, die wirklich gethan wurde, 
ist noch entmutigender, obgleich spätere Erfahrung lehrte, dafs die 
Kommission den Mangel an Volksbildung gänzlich unterschätzte. 
Es fand sich, dafs inspizierte Schulen weit höher standen, als die 
nicht beaufsichtigten; über das mechanische Lehren wurde sehr ge- 
klagt. — Dreiviertel der Kinder verliefs die Schule mit der un- 
genügenden Schreibfertigkeit der unteren Klassen. „Sie verlassen 
die Schule, gehen auf die Arbeit und wissen nach einem Jahre 
nichts mehr. Wir unterrichten mit Erfolg einen von 8 Schülern 
von der Volksklasse, für welche die Schulen bestimmt waren. Das 
Gros der Binder erreicht wenig mehr, als eine Fertigkeit, mecha- 



^) Report, p. 79. 
«) Report, p. 173. 
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nisch die Buchstaben auszusprechen; die Wörter, die sie lesen, er- 
wecken in ihrem Geiste kaum irgend welche Vorstellungen" *). 

Die Beschlüsse der Kommissionsmitglieder waren konservativ, 
wichtiger wegen ihres negativen als ihres positiven Charakters. Sie 
lehnten es ab, Zwangsgesetze zu empfehlen, um den Schulbesuch zu 
sichern, ohne auf einem „Q-ewissensgesetze" zu bestehen. Sie schlugen 
vor, kein System der Gemeindesteuer aufzustellen, da das die augen- 
blickliche sektirerische Leitung der Schulen stören könnte. Sie 
rieten vielmehr, es sollten Hilfsgelder geschafft werden aus zweierlei 
Grants : einesteils aus allgemeiner Besteuerung, die vom Schulbesuch 
abhängen solle ; andernteils aus Landessteuern, die von der Prüfung 
abhängig zu machen sei. Der Vorschlag einer Landes- anstatt einer 
Gemeindesteuer hatte den Zweck, die Gemeindekontrolle zu ver- 
meiden, die jene hätte zur notwendigen Folge haben müssen; aber 
die offenkundige Einwendung dagegen war, dafs sie die Last einer 
Besteuerung von einem auf £ 550 Millionen abgeschätzten Eigentum 
abnahm und dieselbe einem nur zu £ 86 Millionen abgeschätzten 
zuwandte. Da der Bericht augenscheinlich das Ergebnis gegen- 
seitigen Übereinkommens war und aus dem Wunsche hervorging, 
die religiösen Kämpfe nicht wieder zu entfachen, gefiel er in der 
That niemandem. Er wurde von allen Seiten angegriffen. Seine 
Statistik wurde untersucht und als unzuverlässig erwiesen. Mr. Lowe, 
der Vize-Präsident des beratenden Komitees, sagte, dafs es eine zu 
grofse Schmeichelei für die Zahlen sein würde, irgend welche Be- 
rechnung auf sie zu gründen. Bei der Aufstellung des Finanzetats 
für 1861 gab Mr. Lowe zu, dafs das System kostspielig, der Unter- 
richt mangelhaft und die Einrichtung verwickelt sei. Er erklärte 
aber auch, dafs es die Absicht der Kegierung sei, nicht in den 
Organismus des Systems einzugreifen. Er machte einen Vorschlag, 
welcher wiederum die Furien des Krieges entfesselte. Die Capitation 
grants, sagte er, .würden nicht auf kräftiger genügender Grundlage 
verwaltet. Der Staat sollte zufrieden sein, dafs die Kinder, welche 
die Wohlthat desselben genössen, gehörig unterrichtet würden, und 
schlug vor, dafs ein Visitator jedes Kind einzeln im Lesen, Schreiben 
und Kechnen prüfen sollte. Bestand das Kind die Prüfung in allen 
diesen Fächern, so sollte die volle Grant gezahlt werden; fiel es in 
einer Disziplin duroh, sollte ein Drittel abgezogen werden, zwei 
Drittel aber, wenn es in zwei Fächern unwissend war; war dies in 
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allen der Fall, so sollte die ganze Zahlung wegfallen. Dieser Plan 
wurde als „das englische System der Zahlung nach Erfolg" bekannt. 
Es bezeichnet eine Epoche in der Entwickelung des Elementar- 
schulwesens in England. — Der Original-Codex wurde nun genau 
durchgesehen und in Gemäfsheit mit diesem neuen Grundsatz heraus- 
gegeben unter dem Titel Revised Code — Eevidiertes G-esetz. 

Unter folgenden 3 Bedingungen wurden nun den Schulen Hilfs- 
mittel bewilligt: 

1) Die Schule mufs in geeigneten Räumlichkeiten unter der 
Leitung eines mit einem Fähigkeitszeugnis versehenen Lehrers ge- 
halten werden. 

2) Die Kinder müssen eine gewisse Zeit des Schulbesuches nach- 
weisen können. 

3) Die Schüler müssen einzeln im Lesen, Schreiben, Rechnen 
geprüft werden; im Verhältnis zu dem Erfolge der Prüfung jedes 
einzelnen war die Capitation grant zu zahlen. Dann blieben noch 
die Hauptbedingungen, nach welchen die Schulgelder verwaltet wer- 
den. Aus der Ausführung dieses Codex mufsten sich zwei not- 
wendige Folgen ergeben: 1) Aller dünkelhafter, ungenügender 
Unterricht in den Fächern aufser der Religion würde blofsgelegt 
und 2) die Grants würden dementsprechend vermindert werden. 

Diejenigen, welche Schulen errichtet hatten, um hauptsächlich 
dogmatisch religiösen Unterricht zu erteilen, würden nun gezwungen 
sein, dem nichtreligiösen Teil der Wirksamkeit ernste Sorgfalt zu 
widmen, oder einen grofsen Teil ihres Grant (Zuschusses) zu ver^- 
lieren. In den Worten des Herrn Adams : „Die bisherigen Em- 
pfanger, welche sich nachgerade einviertel Jahrhundert lang ver- 
schanzt hatten, erschraken imd erhoben ein Geschrei über Eingriffe 
und Beschlagnahme. Das System, welches angeblich soviel zu thun 
vermochte, so weittragend werden konnte, so vieler und bewunde- 
rungswürdiger Erfolge fähig war, schreckte in dem ßewufstsein seiner 
eignen Schwachheit und Unfähigkeit davor zurück, eine Probe seiner 
Leistungen abzulegen." Mr. ßuxton citierte Spencer: „Es erhob 
sich ein fürchterliches, schimpfliches, gellendes Geschrei — Schmäh- 
schriften erschienen nicht in einzelnen Stöfsen, nein in Legionen" 0- 

Sir James Kay Shuttleworth zählte in einem Briefe an den , 
Earl Granville alle Argumente gegen den Revised Code auf, 
behauptete, dafs der Charakter der Schulen in Verfall geraten würde, 
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und schalt den ganzen Plan einen Vertragsbruch zwischen der Re- 
gierung auf der einen Seite und den Leitern und Lehrern auf der 
andern. Sollte das Parlament solche Veränderungen wirklich vor- 
nehmen, wie der Codex vorschlug, so würde es ein Verstofs sein, 
an den man immer mit Scham gedenken müsse"*). 

Der Streit war drohend und erbittert, weil der Lehrkörper auch 
laut gegen die vorgeschlagenen Änderungen Einspruch erhob. Die 
Untüchtigen fürchteten jede gründliche Aufzeichnung ihrer Arbeit, 
während die besten Lehrer ein in Vorschlag gebrachtes mechanisches 
Mafs ihrer Lehrerfolge verwarfen. Viele sprachen die Befürchtung 
aus, dafs der ganze Bildungsgrad durch ein Verfahren herabsinken 
würde, welches sie als ein das Erziehungswerk erniedrigendes, ge- 
schäftsmäfsiges Prinzip ansahen. In diesen Einwendungen war, wie 
wir sehen werden, sehr viel Wahres, aber die Haltung der Regierung, 
welche im stände sein wollte, das, was sie bezahlte, nach seiner 
Qualität zu prüfen, war zu selbstbewufst, als dafs man sie hätte un- 
beachtet lassen können. 

Mr. Lowe sagte, die Regierung könnte nicht sicher behaupten, 
dafs das neue System billig und durchschlagend sein würde, sondern 
nur, dafs es eins oder das andere sein sollte. „Wenn das neue 
System kostspielig ist, soll es wenigstens wirksam sein; wird wenig 
dadurch erreicht, so soll es billig sein." Der Revidierte Codex 
wurde angenommen, aber die Opposition gegen Mr. Lowe wurde so 
stark, dafs die Tories und die Angehörigen der Sekten im Parla- 
mente ihn zwangen, die Vize-Präsidentschaft niederzulegen. Es 
war jetzt der Wunsch der meisten Parteien, dem neuen Versuch 
solle Zeit gegeben werden, zu zeigen, was er vollbringen könne. — 
Zudem nahmen politische Angelegenheiten von grofser Wichtigkeit 
die Aufmerksamkeit des Volkes in Anspruch, so dafs mehrere Jahre 
lang keine wesentlichen Änderungen getroffen wurden. Das revi- 
dirte Gesetz hatte durchgreifende Wirkung. Es brachte, was sehr 
nötig war, dünkelhafte, oberflächliche Arbeit beim Unterricht zu 
Tage ; es zwang die Leiter von Schulen, dem Unterricht in den Pro- 
fangegenständen die nötige Aufmerksamkeit zuzuwenden; es schnitt 
alle Verschwendung von Zuschufsgeldern beim Bauen und bei den 
^ Zahlungen an die Schulen ab. Die Zuschüsse wurden den Leitern 
der Schulen übergeben, die für den Zustand der letzteren verant- 
wortlich waren. Früher hatte der Staat direkt den Lehrern Zu- 
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Schüsse bewilligt, und zwar ohne Prüfung der Quantität oder Qualität 
der Wirksamkeit. Dies führte oft eine unkluge Verwendung des 
Greldes herbei. Da nun in dieser Hinsicht Ersparnisse gemacht und 
die Gelder zu Bauten und besonders zu Zahlungen an untüchtige 
Schulen haushälterischer verausgabt wurden, fing der Zuschufs an 
schnell zu fallen. Er sank 1861 von £ 842 119 auf £ 635 041, im 
Jahre 1865 oder beinahe um 7* i^ ^ Jahren. 1868 war er auf 
£ 511 324 gesunken. Aber wenn diejenigen, die den Entwurf zu 
dem revidierten Gesetz gemacht hatten, mit Recht anführen konnten, 
dafs er dem verschwenderischen Umgehen mit Staatsmitteln Einhalt 
gethan und die Kirchenschulen angeregt hatte, dem weltlichen Unter- 
richt gebührende Aufmerksamkeit zu schenken, so war doch ihr 
Schema in anderer Hinsicht durchaus nicht frei von gerechtem Vor- 
wurf. — Das Land wurde bald von häufigen Klagen wegen Uber- 
bürdung in den Schulen aufgeregt. Wenn Leiter von Schulen 
früher geneigt waren, das Kirchenprinzip zum Hauptzwecke der 
Schule zu machen, fingen sie nun an, sich vor dem merkantilen 
Grundsatz zu beugen, indem sie Lehrer und Schüler als Geldverdiener 
ansahen. Oft wurde der Unterricht ein blofses mechanisches Ein- 
lernen mit eng begrenztem Schlendrian, um vor dem Examinator gut 
zu bestehen. Die Schulbildung wurde auf geringe Elemente des 
Lesens, Schreibens und Rechnens beschränkt. Da der Unterricht 
in den höheren Fächern nicht mit Zuschüssen von der Regierung be- 
zahlt wurde, vernachlässigte man ihn fast gänzlich. Wiederum war 
es augenscheinlich, dafs denen keine Beihilfe gereicht wurde, die 
ihrer am meisten bedurften und für die sie freigebig bewilligt war, 
nämlich Schülern in sehr armen, aber dicht bevölkerten Distrikten, 
wo die Kinder am unwissendsten und schwerfälligsten waren imd 
die freiwillige Bemühung am geringsten. Hier kam die Hilfe denen 
zu gute, die ihrer am wenigsten bedurften. Die einzige vor 1870 
im Codex gettoflfene Abänderung war ein Protokoll vom Jahre 1867, 
welches für Erfolge in höheren Unterrichtsdisziplinen gewisse Zu- 
schüsse bewilligte. Auf diese Weise hoflfte man dem beschränkenden 
Einflufs des Codex entgegenzuarbeiten, der eine Prüfung in den drei 
Elementardisziplinen vorschrieb. 

Die Ergebnisse des Jahres 1869 schienen die Grenze zu be- 
zeichnen, bis zu welcher das bestehende System entwickelt werden 
konnte. Die Zahl der Schulgebäude war seit 1859 beinahe ver- 
doppelt worden. Ungefähr 1300 000 Kinder wurden in Schulen, 
die der Staat unterstützte, mit einem Kostenaufwand von £ 1 600 000 
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unterrichtet. Ungefähr ^g dieser Summe wurde durch Schulgelder, 
^8 durch Regierungszuschufs und ^/g durch freiwillige Zahlungen 
aufgebracht. Der erste mächtige Antrieb kam von den freiwillig 
Beisteuernden. Sie allein konnten Schulen ins Dasein rufen und er- 
halten. Sie zählten nur 200 000 Personen. So lag auf Viso ^^^ Be- 
völkerung die Verantwortlichkeit für das Volksschulwesen, auf einem 
Drittel die Last desselben. Im Vergleich zu dieser Zahl hatte dieser 
geringe Bruchteil der Bevölkerung viel geleistet. Trotzdem waren noch 
grofse Lücken vorhanden. Wenigstens 1 000 000 Kinder waren in 
Schulen, die keinen Zuschufs vom Staat erhielten, und gegen diese 
hatte man starken Verdacht der Unzulänglichkeit. Weiterhin waren 
ungefähr 2 000 000 Kinder vorhanden, die gar keine Schule be- 
suchten ^). 

Freiwillige religiöse Bestrebungen hatten seit mehr als 60 Jahren 
das Feld behauptet; sie wurden lebendig erhalten durch aufser- 
ordentlichen religiösen Eifer, den eine Art Kampf ums Dasein ver- 
schärfte und der seit beinahe 40 Jahren durch fast beständig 
steigende Regierungszuschüsse angeregt worden war, der aber in den 
Augen der ganzen Welt, wie ernst auch sein «Zweck und wie grofs 
auch seine Anstrengungen waren, doch für unfähig galt, das ganze 
Volk zu unterrichten. 

So bildete sich allmählich im ganzen Lande eine Stimmung aus, 
die sehr danach trachtete, das Sektenwesen-System zu entfernen' 
wenigstens so weit, als neue Schulen in Betracht kamen, und die 
Errichtung eines wirklichen nationalen Systems, durch Lokalsteuem 
unterhalten und von Lokalbehörden geleitet, erstrebte. 

Anderseits kämpften die Anhänger der Sekten, während sie 
zugaben, dafs etwas geschehen müsse, dennoch für das Fortbestehen 
der sektiererischen Schulaufsicht. Aus den folgenden Diskussionen 
entstand das dritte Paar der Unterrichtsvereine. Voran auf dem 
Plan war die „Education League", im Jahre 1869 in Birmingham 
gegründet, die bald im ganzen Lande Zweigvereine hatte. Der 
zweite, der zum Zweck hatte, die Anstrengungen der League zu 
paralysieren, wurde „Education Union" genannt. Politisch wurde 
die League von Liberalen, die Union von Tories geführt. 

Die League erliefs ein Rundschreiben, in welchem sie zum Fest- 
halten an folgender Grundlage aufforderte: 
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Zweck. 
Die Einfolirung eines Systemes, welches den Unterricht jedem 
einzelnen Kinde zusichern soll. 

Mittel. 

1) Lokalbehörden sollen gezwungen werden, dafür zu sorgen, 
dafs für jedes Kind im Distrikt die Möglichkeit des Schulbesuches 
beschafft wird. 

2) Die Kosten der Gründung und Erhaltung solcher Schulen, 
die sich als notwendig erweisen, sollen aus Lokalsteuem, die durch 
Regierungszuschüsse zu ergänzen sind, gedeckt werden. 

3) Alle Schulen, die durch Gemeindesteuern unterstützt werden, 
sollen unter der Leitung von Lokalbehörden stehen und der Inspi- 
zierung unterworfen sein. 

4) Alle durch Gemeindesteuern erhaltenen Scliulen sollen frei 
vom Sektenwesen gehalten werden. 

5) Der Besuch der von Gemeindesteuern erhaltenen Schulen 
soll frei sein. 

6) Da für Schulunterricht gesorgt ist, soll der Staat oder die 
Ortsbehörden ermächtigt sein, die Elinder eines entsprechenden 
Alters, die nicht anderweitig Unterricht erhalten, zum Schulbesuch 
zu zwingen. 

Viele hervorragende und für das Gemeinwohl begeisterte Männer 
widmeten in öffentlichen Beden und in Privatthätigkeit der guten 
Sache ihre freiwillige Beihilfe, vor allen Mr. Chaimberlain aus Bir- 
mingham. Nach Verlauf von vier Monaten hatten sie 113 Zweig- 
Komitees in verschiedenen Städten und einen Fonds von £ 60 000, 
dessen jährliche Einkünfte durch freiwillige Sammlungen oft auf 
£ 7000 oder 8000 stiegen. Eine viertel Million Exemplare ver- 
schiedener Schriften war in Umlauf gesetzt worden, darunter 7000 
Exemplare Berichte der Generalversammlung und 10 000 von Mr. 
Collings „Essay on American Common schools". Im Dezember wurde 
eine Monatsschrift herausgegeben und während des Bestehens der 
League in durchschnittlich 20 000 Nummern fortgesetzt. 

Wie man erwartet hatte, wurden die Anhänger der League von der 
Barchenpartei und den Tories als Sektierer, Aufruhrer, Starrköpfe, 
Vielwisser, Ungläubige und Kommunisten gebrandmarkt. Der schnelle 
Erfolg der League beunruhigte die Kirche imd die Konservativen 
sehr. Jetzt wie bisher waren es die religiösen Streitigkeiten, welche 
den Fortschritt zu verhindern drohten. Die 4. Sektion des Pro- 
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grammes der League, welche vorschrieb, dafs alle von Q-emeinde- 
zuschüssen unterstützten Schulen nur rechtgläubige sein sollten, rief 
den Erziehungsverein (Education Union) ins Leben, dessen zuge- 
standenes Streben war, dem Einflufs der League entgegenzuarbeiten. 
Zu dieser Zeit war die liberale Partei im Parlament bei weitem in 
der Majorität, und es war eins der Hauptziele bei der Gründung 
der League gewesen, eine moralische Stütze für die erhoffte Thätig- 
keit des liberalen Ministeriums in bezug auf die XJnterrichtsreform 
aufzurichten. Mr. Fester, ein Radikaler und Puritaner, war der 
Vize-Präsident des Rates. Er galt als der Vertreter der Radikalen 
im Ministerium und auf seine Wirksamkeit wurden grofse Hoff- 
nungen gebaut. Die League bereitete eine Bill vor und deutete in 
der Session von 1870 ihre Absicht an, dieselbe vorzulegen. Als aber 
auch die Regierung eine solche in Aussicht stellte, kamen die Ver- 
treter der League überein, die ihrige einstweilen zurückzubehalten. 
Nach eingehender Prüfung der Sache und einer Abschätzung der 
ins Feld geführten Streitkräfte neigte Mr. Fester stark nach der 
Seite der Führer und Säulen des bestehenden Vereins. „Unser 
Zweck," sagte er, „ist das freiwillige System zu vervollständigen und 
Lücken auszufüllen." Kurz, sein Vorschlag war, die verschiedenen 
Sekten zu ermutigen, ihre Schulen soviel als möglich zu erweitern, 
und dann, nach amtlichen Untersuchungen neue Schulen zu gründen, 
welche unter (Boards) Aufsichtsbehörden stehen sollten, die nicht 
von dem Volk, sondern in Städten von dem Magistrat und in den 
Landgemeinden von erwählten Gemeindevertretern zu bestimmen 
seien. Schulaufsichtsbehörden (School-Boards) sollten die Macht 
haben, die Steuern einzufordern, umj nachdem Schulgeld und Re- 
gierungszuschüsse ausgegeben waren, etwaige Defizite zu decken. 
Auch sollten sie ermächtigt sein, Ergänzungsgesetze zu geben, 
um den Schulbesuch zu erzwingen. Bezüglich der Schwierigkeit 
wegen der Religion sollte die Inspektion durch Sektierer abgeschafft, 
ein Q-ewissensgesetz den von Regierungszuschüssen erhaltenen Schulen 
auferlegt werden (dies sollte schriftlich durch die Eltern gefordert 
werden) ; die Beschränkung gegen weltliche Schulen entfernt werden, 
wodurch auch sie die Wohlthat der Staatshilfe geniefsen könnten; 
den Schulaufsichtsbehörden sollte gestattet werden, den Religions- 
unterricht nach ihrem belieben einzurichten, vorausgesetzt, dafs sie 
das Gewissensgesetz innehielten. 

Man bemerkte bald, dafs die Bill in ihren Bedingungen sehr 
unvollkommen war, dafs sie, anstatt die Religionsfrage beizulegen, 
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dieselbe wiederum in die Distrikte verwies, um sie in jeder Gemeinde 
ausfechten zu lassen. Die League beschlofs ihre ganze Kraft 
darauf zu verwenden, um Abänderungen an Mr. Fosters Bill zu 
erreichen. Entschieden trat sie auf gegen 

1) den willkürlichen und fruchtlosen Plan des Schulzwanges; 

2) gegen die Ausdehnung des Sektenwesens; 

3) gegen die Wahl von Schulaufsichtsbehörden von Seiten 
solcher Wähler, die das Volk nicht eigentlich vertraten, sondern 
ex officio Glieder von Körpern waren, die das Land und die 
Kirche repräsentierten; 

4) gegen die Auferlegung von Schulgeldern aufser der Be- 
steuerung ; 

5) gegen die Bedingungen bezüglich des Religionsunterrichtes, 
welche einen Simultan- Stundenplan forderten und verlangten, dafs 
aus den vom Staat erhaltenen Schulen Katechismen, kirchliche 
Formalien und doktrinärer Unterricht wegfallen solle; 

6) gegen die Vorschläge zur Bewilligung von Hilfeleistung aus 
den Steuern an bestehende Sektierer-Schulen, da dies ein Plan sei, 
doppelte Geldschenkungen zu erlangen, dessen Wirkung sein würde, 
Kirchenschulen auf öffentliche Kosten zu bereichern. 

Nach vielen heifsen Debatten im Parlament und einer Anzahl 
wichtiger Konzessionen auf der Seite der Regierung ging die Bill 
endlich dank der unbedingten Unterstützung der Konservativen und 
121 von 383 Liberalen durch und erhielt die königliche Zustimmung 
am 9. August 1870. 

Die hauptsächlichsten Mafsregeln der veränderten Acte waren 
folgende : 

1) Die Einteilung des ganzen Landes in Schuldistrikte« 

2) Die Einsetzung von Schulbehörden, die in einem angegebenen 
Distrikt durch Volkswahl zu ernennen seien« Diese (Boards) Schul- 
behörden sollten die Macht haben, neue Schulen zu gründen, 
Schulhäuser zu erbauen, Gelder aufzunehmen u. s. w. 

3) Das Recht lokaler Steuern und lokaler Verwaltung von 
Seiten der Schulaufsichtsbehörden. 

4) Die Befugnis der Sektierer-Schulen, sich aus Lokalzuschüssen 
mit Subsidien zu versehen, wird formell verneint. Bei der Durch- 
sicht wurde ein Gesetz, das später als das 25. bekannt wurde, in 
der Bill belassen. Es vertrat dasselbe Prinzip noch einschnei- 
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dender als die Klausel, die gestrichen worden war, und gestattete 
den Schulbehörden (Boards), Schulgelder für arme Kinder an 
Sektierer-Schulen zu zahlen, wodurch wirklich den Barchenschulen 
Beihilfe aus den lokalen Steuern geleistet wurde. Diese Ver- 
fügung verursachte endlosen und erbitterten Streit innerhalb und 
aufserhalb des Parlaments, wurde aber endlich widerrufen, nur 
um 1876 durch eine noch schlimmere, die dasselbe Prinzip ver- 
körperte, verdrängt zu werden. Diese gestattet Armenpflegem, das^ 
Schulgeld für arme Kinder an Sektierer-Schulen zu zahlen. 

5) Die weitere Gewährung von Regierungszuschüssen * an alle 
Arten von Elementarschulen, in welchen das Schulgeld nicht über 
9 dl) wöchentlich beträgt, auf der Basis von Durchschnitts-Schul- 
besuch und individueller Prüfung der Schüler samt ergänzenden Do- 
tierungen für gewisse aufsergewöhnliche Lehrgegenstände, voraus- 
gesetzt, dafs die Schulen in wohlerhaltenen Räumen gehalten 
würden und der Unterricht von mit Pähigkeitszeugnissen versehenen 
Lehrern erteilt werde. 

6) Die Einführung eines Gesetzes, betreffend einen Simultan- 
Stundenplan für alle durch Staatsunterstützung erhaltenen Schulen, 
der den Religionsunterricht an den Anfang oder das Ende jedes 
Unterrichtstages verlegte und solchen Kindern, deren Eltern nicht 
mit dem Religionsunterricht einverstanden waren, gestattete, von 
demselben fernzubleiben. 

7) Die Abschaffung der Sektierer-Inspektion, die Einstellung 
der staatlichen Beaufsichtigung der religiösen Lehrgegenstände und 
natürlich die Weigerung, Staatsmittel (Grants) für den Religions- 
unterricht zu zahlen. 

7) Die Vermeidung aller Katechismen unterscheidender religiöser 
Formalitäten, aber mit der Ausnahme, dafs jeder Behörde (Board) 
die Erlaubnis zustand, in bezug auf den Religionsunterricht be- 
liebige Einrichtungen zu treffen, wenn nur der Stundenplan genau 
befolgt werden konnte, der keiner religiösen Überzeugung Zwang anthat. 

8) Die Abschaffung aller Bauzuschüsse (Building grants). 

9) Die Befugnis der Schulaufsichtsbehörden, Verordnungen zu 
geben, um den Schulbesuch der Kinder zu erzwingen. 

Die Bill wurde angenommen und dadurch die dritte und letzte 
grofse Periode in der Entwickelung des englischen Elementarschul- 
wesens eingeleitet. 



*) 9 pence = 90 Pfennig. 
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C. Dritte Periode. 

Die Gewissensfreiheit (rights of conscience) im Breiigions« 
Unterricht wurde zugesichert und das Prinzip der staatlichen Be* 
aafsichtigung für gewisse Elementarschulen eingeführt. 

Es war für den Erziehungsrat bezüglich der Verwaltung von 
Eegierungszuschüssen (örants) eine beständige Sorge gewesen, dafs 
die Mitglieder desselben in allen ihren Handlungen gezwungen 
waren, auf religiöse Lehrgegenstände Rücksicht zu nehmen. Auf 
der einen Seite waren sie genötigt, die Inspektion zu einer sektiere- 
rischen zu machen, sich dem dogmatischen Beligionsunterricht, der 
durch keine Gewissensvorschrift gemildert worden war, zu unter- 
werfen, die Kinder gegen den Willen ihrer Eltern in staatlich 
unterstützte Schulen und Sonntags zur E[irche getrieben zu sehen, 
und auf der andern Seite die Staatshilfe solchen Schulen zu ver- 
weigern, die derselben ebenso würdig waren, weil ihre religiöse 
Stellung von der herrschenden religiösen Partei nicht gebilligt wurde. 
Jetzt waren alle vor dem Gesetz in religiöser Hinsicht gleich. 
„Zwanzig Jahre lang,'* sagt ein Engländer, „gebrauchte die Regierung 
vergeblich ihren ganzen Einflufs, um den grofsen Nationalen Schul- 
verein der Kirche Englands zu bewegen, das Prinzip der Ge- 
wissensfreiheit anzunehmen. Scharfes Vorurteil, verblendeter Eifer, 
die durch alte Vorschriften das Prinzip der Priesterherrschaft und 
den Kastengeist nährende unbewufste Unduldsamkeit hatten jenen 
Verein gleich unzugänglich gemacht gegen die Beweisgründe der 
Staatsmänner, die Drohungen erbitterter Feinde, die Vorstellungen 
derer, welche, obgleich nicht zur anglikanischen Gemeine gehörend, 
nicht wünschten , dafs die Kirche Englands durch die Feindschaft 
und den Unwillen , den ihre eignen Unterdrückungen erregt hatten, 
geschlagen und verwüstet würde, und gegen die Vemunftgründe 
imd dringenden Bitten vieler ihrer ausgezeichnetsten Söhne. Endlich 
ist das gerechte Dekret entstanden, ein Dekret, welches schon viele 
Jahre früher hätte entstehen sollen. Die Gewissensfreiheit mufste 
vollständig angenommen und durchaus respektiert werden, sonst 
darf der Schule kein Regierungszuschufs ausgezahlt werden, und 
wäre es auch eine Schule der Kirche Englands." ^) 

Das bei weitem wichtigste Prinzip, welches durch die Bill vom 
Jahre 1870 eingeführt wurde, war dasjenige, welches die Gründung 



^^gg, National Education, 3, 394. 
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und Erhaltung von Schulen seitens des Staates erlaubte, der durch 
Lokalbehörden eingriff. Man mufs die dringende Notwendigkeit 
eines solchen Prinzipes einsehen, wenn man in Erwägung zieht, dafs 
innerhalb 15 Jahren ein Drittel der Kinder Grofsbritanniens in 
diese Schulen gebracht worden sind, und zwar ohne den Besuch der 
Sektiererschulen wesentlich zu vermindern. 

Seit 1870 sind aber zwei Gesetzesvorlagen von Wichtigkeit an- 
genommen, beide bestimmt, den Schulzwang zu erleichtem und 
auszudehnen. Man wird sich erinnern, dafs durch die Acte von 
1870 alles Recht, den Schulzwang auszuüben, den Schulbehörden 
(Boards) vorbehalten und seinem Charakter nach nur eine Erlaubnis 
war. Dies liefs die meisten Schulen ohne gesetzliche Mittel, sich 
des Schulbesuches der Kinder zu versichern. Im Jahre 1876 gelang 
es Lord Sandon , dem Vize-Präsidenten des Batskomitees (Education 
dessortment) , eine Bill durchzubringen, welche erlaubte, in solchen 
Distrikten, wo keine Schulbehörden waren, Komitees einzusetzen, die 
den Schulbesuch überwachen und das Recht haben sollten. Schul- 
zwang auszuüben. Diese Acte steigerte die Schülerzahl von 2000000 
im Jahre 1876 auf 2 500000 im Jahre 1880. Aber es gab noch 
immer Distrikte, wo weder Schulaufsichtsbehörden noch Komitees 
zur Beaufsichtigung des Schulbesuchs zu finden waren; aufserdem 
war der Zwang überall zulässig, nicht obligatorisch. Um vorhandene 
Lücken auszufüllen und den beiderlei Schulbehörden den Schulzwang 
obligatorisch zu machen, reichte Mr. Mandella, der Nachfolger 
Lord Sandons, 1880 seine Schulzwangsbill ein, welche durchging. 

Seminare bleiben nach wie vor in der Hand von Privatleitem, 
die einer Sekte angehören, werden aber hauptsächlich aus Regierungs- 
hilfsmitteln erhalten und müssen alle streng das Gesetz der Ge- 
wissensfreiheit beobachten. Die Schulaufsichtsbehörden schicken ihre 
Schüler-Lehrer (pupilteachers) in diese sektierischen Seminare und 
erhalten ihre meisten mit Fähigkeitszeugnissen versehenen Lehrer 
aus denselben. 

Die Hauptzüge des gegenwärtigen Systems können kurz so 
zusammengefafst werden: Es gibt zwei Hauptklassen von Schulen, 
nämlich Schulen unter Aufsichtsbehörden und „freiwillige" Schulen. 

Die ersteren werden durch öffentlich gewählte Behörden ein- 
gerichtet und verwaltet, sind daher wirkliche Staatsschulen oder 
öffentliche Schulen. Die freiwilligen Schulen werden von rein frei- 
willigen Verwaltungen gegründet und geleitet, die meist mit religiösen 
Körperschaften verbunden sind. 1884 war die Zahl der Elementar- 
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schulen, die vom Staat Zuschüsse erhielten , in England und Wales 

wie folgt: 

Schulen der Engl, Landeskirche 11773 oder 62,7«/^ der ganzen Zahl. 

Wesleyan-Schulen 557 

Eömisch-katholische Schulen 828 

Britische unsektiererische 1422 

Schulen unter Aufsichtsbehörden 4181 

Summa: 18 761 

Die Durchschnittszahl der die Schule besuchenden Kinder ver- 
teilt sich folgendermafsen : 

Schulen d. Engl. Landeskirche 1 607 823 od. 49,1 <>/o d. ganz. Schülerzahl 
Vesleyan-Schulen 128 584 „ 3,9% „ „ „ 

Eömisch-katholische Schulen 167 841,, 5,1%,, „ „ 

Britisch unsektiererische 253044 „ 7,7% „ „ „ 

Schulen unt. Aufsich tsbehörden 1115 832 „ 34% „ „ „ 

Summa: 3273124 

Aus diesen Angaben erhellt, dafs Schulen unter Aufsichts- 
behörden viel zahlreicher besucht werden, als freiwillige Board- 
Schools, Schulen unter Behörden bringen 22,2% der ganzen Zahl, 
aber sie enthalten 34 7o der Durchschnittszahl von Kindern, die 
staatlich erhaltene Elementarschulen besuchen. 

Die Zahl der Schüler, für deren Unterbringung in Schulen 
gesorgt ist, beträgt 4 826 738, die Zahl der eingeschriebenen 4 337 321, 
die Durchschnittszahl der die sämtlichen Schulen besuchenden ist, 
wie schon genannt, 3 273124. 

Die Lehrkräfte dieser Schulen bestehen aus geprüften Lehrern, 
Hüfslehrern und Schüler-Lehrern. Im Jahre 1884 waren es 56 013 
mit Pähigkeitszeugnis versehene Lehrer, von denen 69,6% Fach- 
bildung besafsen ; 15 147 Hilfslehrer und 18 197 Schüler-Lehrer. — 
Personen, die mit Erfolg ihre Lehrzeit als Schüler-Lehrer durch- 
gemacht oder das Examen zur Aufnahme in ein Seminar bestanden 
haben, auch solche, die von irgend einer Universität mit Zeugnis 
der Reife abgegangen sind oder die Maturitätsprüfung für die Uni- 
versität abgelegt haben, können im Alter von 18 Jahren Hilfslehrer 
werden. 

Ohne die Schüler-Lehrer (Pupil teachers) kommt auf durch- 
schnittlich 46 Schüler ein Lehrer; die Schüler-Lehrer eingerechnet, 
kommt ein Lehrer auf 36 Schüler einer Schule bei Durchschnitts- 
frequenz derselben. 
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Die unter Aufsichtsbehörden stehenden Schulen (Board Schools) 
werden finanziell erhalten durch: 

1) Regierungszuschüsse (Q-rants), 

2) Schulgelder, 

3) Lokalsteuern. 

Freiwillige Schulen werden erhalten aus: 

1) Regicirungszuschüssen (Grants), 

2) Schulgeldern und 

3) freiwilligen Beisteuern, Schenkungen, Stiftungen u. s. w., 
aber das Einkommen aus Staatszuschüssen (Grants) kann nie das ans 
anderen Hilfsquellen fliefsende übersteigen, noch kann eine durch 
Staatszuschüsse unterstützte Schule zu dem persönlichen Gewinn von 
Lehrern oder Dirigenten fortgeführt werden. 

In England macht sich ein schnell erstarkendes Gefühl für freie 
Schulen (d. h. ohne Schulgeld) geltend. Viele der liberalen Führer be- 
fürworteten es beständig in der letzten Wahlperiode, und obgleich 
Mr. Gladstone sagte, dies sei ein Gegenstand, welcher warten könne, 
wird das Freischulwesen als eins der Hauptziele der liberalen Tribüne 
angesehen. Die ganze Sache ist jedoch mit anderen Fäden verwickelt. 
Lägen keine anderen als finanzielle Schwierigkeiten im Wege der 
Freischule, so würde diese sofort eingeführt werden. Eine stark 
erscheinende Gegenströmung, die im Prinzip wider die Freischule 
vorhanden ist, behauptet zwar, dafs sie demoralisierend, verarmend 
und sozialistisch sei; wenn man aber dieses Gefühl näher prüft, so 
findet man, dafs es seine Wurzeln in denselben Ursachen hat, die 
zu der langwierigen Intoleranz führten, deren Geschichte wir ver- 
folgt haben, und in der übertrieben ängstlichen Sorge um das 
ewige Heil eines Kindes, welches das Alphabet ohne die Kirchen- 
formeln lernen würde. Das ganze Vorhandensein der Kirchenschulen 
hängt von dem Schulgelde ab. Die Regierungszuschüsse bezahlen 
jetzt 43,9 % aller Ausgaben der Kirchenschulen, die Schulgelder 
30,8 %. 

Würden die Schulen frei gemacht werden, so würden öfifentliche 
Mittel 74,7 7o ^l^^r Ausgaben für Kirchenschulen bezahlen müssen. 
Aber in einem Lande, wo Besteuerung Repräsentation bedeutet, 
würde das Volk bald eine Stimme in der Schulverwaltung fordern, 
für welche es */4 der Ausgaben aufbringt. Das Schulgeld könnte 
auf zweierlei Weise ersetzt werden: 1) durch lokale Besteuerung, 
2) durch Erhöhung der Regierungszuschüsse. Würde der erste 
Modus angenommen werden, so würde die öffentliche Meinung die 
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Kirchenschulen bald Lokalschulbehörden — Boards — unterstellen. 
Wenn der zweite Modus eingeführt würde, so würden Earchenschulen 
wahrscheinlich bald wirkliche nationale Schulen unter der Obhut 
und Leitung nationaler Schulbeamten werden. Anhänger der Kirchen- 
partei — churchmen — kämpfen heifs dagegen an, dafs die unter 
Behörden stehenden Schulen — Board schools — Freischulen werden 
sollen, denn diese würden bald ihren eignen Schulen den Rang ab- 
laufen, gerade wie die Freischulen in Berlin alle Privatelementar- 
schulen, in welchen Schulgeld bezahlt wurde, absorbiert haben. 
Unter diesen Umständen kann es nicht befremden, dafs die Anhänger 
der Kirchenpartei ihr Gehirn nach Gründen gegen den freien Unter- 
richt zermartern. Für sie bedeutet er die Vernichtung der Kirchen- 
schulen, also alles Schlechte, so dafs die Engländer nicht eher Frei- 
schulen haben werden, als bis sie bereit sind, Kirchenschulen in 
öffentliche verwandelt zu sehen. Gerade wie der Streit um die Be- 
aufsichtigung des Unterrichtes zwischen Bell und Lancaster unter 
dem Mantel eines Privatzankes geführt wurde, so wird jetzt unter 
dem Deckmantel der Eltempflicht der Kampf um das Fortbestehen 
der Sektenherrschaft über die Schule ausgerungen. Am Ende wird 
aber doch die Kirche geschlagen werden. Gerade die politischen 
und die meisten religiösen Listitutionen mittelalterlichen Zuschnittes 
haben eine nach der anderen der neueren und aufgeklärten Bildung 
weichen müssen; so mufs dies letzte Überbleibsel des dogmatischen 
Zeitalters endlich seinen Vorgängern folgen, und die Schulen Eng- 
lands werden als Staatsinstitution ihren vollen Rang neben denen 
anderer Nationen einnehmen. 

Die in England gewonnene Erfahrung endlich wirft für die 
Länder, die keine wohlorganisierten und durchaus wirksamen Schul- 
systeme haben, ein höchst schätzbares Licht auf den wohlthätigen 
Einflufs, den gut verwaltete Regierungszuschüsse — government 
grants — haben können. Als die Regierungszuschüsse im Jahre 1832 
begannen, war der Elementarunterricht, wo er nicht ganz vernach- 
lärsigt daniederlag, in den Händen unwissender Abenteurer oder von 
Kirchenautoritäten, denen zu einem wirksamen System sowohl die 
notwendigen Mittel als auch die ideellen Ziele fehlten. Seit der Zeit 
ist ein steter und oft schneller Portschritt gemacht worden, so dafs 
England unter den im Elementarschulwesen am weitesten vorge- 
schrittenen Nationen gehört, ja es wird in 10 Jahren einige Länder 
übertreffen, die vor 10 Jahren ihm voraus waren. — Wir werden am 
Ende dieser Arbeit finden , dafs die Beihilfe der Regierung in den 
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Vereinigten Staaten ebenso gut angewendet werden könnte, als es 
in England geschehen ist, wenngleich auf verschiedene Weise. 

Ohne bei den Ergebnissen der englischen Erfahrung erläuternd 
-m verweilen, können wir jetzt zu einer Betrachtung der geschicht- 
lichen Entwickelung des Unterrichtes in den Vereinigten Staaten 
und in Deutschland übergehen. 



B. Die Vereinigten Staaten. 

Keine der grofsen Institutionen Amerikas ist verständlich ohne 
einen Einblick in den Charakter der Menschen, die sich zuerst in 
Neu-England niederliefsen , in die Ursachen, welche zu ihrer Ver- 
breitung führten, und die Bedingungen, unter welchen sie sich ent- 
wickelten. — Um also Amerika, das ein Land voll scheinbarer 
Widersprüche ist, zu verstehen, müssen wir es in seinem Entstehen 
und in seiner Entwickelung verfolgen. 

Seit hundert Jahren ist es das Mekka der Bedrückten aller Na- 
tionen, das Ideal jedes wahren oder vorgeblichen Anhängers der 
Freiheit. Obgleich es lange als leuchtendes Beispiel der wünschens- 
werten Möglichkeit der Selbstregierung des Volkes gedient hat, er- 
weist es sich jetzt als das einzige Vorbild, an welches sich der eng- 
lische Konservative um Hilfe wenden kann, der vor 25 Jahren mit 
aeinem selbstgefälligen Finger auf das zeigte, was er das fehlgeschlagene 
Experiment der amerikanischen Demokratie nannte, um Rettung vor 
der steigenden Flut der englischen Demokratie zu finden. Amerikas 
Unabhängigkeitserklärung verbreitete die Lehre, dafs alle Menschen 
frei und gleich geboren sind; dennoch bestand die Sklaverei lange 
un seinen Küsten ; ihre Begründer waren von einem tiefen religiösen 
Geiste durchdrungen, der in ihrer jetzigen Nachkommenschaft durch- 
aus nicht erloschen ist; dennoch sind die Lehren der Religion und 
im allgemeinen auch der Bibel unter allgemeiner Zustimmung aus 
dem Schulzimmer verbannt. Wahrscheinlich besteht nirgendwo solch 
allgemeines Interesse für die Volksbildung, als in den Vereinigten 
Staaten; dennoch ist in keinem andern Lande die Sache der Er- 
ziehung und des Unterrichts so vollständig der ungewissen Thätigkeit 
individueller Subjektivität anheimgestellt. Solch ehi Land kann nur 
durch seine Geschichte begriflfen werden. Wenngleich es eine an- 
genehme Aufgabe sein würde, den organischen Verkettungen aller 
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Entwickelungsphasen des amerikanischen Schulsystems nachzugehen, 
so läfst es der enge Rahmen dieser Schrift als ratsam erscheinen, 
die Nachforschung auf bemessenere Grenzen zu beschränken. 

Nicht eine geringe Zahl der Bemühungen zur Kolonisation 
Amerikas im 16. Jahrhundert wurden von dem Verlangen nach 
Abenteuern oder fabelhaftem Reichtum angeregt. Die reichen Schätze 
der geplünderten Länder Mexikos und Süd- Amerikas , welche die 
spanischen Galeonen jährlich in ihre Heimat brachten, feuerten die 
Einbildungskraft von Abenteurern aller Länder an, und nicht wenige 
Versuche wurden gemacht, die im höchsten Grade verschieden an- 
gelegte Gesellschaft der Alten Welt auf den jungfräulichen Boden 
der Neuen Welt zu verpflanzen. Solche Ideen und Zwecke lagen 
aber denen fern, die sich auf den unfruchtbaren Küsten Neu-Eng- 
lands niederliefsen. Der Mangel an religiöser Freiheit in England 
veranlafste eine Schar frommer Leute, ihr Glück erst in Holland 
und darauf in der Neuen Welt zu versuchen. Unter der Regierung 
Karls I., später nach der Restauration unter der Regierung Karls II. 
trieben religiöse Verfolgungen Tausende von gleichgesinnten Leuten, 
der Schar von hundert zu folgen, welche zuerst in der „Mayflower" 
übers Meer fuhren. Nie zuvor war ein neues Land von solchem 
Material kolonisiert worden. Weder der Ritter noch der Vasall, das 
Yerzärtelte Kind des Reichtums, noch der elende Sohn der Armut, 
der Abenteurer noch der Müfsiggänger fand unter diesen Kolonisten 
. einen Platz. Nicht solche waren die wegen ihres Glaubens frei- 
willig in die Verbannung Gehenden. Einige der Kolonisten waren 
Männer von tiefer Gelehrsamkeit, alle beseelte ein hohes Ziel, alle 
waren tiefreligiösen Charakters. Sie verwarfen die Zeremonien und 
Embleme der anglikanischen Kirche, sowie die Herrschaft von Bi- 
schöfen als Überbleibsel des Papsttums und begnügten sich damit, 
dafs jede religiöse Gemeinschaft, das Recht hatte, ihren eignen Cha- 
rakter zu bestimmen und ihre eignen Gesetze zu machen. Zuerst 
war es die Politik in der Neuen Welt, alle diejenigen aus der Kolo- 
nie zu verbannen, die die Autorität der Geistlichen und Laien- 
ältesten der Kirche verwarfen ; aber wie ersichtlich sein wird, führte 
der Charakter der Puritaner und der bestimmende Einflufs ihrer 
Umgebung zu gänzlicher religiöser Freiheit und vollständiger Trennung 
von Kirche und Staat. Wie wichtig es ist, den Charakter der Pu- 
ritaner richtig zu beurteilen, erhellt, wenn man erwägt, wie sie den 
Charakter der amerikanischen Zivilisation beeinflufsten. ßancroft 
nimmt an, dafs ^s der weifsen Bevölkerung Nord-Amerikas von diesen 
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ersten Ansiedlem abstammt. Weiter nimmt man an, dafs \ der 
jetzigen Bewohner von angelsächsischem Ursprung sind ^). 

War auch politische Freiheit nicht das Hauptstreben der ersten 
Kolonisten, so sehen wir doch die Auswanderer der „Mayflower" den 
Grund zu jener Art politischen Freiheit legen, welche seitdem in 
Amerika ihre höchste Entfaltung erreicht hat. Sie stellten gegen- 
seitig eine Konstitution auf zum Schutz der Kolonie und zur Anf- 
lechterhaltung der Ordnung. Der erste Paragraph derselben lautet 
wie folgt : 

„Vertrag der „Mayflower". 

Im Namen Gottes, Amen; wir, deren Namen unterschrieben 
sind, die loyalen Unterthanen unserer grofsmächtigen Souveräns, 
des Königs Jakob, haben zur Ehre Gottes und des christlichen 
Glaubens Förderung und des Ruhmes unseres Königs und des Vater- 
landes eine Seefahrt unternommen, um die erste Kolonie in dem 
nördlichen Teile von Virginien zu gründen, und vereinigen und ver- 
binden uns hiermit feierlich und wechselsweise vor Gott und jeglicher 
den andern, zu einer bürgerlichen Körperschaft zu besserer Ordnung 
und besserem Bestände und zur Förderung der genannten Zwecke." 

Jede Kolonie errichtete sogleich eine Kirche und eine Schule, 
und schon 1642, nur 22 Jahre nach der Landung der Pilgrime, finden 
wir, dafs der „General Court of Massachusetts" einen Versuch macht, 
Unterricht für jedermann aus dem Volke zu ermöglichen. Der 
^General Court der Massachusetts Bay Colony" schärfte den städti- 
schen Behörden ein, pflichtgemäfs darauf zu sehen, dafs jedes Kind 
in ihren betreflfenden Gerichtsbarkeiten Unterricht erhalten solle. 
Efi wurde von ihnen gefordert, dafür zu sorgen, dafs keiner der Ein- 
wohner so viel Barbarei in seiner Familie dulde, seine Kinder 
oder Lehrlinge ohne Unterricht zu lassen ; vielmehr solle er dieselben* 
selbst oder durch andere dahin bringen, dafs sie vollkommen gut 
englisch lesen und die Hauptgesetze kennen lernten, bei einer Geld- 
strafe von 20 Schillingen für jede Vernachlässigung der Art ^). 

Also wurde, um die Idee der allgemeinen Erziehung und Bildung 
zu verwirklichen, in Neu-England ein Versuch gemacht, 200 Jahre 
früher, als man in England sich das gleiche zu thun bemühte. Die 
Erklärung dieser Thatsache mufs auf dieselbe Gruppe von Bedingungen 
snirückgeführt werden, welche alle radikalen Abweichungen der Neuen 



1) Vergl. Schmidt, Encykl. der Päd., Artikel über Nordamerika. 
«) Horaoe Mami, lOch Report 1849, S. 8. 
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Ton der Alten Welt bestimmt haben — der ernste religiöse Cha- 
rakter der Puritaner, ihre einheitliche gesellschaftliche Stellung, 
das Fehlen von Adligen und Leibeignen, die gleichmachonden 
Wirkungen gemeinsamer Ideale, Zwecke, Mtihsale und Gefahren. 
Bei solchen Menschen, unter solchen Umständen würde die An- 
nahme einer sozialen Überlegenheit, die nicht in der Sache lag, 
ebenso unnatürlich gewesen sein, als die Beeidung der Zivilisation 
bei den Wilden in Zentral- Afrika. Hier wurzelte der allgemeine 
Charakter der Schulen Amerikas. Es hat Jahrhunderte gedauert, 
bis die Welt gelernt hat, religiöse Freiheit zu dulden, den Menschen 
ibr eignes Gewissen anzuvertrauen ; die Idee vollkommener politischer 
imd sozialer Freiheit aller Menschen als Staatsbürger, ohne Rück- 
siclit auf das, was sie durch ihre persönlichen Beziehungen zu ihrem 
Nächsten sein könnten, konnte sich aber nur in einer gleichartigen, 
fem von den Verhältnissen einer ganz verschiedenartigen Gesellschaft 
lebenden Gemeinschaft zu gesunder Wirklichkeit gestalten. 

Die Kolonien von Massachusets beschränkten sich aber nicht 
auf die Idee einer allgemeinen Bildung, sondern gaben ihrem Lande 
wenigstens einen andern Gedanken, der, wiewohl langsam, doch end- 
lich wie Sauerteig das Ganze durchsäuert hat — den der freien Er- 
ziehnng. — Abgesehen von der Idee der republikanischen Institu- 
tionen im allgemeinen, ist keine Veranstaltung vorhanden, welche das 
amerikanische Volk so einmütig für eine gerechte und segensreiche 
hält; als die freie Volksschule. Im Norden, im Süden, Osten und 
Westen, in Stadt und Land, wo nur Kinder sind, sind auch freie 
Schulen. Die Acte von 1647; welche nicht nur für freien Elementar- 
unterricht, sondern auch für jeden guten weiteren Unterricht sorgte, 
fängt an wie folgt: 

„Gesetz von 1647. 

Da es ein Hauptanschlag des Satans ist, die Menschen vom 
Verständnis der Schrift abzuhalten, indem er ihnen die Übung der 
Sprachen abrät, und zu dem Zwecke, dafs Gelehrsamkeit mit des 
Herrn Hilfe nicht in den Gräbern unserer Vorfahren in Kirche und 
Staat begraben sei, darum sei verordnet, dafs jede Gemeinde, sobald 
der Herr sie auf die Zahl von fünfzig Heimstätten vermehrt hat, 
einen Lehrer anstellen soll, um alle Kinder lesen zu lehren, und 
wenn eine Stadt auf die Zahl von Hundert Familien sich vermehrt 
hat, so sollen sie eine Grammatik-Schule ^) (Grammar School) gründen ; 



Der Ausdruck Grammar School wird jetzt in begrenzterem Sinne ge- 
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die Lehrer an denselben müssen im stände sein, die Jugend so weit 
zu unterrichten, dafs sie zur Universität tauglich sind ^). 

Auf die Zuwiderhandlung dieser Gesetze wurden den ^tädte- 
verwaltungen Geldstrafen auferlegt. Dasselbe freie System dehnte 
sich nach und nach auf die anderen Kolonien Neu-Englands aus, 
und zwar vor dem ßevolutionskriege. Die Möglichkeit, aus Schul- 
geldern das Defizit staatlicher Fonds zu decken, führte in einer An- 
zahl von Staaten dahin, dafs Schulgeldzahlung auferlegt wurde ; aber 
obgleich dieselben oft geleistet wurden, behielten die Schulen ihren 
allgemeinen Charakter. Niemals wurden die Unterrichtsgelder so 
verschieden von einander, dafs die Armen in eine Schule für sich 
zu gehen gezwungen gewesen wären. Aber nie waren die Schul- 
gelder populär. Hochmütige Eltern , die zu arm waren um sie zu 
bezahlen, aber zu stolz um Mildthätigkeit anzunehmen, behielten ihre 
Kinder zu Hause und unterrichteten ' sie nach besten Kräften. Die 
Berichte von New York vom Jahre 1871 zeigten, dafs in diesem 
Jahre die Frequenz der Landschulen sich fast um 17% erhöht hatte 
gegen die unter dem Schulgeldsystem, während die Bevölkerung um 
17.2% gewachsen war, und ferner die Durchschnittsdauer des Schul- 
jahres um 7% sich verlängert hatte. Ahnliche Aussagen wurden 
von allen anderen Staaten gegeben, wo ein Schulgeldsystem bestanden 
hatte, aber entfernt worden war. In Connecticut z. B. brachte die 
Abschaffung des Schulgeldsystems in 2 Jahren 12 000 Kinder mehr 
in die Schulen, während wenig oder kein Zuwachs der Bevölkerung 
zu verzeichnen war^). 

Aber man mufs über die hohe Wertschätzung des Wissens 
und den ethischen Wunsch, die Bildung in das Bereich jeden 
Kindes zu bringen, der das amerikanische Volk immer beseelt 
hat, hinaussehen, um die Popularität und Universalität der 
Schulen in den Vereinigten Staaten vollständig zu verstehen. Die 
menschliche Selbstsucht und Begierde sind oft stärker als ethische 
Impulse, und wenn nicht eine mächtige, zu Grunde liegende Über- 
zeugung von der Notwendigkeit dieser Mafsnahmen vorhanden wäre, 
so würde der Reichtum sich nicht freiwillig so schwer belasten, um 
eine Institution aufrecht zu erhalten, die er an und für sich ent- 



brauoht; er bezeichnet nur den höheren Grad von Elementarschulen, die im all- 
gemeinen Kinder von 10 bis 14 Jahren enthalten. 

*) Zur Vergleichung mit Luther siehe Schmidts Encyklopädie der Pädagogik 
p. 957. 

«) Connecticut Report 1871, p. 19. 

364 



- 49 - 

behren könnte. Washington sprach den Grundsatz aus, dafs die 
zweifache unerläfsliche Gewähr für republikanische Institutionen „die 
Tugend und die Intelligenz" des Volkes sei. — „Ein unwissendes 
Volk kann regiert werden, aber nur ein gebildetes Volk kann sich 
selbst regieren." Diese Prinzipien sind von jedem Staatsmann, den 
Amerika hervorgebracht hat, wiederholt und weiter ausgeführt worden ; 
sie kehren fortwährend in öffentlichen und privaten Reden , in der 
Presse und auf der Kanzel wieder, bis sie unauflöslich in das Be- 
wufstsein des amerikanischen Volkes übergegangen sind und die un- 
antastbare Grundlage der staatlichen Erhaltung und Beaufsichtigung 
des Unterrichts bilden. Der Unterrichtscommissioner von Ohio sagt : 
„Unser Freischulsystem ist auf diesem Prinzip erbaut, nämlich, dafs 
die einzige sichere Basis der allgemeinen Freiheit allgemeine Bildung 
ist; ihr ganzer Umfang, ihr Kostenaufwand werden durch den Grund 
gerechtfertigt, dafs die höchste Sicherheit des Staates und die Wohl- 
fahrt der Gesellschaft von der allgemeinen Verbreitung der Bildung 
und Tugend, den Früchten der Erziehung abhängen. Um dem 
dringenden Bedürfnis der freien Regierung entgegenzukommen, stehen 
die Thüren der freien Schulen weit offen" ^). 

Der englische Bischof Fräser sagt in seinem Bericht über ameri- 
kanische Schulen: „Es ist fast überflüssig zu bemerken, dafs der 
übelstand einer ungebildeten niederen Klasse in einem Lande un- 
endKch bedenklicher ist, wo durch allgemeines oder fast allgemeines 
Stimmrecht die politische Macht in den Händen der Massen liegt, 
als da, wo, wie bei uns, das Zusammenwirken der Wahlmänner und 
die Tendenz der öffentlichen Meinung die Theorie des Fortschrittes 
unter der Leitung einer gebildeten Minorität aufrecht erhalten. Und 
wir sogar fühlen, dafs es gesellschaftlich nicht sicher ist, eine Klasse, 
(lie ohne politische Macht ist, in Unwissenheit zu lassen. Daher kann 
laan leicht begreifen, wie die Amerikaner unablässig über die Sache 
nachdenken, wie sehr ihnen dieselbe am Herzen liegt" ^). 

Diese Worte wurden vor 20 Jahren geschrieben. Seit dieser 
Zeit haben die freien Schulen der Vereinigten Staaten mit dem un- 
geheuren materiellen Fortschritt in dem Lande mehr als Schritt 
gehalten. Mit Begeisterung sind sie in den südlichen Staaten an- 
genommen worden, welchen sie vor dieser Zeit als eine mit dem 



*) Ohio Keport, 1865, p. 39. 

") Bishop Fräser, Report on the Common School System of the United 
, P. 41. 
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Sklavensystem durchaus nicht in Einklang stehende Einrichtung der 
Nordstaaten bekannt waren und wo sie sich nicht nur für die Weifsen, 
sondern auch für starke Prozente der schwarzen Bevölkerung als 
segensreiche Unterrichtsanstalten von Erfolg erweisen. In England 
hat die „gebildete Minorität" nicht länger unumschränkte Macht, 
sondern das Stimmrecht ist fast allgemein geworden. Der englische 
Konservative fürchtet nicht mehr wie vor 50 Jahren, das Volk zu 
bilden, sondern nimmt mit ganzer Seele teil an der Aufgabe, seine 
„Herren" zu erziehen. — Allgemeine Erziehung bedeutet jedoch 
nicht nothwendigerweise freie Erziehung. Der Staat kann die Auf- 
sicht des Schulwesens übernehmen, aber doch die Zahlung des Schul- 
geldes von den Eltern fordern. Zur Erläuterung dieses G-egenstandes 
müssen wir eine andere Gruppe von Bedingungen in Erwägung ziehen. 
Der Schulzwang, wie er in den monarchischen Staaten mit zentraU- 
sierter Regierung in Europa ausgeführt wird, hat trotz mehrfacher 
Versuche in den Vereinigten Staaten keinen beträchtlichen Erfolg 
erzielt. 

Die Leitung der Schulen ist in jenem Lande ganz dezentrali- 
siert. Obgleich genug Interesse für die Sache vorhanden war, um 
Zwangsgesetze aufzustellen, so haben aufser den grofsen Städten 
wenige Gemeinden die Überzeugung ihrer Notwendigkeit und Rat- 
samkeit gewonnen, um sie ernstlich zu fordern. Eine zweite grofse 
Schwierigkeit erwächst daraus, dafs die neue Bewohnerschaft in 
ackerbauenden Distrikten zu sehr verstreut ist. In Deutschland 
zum Beispiel wohnen die Landleute in Dörfern und haben Schulen, 
Behörden und Polizei dicht bei der Hand. In Amerika sind die 
Farmer über die ganze Fläche des Landes verstreut, jeder wohnt in 
seinem eignen Hause auf seiner eignen Besitzung. Im Sommer 
arbeiten die älteren Kinder zu Hause, besuchen aber gewöhnlich im 
Winter die abgelegene Distriktsschule. Der reiche und der wohl- 
habende Farmer würde jedem Versuche, seine Knaben zur Schule 
zu zwingen, sich unwillig widersetzen, während er sie zu Hause 
braucht. Wäre irgend ein Schulbeamter kühn genug ihn zu ver- 
klagen, so würde er seine Stellung bei der nächsten Wahl ver- 
lieren. Wozu der reiche Mann sich nicht zwingen läfet, das wird 
sich der arme kaum gefallen lassen. Mehr als 20 Staaten der 
Amerikanischen Union haben dies Experiment versucht," alle haben 
dieselbe Erfahrung gemacht. Mit einem tiefen Bewufstsein der 
Notwendigkeit der Volksbildung zur Erhaltung der republikanischen 
Freiheit auf der einen Seite und der praktischen Unmöglichkeit des 
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Schulzwanges auf der andern gab es keine andere Lösung des Kon- 
fliktes, als die Freiheit des Unterrichtes. 

Es ist hier nicht der Ort nachzuweisen, wie edelmütig das Volk 
seiner Aufgabe sich entledigt hat, wie reichlich es seine Schätze zum 
allgemeinen Besten aufgethan hat. Darzulegen ist die Beziehung 
der allgemeinen Begierung zu der in den einzelnen Staaten, und die 
der einzelnen Staaten zu den verschiedenen Gemeinwesen, die sie im 
Bereich des Unterrichtes in sich begreifen, ebenso wie die Verteilung 
der Verpflichtung des Kostenaufwandes für denselben. 

Die moderne Idee des Staates ist konstitutionelle Selbstregierung, 
dieser voraus ging die der absoluten Monarchie. 

In Europa glimmte dieser neue Weltgeist unter der bedrücken- 
den Wucht bestehender Institutionen, bis er Kraft genug gewonnen 
latte, in der französischen Revolution hervorzubrechen, die Napo- 
leonischen Elriege möglich zu machen und die Bevolutionen von 
1830 und 1848 hervorzubringen. Aber was in Europa nur durch 
die Gewaltthat der Revolution verwirklicht werden konnte, wuchs in 
Amerika ebenso beständig und ungestört empor als seine Wälder« 
Alle Bedingungen waren günstig dazu, Gleichartigkeit der Bevölkerung, 
das Nichtvorhandensein bestimmender Einflüsse von abnorm ent- 
wickelten Institutionen, die Notwendigkeit der persönlichen Unab- 
hängigkeit zur Fristung des Daseins. Da die Kolonien keine innigen 
Beziehungen zu der heimatlichen Regierung in der Alten Welt hatten, 
noch untereinander aufser vorübergehend in Zeiten grofser und ge- 
meinsamer Gefahr in Verbindung standen, so errangen sie sich jede 
ein unabhängiges Leben und ebensolchen Charakter. Durch be- 
ständigen Kampf gegen eine rauhe und unbezwungene Natur und 
eine noch unzähmbarere ursprüngliche Bevölkerung wurden sie 
dazu geschult, sich auf sich selbst zu verlassen. Jeder Einzelne 
fühlte, dafs seine und die allgemeine Sicherheit von der Entschlossen- 
leit seines Geistes, der Sicherheit seines Auges, der Kraft seiner 
Hand abhing. Es ist also nicht zu verwundern, wenn solche 
Menschen im entscheidenden Augenblick jede Versuchung nieder- 
kämpften, die verbrauchten Institutionen der Alten Welt, die Gefahr 
politischer Unterdrückung, welche monarchische oder büreaukratische 
Regierungsformen einschliefsen , die künstliche soziale, durch die 
Yom Staate verliehenen Titel und Standesvorrechte in die Neue Welt 
zu verpflanzen. Auch kann es nicht seltsam erscheinenj dafs nach 
einem vergeblichen 6 Jahre langen Versuch, unter den Artikeln der 
Verbrüderung eine Nation zu bilden, in welcher jeder Staat praktisch 
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seine Souveränität bewahrte, der allgemeinen Regierung nur die 
souveränen Rechte eingeräumt wurden, die zum weiteren nationalen 
Fortleben als unerläfslich erachtet wurden. Die Aufsicht über die 
nationale Erziehung würde natürlich nicht als eins jener zur poli- 
tischen Einheit unbedingt nötigen Dinge angesehen werden. So 
kam es, dafs die Erziehung nicht der nationalen Regierung, sondern 
den verschiedenen Staaten vorbehalten wurde. Die Ungeheuern 
Schwierigkeiten, auf welche ein Schema zu nationaler Beaufsichti- 
gung der Schulen gestofsen sein würde, so wie die durch die An- 
siedelungen in dem weiten Lande erwachsenden örtlichen Schwierig- 
keiten, der komplizierte, ausgedehnte und kostspielige Regierungs- 
apparat, der erforderlich gewesen sein würde, solch einen Plan zur 
Ausführung zu bringen, haben bisher jeden ernstlichen Versuch 
eines nationalen ünterrichtssystems verhindert. Da die Landes- 
regierung aber weite Strecken unbewohnten Landes besitzt, und da 
sie von der dringenden Notwendigkeit der Volksbildung in einem 
republikanischen Lande überzeugt ist, reservierte sie grofse Strecken 
Landes zur Beihilfe der Volkserziehung in den verschiedenen Staa- 
ten. Diejenigen Staaten, welche innerhalb ihrer Grenzen kein dem 
Gemeinwesen gehöriges Land mehr hatten, bekamen im Verhältnis 
zu ihrer Kopfzahl Vertreter im Kongr^s das Anrecht auf eine 
gewisse Strecke solcher Ländereien in anderen Staaten und Terri- 
torien. Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht der für die Volks- 
schulen ausgeworfenen Kapitalien in verschiedenen der wichtigeren 
Staaten der Union und der Prozente des aus ihnen erwachsenen 
Einkommens im Jahre 1883: 









Prozente der ganzen 




Betrag d. Fonds 


Schnlkosten 1883 


1. Ealifomien 


£ 


2 289 400 




2. Connecticut 


» 


1 997 549 


5,7 


3. Illinois 


n 


9 372 754 


7,4 


4. Kansas 


» 


») 2 500 000 


10,6 


6. Massachusets 


» 


2 711 000 


2,37 


6. Nevada 


» 


564000 


28,19 ' 


7. New Jersey 


» 


«) 1667 400 


4,67 


8. New York 


» 


3 247 000 


1,57 


9. Ohio 


» 


»)4 173 800 


2,89 


JO. West Virginia 


» 


509 305 


2,99 



^) Abgeschätzter Betrag eventuell £ 13600000. 
*) abgeschätzt. 
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Dieselbe Q-ruppe von Ursachen, die ein zentralisiertes Unter- 
richtssystem verhinderten, vereitelte auch die Zentralisation in dem 
einzelnen Staate. Wie wir in den Massachusetts Acts von 1642 
sehen, waren die Gemeindevorsteher angewiesen, die Schulen in 
ihrem Bezirke zu überwachen, so dafs die Leitung von Unterrichts- 
anstalten mit der Lokal -Verwaltung zusammenfiel. Wie wir gesehen 
haben, ist die vorherrschende Idee der amerikanischen Politik die 
der lokalen Selbstregierung gewesen, und zwar in allen Dingen, die 
zum nationalen oder staatspolitischen Bestehen nicht unmittelbar 
notwendig waren; so ist die Idee in bezug auf die Schulen die der 
Lokalaufsicht gewesen. Die wegbahnende oder mehr oder weniger 
isolierte Existenz der verschiedenen Gemeinden mit ihren höchst 
Terschiedenen Bedür&issen hat eine zentralisierte Staatsleitung des 
ünterrichtswesens nicht wünschenswert erscheinen lassen, gerade wie 
dieselben Bedingungen die nationale Beaufsichtigung des Unter- 
richts zu einer praktischen Unmöglichkeit gemacht haben. — Die 
Systeme der verschiedenen Staaten weichen, obwohl nur in kleinen 
Einzelheiten, beträchtlich voneinander ab; alle aber durchdringt 
die eine Idee — lokale Erhaltung und lokale (Leitung) Beaufsichtigung. 

In des Verfassers Heimat-Staate, Illinois, zum Beispiel bringen 
die Gemeinden 76,5 % der zur Erhaltung der Schulen nötigen Gel- 
der durch freiwillige Besteuerung auf und haben beinahe die gänz- 
liche Leitung der Schulen. Die einzigen Anforderungen, welche der 
Staat an die Gemeinden als Bedingung des zu erhaltenden Zu- 
schusses stellt, sind, dafs die Schule 6 Monate während des Jahres 
gehalten und dafs der Lehrer von einem Lokalschulinspektor mit 
einem Fähigkeitszeugnis versehen werde; der letztere wird jedoch 
von dem Volke erwählt und ist wegen der Befähigung zu seinem 
Amte keiner Prüfung unterworfen. 

Die Unzulänglichkeit dieses fast rein demokratischen Verfahrens, 
den Bedürfnissen einer komplizierten Zivilisation zu begegnen, samt 
den höchst wirksamen Mitteln, eine Änderung des Systems herbei- 
zuführen, mufs auf den späteren und mehr theoretischen Teil dieser 
Diskussion verwiesen werden. 



0. Dentschland. 

Ein kurzer Überblick auf einige der Btiuptentwickelungsstufen 
der deutschen Bildung ist alles, was für diese Arbeit nötig ist. 
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Wir haben gesehen, wie in England die Elementarschulen den 
Händen der Geistlichkeit oder sich selbst überlassen blieben. Seine 
isolierte geographische Lage und eine aristokratische Regierung 
machten den Staat verhältnismäfsig gleichgültig gegen die intellek- 
tuelle Bildung der niederen Klassen, soweit seine Sicherheit in Be- 
tracht kam. In Amerika, wie wir gesehen haben, wurde das Problem 
der Volksbildung durch das Nichtvorhandensein der niedrigsten wie 
der höchsten Klassen der Gesellschaft vereinfacht. "Weiter haben 
wir gesehen, wie durch den Trieb der Selbsterhaltung gegen die 
Gefahr inneren Verfalles, die der Selbstregierung innewohnt, das 
Gefühl für allgemeine Erziehung gekräftigt wurde. In Deutschland 
aber und besonders in dem an seiner Spitze stehenden Staate 
Preufsen hat sich die Entwickelung ganz anders gestaltet. Hier 
waren die unteren Klassen sehr zahlreich, sehr unwissend und hilf- 
los. Diesen den Segen der Bildung angedeihen zu lassen, erforderte 
sowohl mächtige Antriebe als umfassende Mittel. — Zur Zeit des 
Dreifsigj ährigen Krieges war die Unabhängigkeit der Fürsten und 
Stände und das Bestehen des Protestantismus so eng miteinander 
verbunden, dafs die Zerstörung auf der einen Seite die der andern 
nach sich gezogen haben würde. Es war ein innerlicher Gegensatz, 
dafs ein nach Abstammung, geographischer Lage, Sprache und Ge- 
danken ein Ganzes bildende Land in eine grofse Zahl kleiner un- 
abhängiger Staaten zerspalten war. Der Widerspruch mufste sich 
unausbleiblich lösen durch die Vereinigung der natürlich zusammen- 
gehörigen Teile. Es ist aber augenscheinlich, dafs dieses höchst 
wünschenswerte Ziel nur durch die Übermacht einer der einzelnen 
Nationalitäten erreicht werden konnte. Dies erklärt, warum ein 
Kampf ums Dasein eintrat. Irgend einer der kleinen Staaten konnte 
von einem mächtigeren Nachbar verschluckt werden. Wie bekannt, 
führte Preufsen den Kampf, der sich zuerst zum Widerstand gegen 
die Herrschaft Österreichs über die deutschen Staaten gestaltete, 
durch. Auf dem von seinen Vorfahren gelegten Grunde konnte 
Friedrich der Grofse die Selbständigkeit des preufsischen Staates 
gegen die vereinigte Macht von Österreich, Frankreich und Rufsland 
vertheidigen. Bis zu einem gewissen Grade hatten seine Vorgänger 
auf dem Throne eingesehen, wie wichtig für den Staat die Intelli- 
genz ist, die Bildung einem Volke verleiht, und einigermafsen 
für die Ausbreitung derselben gesorgt. Diesem unvergleichlichen 
Könige aber war es vorbehalten , ihren vollen Wert zu würdigen 
und den Grund zu der allgemeinen Bildung zu legen, welche Preufsen 
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fähig gemacht hat, Deutschland von der österreichischen Herrschaft 
zu befreien und die deutsche Einigkeit herbeizuführen, die so glühend 
ersehnt worden war. Ein ähnlicher Trieb der Selbsterhaltung ver- 
anlafste die anderen deutschen Staaten, zur Bildung des Volkes 
ähnUche Mafsregeln zu ergreifen. 

Die allgemeine Bildung entstand also in Deutschland nicht wie 
in den Vereinigten Staaten als eine innere, sondern als eine äufsere 
Notwendigkeit. Der Staat bedurfte der Intelligenz, um seine An- 
gelegenheiten zu führen, die Armee bedurfte der Intelligenz, um ihre 
Schwerter zu schwingen und ihre Kanonen ins Feld zu führen. Dies 
dies konnte nur durch die Bildung des ganzen Volkes erreicht werden. 
Das Motiv also, welches die Idee der allgemeinen Bildung ins Leben 
lief, war, den Staat vor äufseren Gefahren zu schützen. Die Mittel 
dazu zu verstehen, brauchen wir nur die Zeit Friedrichs des Grofsen 
nnd seiner unmittelbaren Vorgänger zu betrachten. — Jenes waren 
die Tage, wo der "Wille des Königs wenn auch nicht als das einzige, 
doch als das höchste Gesetz des Landes galt. Obgleich Friedrich 
vieles zur Freiheit des Volkes Wesentliche, wie Rede- und Prefs- 
freiheit, gewährte, so leitete er doch persönlich die ganze Verwaltung 
der Zivil- und Militärangelegenheiten. Er sagte: Mein Volk und 
ich haben einen Vertrag geschlossen, der uns beide zufrieden stellt; 
meine Unterthanen sollen sagen was sie wollen, und ich werde thun 
was ich will. Am Ende des Siebenjährigen Krieges erklärte er, die 
Yolkserziehung sei die Sache des Staates, und beauftragte Franckes 
Schüler, Hecker, ein allgemeines Unterrichtssystem aufzustellen, 
welches er in Ausführung brachte. 

Dieses System, das die Idee von den berufsmäfsig ausgebildeten 
Lehrern und die des Schulzwanges verwirklichte, bildete die Grund- 
lage des glänzenden Erfolges in der Volksbildung, den Preufsen in 
dem gegenwärtigen Jahrhundert erzielt hat. Als nach dem Napoleo- 
nischen Kriege ernste Anstrengungen gemacht wurden, um den Schul- 
zwang noch vollständiger einzuführen, waren alle Bedingungen zum 
Gelingen des Unternehmens günstig — eine gänzlich zentralisierte 
Regierung, die bis in jedes Dorf des Landes hineinreichte, ein an 
unbedingten Gehorsam gewöhntes Volk, und vielleicht das wichtigste 
von allem, ein jenes begünstigendes geographisches Verhältnis der 
Bevölkerung. Die Thatsache, dafs alle deutschen Bauern in Dörfern 
bei einander leben, wo sie leicht die Schule erreichen und von den 
bürgerlichen Behörden leicht erreicht werden können, hat unzweifel- 
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haft den endlichen durchschlagenden Erfolg des Schulzwanggesetzes 
aufserordentlich begünstigt. 

Dies Moment scheint der amerikanische Gesetzgeber nie ernstlich i 
in Erwägung gezogen zu haben ; die Thatsache, dafs die Landbevöl- 
kerung in Amerika weit über das ganze Land verstreut ist, wird aber 
noch auf lange Zeit die bestgemeinten Bemühungen, den Schulzwang 
in jenem Lande einzuführen, vereiteln. 

Es ist nachgewiesen worden, dafs die freie Schule für Amerika 
sich als eine logische Notwendigkeit ergab und aus der Notwendig- jii 
keit der allgemeinen Bildung und der praktischen Unmöglichkeit, 
dieselbe zu erzwingen, hervorging ; dafs sie in England, wie eifrig sie 
auch befürwortet wurde, nur zu bald entweder zur Vernichtung oder 
staatlichen Erhaltung der Kirchenschulen führen würde. In Deutsch- 
land jedoch liegt die Sache anders. Wohl ist allgemeine Volksbildung 
als für den Schutz des Staates nötig erkannt worden ; zu gleicher Zeit 
hat die Lage der Dinge es ermöglicht, dieselbe durch den Schulzwang Ja 
zu erreichen, so dafs, obgleich die IdÖe der freien Schule dem deutschen jl 
Schulgesetz durchaus nicht fremd ist, dieselbe nur in Nassau, Schleswig- 
Holstein, in Anhalt und der Stadt Berlin zu finden ist. Andere 
Ursachen haben die direkte Bezahlung des Schidgeldes von Seiten 
der Eltern auf die Dauer bewirkt. Die preufsischen Gesetze über 
diesen Gegenstand lauten wie folgt: 

Artikel 25 der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850: 

In der öffentlichen Volksschule wird der Unterricht unentgeltlich 
erteilt, 

und dafs hierdurch nicht etwas Neues angeordnet war, er- 
hellt aus folgenden Paragraphen des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 12: 

§ 29. Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden 
sind, liegt die Unterhaltung der Lehrer den sämmtlichen Hausvätern 
des Ortes, ohne Unterschied, ob sie Kinder haben oder nicht und 
ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses ob. 

§ 31. Die Beträge, sie bestehen nun in Gelde oder Naturalien, 
müssen unter die Hausväter nach Verhältnis ihrer Besitzungen und 
Nahrungen billig verteilt und von der Gerichtsobrigkeit ausgeschrieben 
werden. 

§ 32. Gegen Erlegung dieser Beiträge sind alsdann die Kinder 
der Kontribuenten von Entrichtung des Schulgeldes für immer frei. 

Trotz der offenen Erklärungen des Gesetzes ist jedoch die Sitte, 
Schulgelder zu erheben, in Preufsen nie unterlassen worden, aus- 
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genommen in Berlin, obgleich jeder Gemeindeverwaltung gestattet 
ist, freie Schulen zu haben. Die Bedeutsamkeit dieser Einnahme- 
quelle und das allgemeine Gefühl der direkten Elternpflicht der Er- 
ziehung der Kinder haben ohne Zweifel zur Fortsetzung des Schul- 
geldes geführt. Die Frage, ob diese hergebrachte Sitte aufzugeben sei, 
wird sich nach der Gerechtigkeit und Ausführbarkeit derselben richten. 

Betrachtet man also den Ursprung und ursprünglichen Zweck 
der Volksschulen, so erscheint es nur geeignet, wenn sie nach vielen 
Seiten ihrer Verwaltung unter der Aufsicht des Staates selbst bleiben. 
Nachdem derselbe früher die ganze Bestimmung über die Volks- 
schulen in den Händen hatte, hat er weise den Gemeindeverwaltungen 
nur die äufseren Verwaltungspunkte überlassen, die ohne grofse Ge- 
fahr für die Wirksamkeit der Schulen ausgeführt werden können, 
und hat sich die Gebiete der inneren Verwaltung vorbehalten, welche 
zu wichtig sind, als dafs sie der lokalen Subjektivität überlassen 
werden könnten, sowie die Prüfung und Anstellung von Lehrern, 
ihre Amtierung, die Aufstellung des Stundenplanes u. s. w. 

Ohne der wohlbekannten Entwickelung der deutschen Volks- 
bildung genauer zu folgen, können wir wohl sogleich zu dem mehr 
theoretischen Teil dieser Abhandlung übergehen. 
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Verteilung der Verantwortlichkeit für die Erhaltung der Schul« 
1) zwischen Volk und Eltern, und 2) zwischen Staat und 

Gemeinde. Ut 

h 
A. Eltern und Gemeinwesen. 

Die leitenden Prinzipien für die Verteilung der Verantwortlich- 
keit zu der Bestreitung des Unterrichts zwischen Eltern und Ge- 
meinwesen unterscheiden sich voneinander nach den verschiedenen 
Ausgangspunkten , von denen aus man vorgehen kann. Diese zer- b 
fallen nothwendigerweise in drei Kategorien. < üd 

1. Die Erziehung allein die Sache des Staates. 
Dies ergibt sich aus der alten politischen Ansicht, nach welcher 

der Bürger nur um des Staates willen existiert. Diese Ansicht fand 
ihre höchste praktische Verwirklichung in dem alten Sparta und ihre 
höchste theoretische Darlegung in Piatos „Republik". Das Kind 
wurde der Sorge und Aufsicht der Eltern ganz entrückt, da es 
Nahrung, Kleidung, Wohnung und Unterricht vom Staate allein 
erhielt. 

2. Die Erziehung nicht die Sache des Staates. 
Diese Ansicht ist eine logische Folge der Auffassung des Staates, 

nach welcher die einzige Punktion des Staates der polizeiliche Schutz 
seiner Bürger ist. Freilich kann die Erziehung durch private Wohl- 
thätigkeit oder die der Kirche besorgt, oder um des privaten Ge- 
winnes willen gesetzlich betrieben werden, aber die laissez faire 
Politik verbietet die staatliche Beaufsichtigung oder Dazwischen- 
kunft. Derartig ist der Zustand der Dinge in England bis zu der 
jüngsten Zeit gewesen. 
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3. Die Erziehung die vereinigte Sache der Eltern 

und des Staates. 
Diese Ansicht ist einerseits das Resultat der modernen Idee 
j Ton der fundamentalen Notwendigkeit des Familienlebens, und ander- 
jieits der ethischen und politischen Pflichten des Staates auf der 
jMidem. Die Erziehung ist jetzt unter den modernen Begriffen der 
Ijechte und Pflichten des Lidividuums für die innere Gesundheit 
I des Staates so wichtig geworden, dafs sie nicht länger ohne Gefahr 
Ider religiösen oder privaten Fürsorge überlassen werden kann, wäh- 
Ireod, wie wir gesehen haben, der Schutz des Staates gegen äufsere 
iGefahren in den meisten europäischen Staaten die Leitung des 
lünterrichtswesens von staatlicher Seite zur Notwendigkeit gemacht 
llat. Wiederum kommen jetzt richtigere Ideen von den Funktionen 
Ides Staates bezüglich ethischer Pflichten zur Geltung. Man hält es 
jjetzt für die Pflicht des Staates , die Hilflosen gegen die Gier oder 
lerzlosigkeit von Privaten und den durch die Umstände des modernen 
konomischen Lebens auf sie ausgeübten Druck zu schützen. Zu- 
gleich mit dieser Teilhaberschaft an der Erziehung kommt eine 
Teilung der Kosten derselben auf den Staat und die Eltern. Der 
Staat kann das Kind nicht zwingen, zur Schule zu gehen, wenn er 
licht für dasselbe eine solche hergerichtet hat, noch kann er alle 
jEltern im einzelnen zwingen, ihren gehörigen Anteil der Kosten zu 
agen, denn einige sind arm, andere sind Bettler. Da also der 
at und die Eltern in bezug auf die Kosten der Erziehung Pflichten 
haben, so erübrigt für uns nur noch, jene Prinzipien und Erwägungen 
erörtern, <iRe die Grenzen dieser Pflichten bestimmen. Die Total- 
üusgaben für die Erziehung können auf folgende Art eingeteilt werden : 
1). Ausgaben für Nahrung, Kleidung, Wohnung auf der einen 
Seite, und Verlust der möglichen Arbeit oder Löhne von Kindern, 
nehmen wir an von 10—14 Jahren, auf der anderen. 

2) Ausgaben für mechanische Lehr- und Lernmittel, sowie Schul- 
häuser, Schulgerät, Apparate, ABC- und Lesebücher, Schiefer- 
tafeln, Federn, Papier, Stifte u. s. w. 

3) XJnterrichtskosten. 

Dafs die Ausgaben der ersten Kategorie ganz von den Eltern 
getragen werden müssen, wird allgemein anerkannt werden. Die 
elterliche Verantwortlichkeit sollte jedenfalls soweit reichen. Je- 
doch darf man nicht vergessen, wie beträchtlich das Opfer auf Seiten 
der Eltern ist, wenn sie des Nutzens der Arbeit oder der Arbeits- 
löhne ihrer Kinder verlustig gehen. Diese können in der Landwirt- 
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Schaft oder in vielerlei Fabriken nützlich verwendet werden. Gewöhnlich 
wird dieser Punkt von denen unbeachtet gelassen, die die wahrschein- 
liche Wirkung der Abschaffung des Schulgeldes auf die Eltern behan- 
deln. Soweit die Eltern durch eigennützige Bücksichten berührt werden, 
soweit wird der Verlust der mehreren Mark, die das Kind wöchentlich 
verdienen könnte, bei ihnen weit schwerer ins Gewicht fallen, als die 
Summe, die sie als Schulgeld zu bezahlen haben mögen. Das erhellt 
deutlich aus der Beharrlichkeit, mit welcher in England wie in den Ver- 
einigten Staaten diePabrikgesetze unbeachtet gelassen werden. Gesetz- 
liche Ahndung und sogar Geldstrafen schaffen keine Abhilfe des tjbeb. 
In bezug auf die zweite Kategorie von Schulausgaben liegt es 
auf der Hand, dafs wenigstens Gegenstände, die dauernd zur Schule 
gehören, so wie Häuser, Gerät, Apparate u. s. w., aus öffentlichen 
Mitteln bestritten werden müssen; denn es würde .unmöglich sein, 
den Eltern persönlich ihren eignen Anteil eines Kostenaufwandes I 
zuzumuten, der auf einen langen Zeitraum andern dienen wird. 
Doch scheint die Verpflichtung, Gegenstände, die die Natur indivi- 
duellen Eigentums haben, so wie Schiefertafeln, Bücher, Hefte, 
Federn, Papier, Stifte u. s. w., eher den Eltern zuzustehen ; denn ob- 
gleich es dem Staat oft angemessen erscheinen mag, gewisse dieser 
Gegenstände zu beschaffen, so kann doch die Praxis, die Schüler 
Staatseigentum geradeso wie persönliches benutzen zu lassen, leicht 
zu unklaren Begriffen über das Eigentumsrecht führen, wenn sie nicht 
höchst sorgfaltig vom Lehrer überwacht werden. Der Leiter einer 
grofsen englischen Volksschule, die ihre Schüler mit Lesebüchern 
versieht, versicherte z. B. dem Schreiber dieses, dafs jedes Jahr neue 1 
angeschafft werden müfsten. Es würde besser sein, dafs die wenigen, j 
die sich nicht ihre Bücher halten können, vom Staate als Kinder j 
armer Leute unterstützt würden, als dafs alle in Gefahr der Demo- t 
ralisation kommen, die so leicht aus dem Gebrauch öffentlichen Eigen- : 
tums als Privatgut entsteht. Die Hauptschwierigkeit in der Verteilung \ 
der Belastung mit den Kosten der Erziehung auf Eltern und Staat 
finden wir erst, wenn wir zur dritten Kategorie, den Ausgaben für 
den Unterricht kommen. — Die Hauptschuleinkünfte auf der Seite 
des Gemeinwesens werden bezogen durch: 

1) Einkünfte aus Staatssteuem, 

2) Einkünfte aus Gemeindesteuern, 

3) Einkünfte aus Stiftungen, Staats- oder Gemeinde-Fonds, öffent- 
lichen Subskriptionen, Geldstrafen u. s. w., 

von Seiten der Eltern durch Schulgeld. 
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Der Zentralpunkt der ganzen Diskussion ist, ob die Eltern von 
der Last des Schulgeldes, welches sie jetzt in England und Deutsch- 
land tragen, befreit werden sollen oder nicht. In den Vereinigten 
Staaten, wie wir gesehen haben, war die Abschaffung des Schulgeldes 
eine natürliche Folge der allgemein zugestandenen Notwendigkeit 
der Erziehung aller und der Unmöglichkeit, die Mittel dazu durch 
Zwangsgesetze aufzubringen. Femer haben wir in England gefunden, 
dafs die Abschaffung des Schulgeldes das Prinzip der Wieder- 
dotierung der Kirche oder ihr gänzliches Beiseiteschieben von der 
Aufsicht über die Erziehung in sich schliefsen würde. Englische 
Lehrer sehen voraus, dafs die Elementarerziehung enventuell gänz- 
lich in die Hände des Staates fallen mufs. Kommt der Tag, so 
wird England freie Schulen haben, doch können sie unter den gegen- 
wärtigen Umständen wahrscheinlich nicht erreicht werden, obgleich 
Jer Gegenstand innerhalb und aufserhalb des Parlaments beständig 
Mgeregt wird, obgleich die liberale Partei freie Erziehung erstrebt. 
In Deutschland hingegen ist die Sache anders ; da sind weder die 
amerikanischen Beweggründe zu freier Erziehung, noch die in Eng- 
land ihr im Wege stehenden Hindemisse vorhanden. Der jetzige 
religiöse Zustand würde nicht wesentlich gestört werden, wenn das 
Schulgeld in Wegfall gebracht würde; aber anderseits ist die freie 
Schule nicht eine logische Folge bestehender Bedingungen, denn ob- 
gleich die Notwendigkeit der allgemeinen Elementarbildung überall 
anerkannt wird, ist dieselbe doch erfolgreich erreicht worden durch 
streng ausgeführte 'Schulzwanggesetze. Also mufs die Frage, ob die 
Eltern von der Last des Schulgeldes befreit werden sollen, für 
Deutschland nach ihren Vorzügen viel mehr, als nach ihrer Möglich- 
keit wie in England, oder nach ihrer Notwendigkeit wie in den 
Vereinigten Staaten entschieden werden. Um uns die Frage klar 
Torzulegen, wird es gut sein, zu definieren, was mit elementarer Er- 
äehung gemeint ist, und kurz die Hauptveränderungen anzugeben, 
die im Schulorganismus nötig sein würden, sollte das Schulgeld ab- 
geschafft werden. 

Mit dem Elementarunterricht ist das gemeint, was mit den Ele- 
menten, den Handhaben des Wissens, den notwendigen Voraussetz- 
ungen alles Lernens, nämlich Lesen, Schreiben, Eechnen zu thun 
hat Aus dieser Erklärung ergibt sich, dafs nicht nur Volksschulen 
elementare sind, sondern jedwede Schule, sofern sie die Elemente 
des Wissens lehrt, z. B. die elementaren Grade von Bürgerschulen, 
Höheren Töchterschulen, Realschulen oder die Gymnasialvorschulen. 
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Die Hauptveränderungen , welche die Abschaffung des Schul- 
geldes nötig machen würden, sind die folgenden : 

1) Ersatz aus öffentlichen Mitteln alles dessen , was jetzt durch 
Schulgeld erhalten wird. 

2) Einrichtung einer einzigen Elementarschule, die Kindern aller 
Klassen des Volkes dienen soll. 

3) Enge Verbindung aller höheren Unterrichtsanstalten mit den 
Elementarschulen. 

Es kann keine objektive Behandlung dieses Problems geben, die 
nicht auf ihre ökonomische, soziale und politische Bedeutung ein- 
ginge. Obgleich diese oft in einem gegebenen Moment ineinander 
greifen, soll doch ein Versuch gemacht werden, die verschiedenen 
Momente des Vorliegenden in ihren hervorragenden Erscheinungen 
zu besprechen, 

1. Die ökonomische Seite des Problems. 

a) Die nächstliegende Einwendung gegen die Abschaffung des 
Schulgeldes ist die, dafs dies eine wichtige Quelle des Einkommens 
für die Schulen verstopfen würde, da z. B. in Preufsen das Schul- 
geld ungefähr 20% der Unterrichtskosten einträgt. Sollte es sich 
aber herausstellen, dafs die jetzige Last durch die Abschaffung des 
Schulgeldes richtiger verteilt werden könnte, so würde dieser Um- 
stand, abgesehen von praktischen Schwierigkeiten, ein genügender 
Grund für die Abänderung sein. 

Dafs über den Unterricht der Kinder nicht von den Eltern wie 
über jedes andere Moment des ökonomischen Lebens, verfügt werden 
kann , etwa wie sie Waren in irgend welcher gewünschten Quan- 
tität und Qualität kaufen oder zurückweisen können, erhellt aus 
dem Zustand der Verwaltung der Schulen und aus Gesetzen, welche 
die Eltern zwingen, den Kindern einen gewissen Grad von Erziehung 
einer bestimmten Art zu geben. Es ist auch klar, dafs wie phy- 
sische Körper sich nach natürlichen Gesetzen bewegen, der Staat, 
wenn er mit ökonomischen Paktoren rechnet, nach ökonomischen 
Gesetzen verfahren mufs. "Wenn also der Staat von seinen Bürgern 
zwangsweise Geld erhebt, so kann er nicht umhin, dem Prinzip zu 
folgen, dafs, was er über das Vermögen fordert, als Wohlthätigkeits- 
gabe wiedergegeben werden mufs. 

Die notwendige Übereinstimmung mit diesem Gesetz erklärt die 
Abstufung des Schulgeldes und der Erlafs oder die Ermäfsigung 
desselben, wo Armut oder eine grofse Kinderzahl vorhanden ist. 
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Dies sind nur einfache Vorschläge, die (Schulgeld-)La8t der mut- 
mafslichen Zahlungsfähigkeit anzupassen. Durch die Notwendigkeit 
der Sache ist also der Staat gezwungen, anzuerkennen, dafs die Er- 
hebung von Schulgeld, wenn sie mit Schulzwang verbunden ist, dem 
Schulgeld alle wesentlichen Kennzeichen einer Kopfsteuer von denen, 
welche Kinder haben, verleiht. Eine schwere Geld-Kopfsteuer aber 
ist die bedrückendste aller Steuern für die Armen, die leichteste 
für die Reichen. Es ist keine Möglichkeit, sie durch Selbstverleug- 
nung zu verringern oder sie durch Übertragung auf die Schultern 
anderer, die besser im stände sind sie zu zahlen, zu übertragen. 
Andere direkte Steuern werden nach der Zahlungsfähigkeit erhoben, 
oder in solcher Weise, dafs sie sich bülig nach derselben richten, 
während indirekte Steuern in gewissem Mafse durch Sparsamkeit im 
öebrauch der Artikel, die am schwersten besteuert sind, vermieden 
werden können. Träten an die Stelle des Schulgeldes Staats- oder 
Gemeindesteuern, oder eine Verschmelzung beider, so würden Un- 
ebenheiten, die unter dem System des Schulgeldes notwendig ent- 
stehen müssen, ausgeglichen werden. Dann würde der Reiche seine 
Kinder nicht unentgeltlich unterrichten lassen können, wie es 
manchmal beansprucht wird. Wohl würde er von der Zahlung des 
Schulgeldes befreit sein, aber nur um mehr als ihren Betrag in er- 
höhten Steuern dafür zu geben. Überdies ist die Erleichterung, die 
er erhalten würde, im Verhältnis viel kleiner als die, welche den 
Armen gewährt würde, weil das Schulgeld, das er bezahlt, ein viel 
kleinerer Bruchteil seines Einkommens ist, als das Schulgeld von 
dem Einkommen des Armen. Es würde demnach scheinen, dafs die 
Abschaffung des Schulgeldes von entschiedenem Vorteil für die 
Gemeinde sein würde, insofern sie eine viel gerechtere Gleichstellung 
der Besteuerung herbeiführen könnte. 

Damit der Fall des kinderlosen Steuerzahlers nicht vergessen 
werde, mag bemerkt werden, dafs, wenn eine Abschaffung des Schul- 
geldes dem allgemeinen Besten dienen kann, er keinen zulässigen 
Anspruch auf Befreiung von aufserordentlichen Lasten hat, die die 
neue Besteuerungsunterlage ihm auferlegen kann. 

b) Eine weniger mühvolle Quelle des Einkommens als die des 
Schulgeldes ist wünschenswert. 

Alle die jetzt notwendige Ausgabe und Mühe,, das Schulgeld ein- 
zusammeln, die Schwierigkeit, zu bestimmen, wer zur Gewährung 
fon Erlafs oder Ermäfsigung berechtigt ist, samt der Gewifsheit un- 
gehöriger Strenge in vielen Fällen und ungebührender Schlaffheit in 
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anderen, könnte leicht dadurch vermieden werden, dafs alles Geld 
aus den Quellen bezogen würde, welche schon die mechanischen 
Mittel der Erziehung und 4 Fünftel der Unterrichtskosten liefern. 
Als ein praktischer Beweis für den Verlust und die Mühe , welche 
diese Art Schulgelder einzutreiben verursacht, mögen die dem Be- 
richt der Vorsitzenden der Londoner Schulkommission für 1884 ent- 
nommenen Zahlen dienen: 

Schulgeld, fällig und nicht bezahlt Nov. 25. 1881, £ 2043 
w w w » w n r) 18o2, „ 1979 

w w » » » w w 1883, „ 3077 

n » » w w w w 1884, „ 6992. 

Jetzt zwingt die Londoner Schulkommission die Eander, deren 
Schulgeld nicht bezahlt ist, die Schule zu verlassen, und bringt sich 
in den absurden Widerspruch, Schulen und strengen Schulzwang 
einzurichten auf der einen Seite , auf der andern, die Kinder nach- 
lässiger Eltern aus der Schule zu verbannen. 

c) Aber das ernsteste Übel dieser unzulänglichen Einrichtung, die 
Kosten für den Unterricht der Zahlungsfähigkeit anzupassen), wird 
erst vollständig eingesehen, wenn die grofse Anzahl von Familien, 
die der Demoralisation der Armenpflege unterworfen wird, in Er- 
wägung kommt. Löning sagt in Schönbergs Handbuch der poli- 
tischen Ökonomie Bd. III S. 910 : „Weder gegen Arbeitsunfähigkeit, 
die in zu jungem oder in zu hohem Alter, in Ejrankheit oder in In- 
validität ihren Grund hat, noch gegen Arbeitslosigkeit, die durch 
wirtschaftliche Notlage verursacht wird, gibt es unfehlbare und un- 
mittelbar wirkende Abwehrmittel. Zu allen Zeiten haben die Ar- 
mutsursachen ihre unheilvolle Wirksamkeit ausgeübt. Aber es liegt 
in der heutigen Organisation des wirtschaftlichen Lebens, dafs ein 
grofser Teil der Gesamt-Bevölkerung der steten Gefahr ausgesetzt 
ist, ohne eigne Verschuldung durch Arbeitsunfähigkeit oder Arbeits- 
losigkeit in Armut gestürzt zu werden." Diese wirtschaftlichen 
Übelstände zu beseitigen ist, wie die Kaiserliche Botschaft vom 
17. November 1881 sagt, „eine schwierige, aber auch eine der höchsten 
Aufgaben jedes Gemeindewesens, welches auf den sittlichen Funda- 
menten des christlichen Volkslebens steht". — Was sollen wir aber 
sagen, wenn ein Gemeinde wesen mit Bedacht sein eignes Werk 
vernichtet, seinem eignen hohen Streben, die Gefahr des Paupe- 
rismus in seiner Mitte zu verringern, dadurch widerspricht, dafs 
es künstliche Zustände schafft, welche einen grofsen Prozent-f 
satz seiner Leute gerade in den Zustand treibt, aus welchem es 
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sie erretten möchte? Welcher Teil des Volkes durch die Wirkung 
des Schulgeldgesetzes gezwungenermafsen unter die hilfsbedürftigen 
Armen gerechnet werden mufs, was sonst nicht der Fall wäre, ist 
unmöglich genau festzustellen, aber die folgenden Erwägungen können 
einen Begriff von der Gröfse des Übels geben. 

In Preufsen sind ungefähr 91 % , in Bayern etwa 96 % ^^^r 
schulpflichtigen Kinder in den Volksschulen^), während das Schul- 
geld in jedem der Länder ungefähr 20 % ^^^ Unterrichtskosten be- 
trägt. Es ist weiter abgeschätzt, dafs der Durchschnittsbetrag von 
Schulgeld ungefähr 18 Mark jährlich beträgt, so dafs ein Vater von 
2 Kindern in der Schule 36 Mark bezahlt. Die Bedeutung dieser 
Summe im Vergleich mit der Armenunterstützung tritt scharf hervor, 
wenn wir erfahren, dafs in Bayern im Jahre 1876 die Durchschnitts- 
kosten der ganzen Erhaltung eines Armen 37,6 Mark, im Jahre 1880 
47,8 Mark betragen. Die Durchschnittsausgabe zur Erhaltung eines 
Armen war im Jahre 1849 in 970 Städten Preufsens jährlich 25,08 
Mark 2). Ferner werden die Prozente von Schulgeld, welche wegen 
Armut erlassen werden, im Verhältnis zu dem Prozentsatz der armen 
Bevölkerung eine Idee von der Anzahl von Leuten geben, welche in 
diese Klasse fallen. Obgleich es schwierig ist, über diesen Gegen- 
stand statistische Berichte zu erhalten, so kann man doch genug 
finden, um eine gerechte Beurteilung über die Sache zu ermöglichen. 
In Dresden werden 20 % aller fälligen Schulgelder gänzlich erlassen, 
und 9,31 % der Solleinnahme von Schulgeldern wird durch Er- 
mäfsigungen verloren. In Birmingham, England, wird ^^ des Schul- 
geldes erlassen. 

Emminghaus^) sagt in seinem Werke: „Das Armen wesen und 
die Armengesetzgebung" p. 39 : Wir halten die Klassensteuerbefrei- 
ung wegen Armut unbedingt für das zuverlässigste Material zur Be- 
urteilung der Ausdehnung des preufsischen Armenwesens. Nach den 
Jahresberichten von 1857 bis 1867 beläuft sich die ganze Anzahl 
von Personen, die zu den Familien derjenigen gehören, die, als öffent- 
hche Almosenempfänger, von Besteuerung frei sind, auf die folgenden 
Prozente der ganzen Bevölkerung*): 



*) Schönberg, Handbuch, III. Band S. 956. 

^) £mminghaus. Das Armenwesen und die Annengesetzgebung, S. 63. 
Berlin 1870. 

') Emminghaus, Das Armenwesen und die Armengesetzgebung. 
*) Emminghaus, Das Armenwesen, S. 40. 
IV. 4. 381 5 
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1857 - 3,9 7o 

1858 — 3,7 7o 

1859 — 3,5 % 

1860 — 3,4 % 

1861 — 3,4 % 

1862 — 3,3 «/o 

1863 — 3,2 % 

1864 - 3,1 7o 

1865 — 3,0^0 

1866 — 2,9 % 

1867 — 2,9 % 

Wie unzureichend und wenig befriedigend diese Nachweise sein 
mögen, so können sie doch dazu dienen, uns eine Idee von der 
demoralisierenden Wirkung des Versuches zu geben, eine Geldsteuer 
aufzuerlegen, welche alle gleich belasten soll. Solch ein Versuch 
verletzt das ökonomische Gesetz und mufs notwendigerweise von den 
entsprechenden Nachteilen begleitet sein. Hier braucht die Demo- 
ralisation der niederen Klassen und der Verfall des ökonomischen 
Lebens nicht geschildert zu werden, die im Gefolge dieser ökono- 
mischen oder sozialen Übelstände sind, mögen sie natürlich oder 
künstlich sein, welche grofse Schichten der Bevölkerung zwingen 
oder veranlassen, sich auf öffentliche Unterstützungen eher als auf 
ihre eignen unabhängigen Bemühungen zu verlassen. Die Übel- 
stände sind nur zu gut bekannt. 

Aber die Abschaffung des Schulgeldes würde mit einem Male 
alle diese Schwierigkeiten aus dem Wege räumen, die Steuerlasten 
sich nach natürlichen Umständen richten lassen, durch das Erwecken 
der vernünftigen Hoffnung auf vollständige Unabhängigkeit in grofsen 
Schichten der Bevölkerung das ökonomische Leben anregen und die- 
selben zugleich von dem bedrückendem Bewufstsein befreien, öffent- 
liche Unterstützung zu empfangen und von ihren Nächsten als Bettler 
oder unwürdige Schmarotzer angesehen zu werden. 

2. Soziale und politische Seiten des Problems. 

Wenn wir uns zu den Schulen selbst wenden, werden wir finden, 
dafs gewisse soziale und politische Seiten des Gegenstandes aus den 
Versuchen hervorgehen, sich dem ökonomischen Gesetze anzupassen, 
welche jedes dicht bevölkerte Land unter dem System des Schul- 
geldes zu machen gezwungen ist. Es ist eine ökonomische Absur- 
dität, wenn nian sagt, es sei die Pflicht jedes Vaters oder jeder 
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Mutter, jährlich eine gewisse Summe für die Erziehung jedes ihrer 
Kinder im schulpflichtigen Alter auszugeben. Wenn das Gesetz: 
„Du kannst, denn du sollst" in der moralischen Welt gilt, so gilt 
in der ökonomischen Welt jenes andere Gesetz: „Du sollst nicht, 
denn du kannst nicht" ebensoviel. Es liegt auf der Hand, dafs in 
jedem Lande, in dem der Eeichtum sehr verschiedenartig verteilt ist, 
das Schulgeld für verschiedene Klassen der Gesellschaft abgestuft 
werden mufs, wenn es nicht an und für sich aufserordentlich niedrig 
oder die Zahl derer, die es nicht bezahlen können, aufserordentlich 
grofs ist. So beträgt z. B. in England das wöchentliche Schulgeld 
und zwar nach folgender Tabelle: 

1. Unter 8^2 P. wöchentlich in 

2. Zwischen 8^2 u. 17 „ „ 

3. „ 17 u. 25% „ 

4. „ 25V2 u. 34 „ 

5. „ 34 u. 51 „ „ 

6. „ 51 u. 76V, „ 

7. „ 76^2 u. mehr „ 
Es kommt in den grofsen Städten oft vor, dafs neben einer 

Schule, die die Woche 1 — 2 Pence (10—20 Pfennig) verlangt, eine 
andere 6—9 Pence fordert, während beide dasselbe leisten. In 
Deutschland jedoch scheinen nicht mehr als etwa drei Grade für 
eine gewisse Stadt vorhanden zu sein. Dies sind die Volksschulen, 
die Bürgerschulen, die Vorschulen der Gymnasien für Knaben und 
die höheren Töchterschulen für Mädchen. Das Schulgeld stellt sich 
für dieselben ungefähr wie folgt: 

Volksschulen 18 Mark, 

Bürgerschulen .... 36 „ 

Vorschulen 80 „ 

Höhere Töchterschulen . 90 „ jährlich. 
Es mag unterdessen, ungleich den englischen Schulen, ein ge- 
wisser Unterschied in den Leistungen der Schulen sein, während 
gewifs in der Zahl der von einem Lehrer unterrichteten Schüler ein 
solcher besteht. 

Beim ersten Blick kann es erscheinen, als entspräche dieser 
Plan den Anforderungen der Besteuerungsgesetze. Im grofsen und 
ganzen ist dem so, und wären keine ernstlichen Nachteile damit 
verknüpft, dürfte es auch ohne ernstliche Angriffe stehen bleiben. 
Ein Teil dieser Nachteile ist schon nachgewiesen worden. 

Im Auge des Beobachters der sozialen und politischen Er- 
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scheinungen ist noch ein Übel von durchdringenden und weit- 
reichenden Wirkungen mit solch einem System verwoben. Alle die 
verschiedenen Phasen, welche das Übel annehmen mag, haben eine 
gemeinsame Wurzel, nämlich die Tendenz des gegenwärtigen 
Systems, den jetzigen sozialen Stand der Kinder scharf 
abzugrenzen, namentlich diejenigen, die den ärmeren 
Klassen angehören. Es bestrebt sich, die Gesellschaft ver- 
schieden abzustufen und zwar nach Bedingungen, die nicht im 
Charakter und der Fähigkeit ihrer Glieder liegen, schärft nämlich 
den schon zu grofsen sozialen Unterschied dadurch, dafs es ihn 
künstlich dauernd zu machen sucht. Durch ein System abgestuften 
Schulgeldes, vereint mit dem Schulz wangsgesetz, werden %o der Be- 
wohner in eine Art von Schulen hineingezwungen, die von dem andern 
Zehntel verachtet, von der Majorität nicht geehrt sind. Der mensch- 
liche Geist ist ein empfängliches Ding, wenn er Höhen moralischer 
Kraft ersteigen kann, so vermag er auch sehr tief von denselben 
herabzusteigen — und es geziemt einem Volke nicht, das Zufällige, 
Vorübergehende, Materielle, moralisch Inhaltlose den Geist und das 
Leben seiner Glieder bestimmen zu lassen. Die Nation sollte die 
umfassende Humanität Burns' erkennen : Ein Mensch ist ein Mensch 
trotz alledem — „A man's a man for a that" und niemals politische 
oder soziale Ungleichheit unter ihren Bürgern weder gründen, be- 
fördern, noch anerkennen. In ihren Augen, ihren öffentlichen Insti- 
tutionen, vor ihrem Gerichtshof sollte jeder Bürger als gleichstehend 
mit dem andern angesehen werden. Damit treten wir natürlich nicht 
für die Abgeschmacktheit ein, deren sich die Träger der französischen 
Bevolution schuldig machten, als sie die Staatsgewalt anwandten, 
um soziale Gleichheit im Privatleben zu erzwingen. 

Aber durch das jetzige System, welches Schulgeld und Schul- 
zwang bestimmt, wird das breite und gerechte Prinzip auf die oben 
angegebene Weise verletzt, und ihm folgt auf ökonomischem und 
sozialem Gebiete eine Menge von Übelständen. Diese mögen kurz 
betrachtet werden wie folgt: 

a) Viele Eltern von beschränkten Mitteln, die aber den niedrigen 
sozialen Standpunkt einsehen, den ein in der Volksschule Unter- 
richteter fast notwendigerweise einnehmen mufs, bringen grofse 
Opfer, um ihre Kinder in Schulen von sozial höherem Range zu 
schicken. Dasselbe Gefühl treibt sie, dieselben in schon überfüllte 
Berufsbahnen zu stellen, für welche sie wenig Fähigkeit haben mögen. 
Dies erklärt zum grofsen Teil die gegenwärtige Klage der Über- 
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bildung und des Überwucherns des Gelehrtenstandes. Wenn ein 
gesunderes Volksgefühl in diesen Dingen vorhanden wäre, das freie 
Schulen sehr pflegen würde, so fänden Charakter und Fähigkeit ihre 
nützlichsten Bahnen freier und zählten in der sozialen Welt mehr 
als die Stellung oder die Art der Erziehung. 

b) Die künstliche Verschärfung der sozialen Unterschiede macht 
die Kluft zwischen reich und arm, welche die Zustände des modernen 
ökonomischen Lebens unvermeidlich machen, immer unerträglicher. 
Wenn die Kinder dieser Klassen eine Reihe von Jahren auf gemein- 
samem Boden zusammen sein und nach demselben Mafsstabe ge- 
messen werden, so wird ein grofser Teil der Eoheit dieser Stände 
vermieden werden. 

Der frühere amerikanische Commissioner of Education, General 
John Eaton, sagte einmal in betreff dieses Punktes: „Es ist nicht 
daran zu zweifeln, dafs die grofse bürgerliche Freiheit, welche alle 
unter uns geniefsen, mit dem Wohlwollen, das in der amerikanischen 
Gesellschaft herrscht, zusammenhängt, aber dieses Wohlwollen ist 
wesentlich gefördert worden durch unser Freischulsystem, indem die 
Kinder aller Stände sich auf gemeinsamem Boden sammeln; sie 
steigen durch eignes Verdienst, lernen einander kennen, schliefsen 
Freundschaftsbündnisse, welche geeignet sind, diejenigen Streitig- 
keiten zu mildern, die entgegengesetzte Interessen und gewaltige 
Konkurrenz immer Gefahr laufen hervorzurufen." Dies ist die Er- 
fahrung und Meinung der grofsen Masse des amerikanischen Volkes. 
Nicht nur Individuen verschiedener Klassen lernen einander schätzen, 
sondern auch Individuen einer Klasse lernen objektive Proben auf 
Charaktere anderer Klassen anstellen. 

Aus der schnellen Entwickelung der freien Schulen in Berlin 
und dem Zeugnis ihrer Lehrer kann man schliefsen, dafs freie Schulen 
in allen deutschen Städten in der öffentlichen Achtung sehr hoch 
stehen und in ihren Wirkungen so gesund sein würden, als in den 
Vereinigten Staaten. Das Schulgeld wurde in BerHn im Jahre 1869 
abgeschafft. Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Ge- 
meindeschulen seit 1830. 

Jahr. Zahl der Zahl der Zahl der Zahl der Privat- 





Schulen. 


Klassen. 


Kinder. E 


lementarscl 


1830 


7 


28 


3 272 




1837 


9 


46 


5 211 




1847 


15 


114 


9 735 


8 887 


1858 


15 


142 

385 


12 082 
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Jahr. Zahl der Zahl der Zahl der Zahl der Privat- 
Schulen. Klassen. Kinder. Elementarschulen. 



1869 


49 


557 


31752 


9 726 


1873 


76 


950 


48 096 


8 031 


1876 


94 


1265 


67 902 


keine. 


1880 


114 


1763 


94 219 


keine. 


1882 


121 


1899 


103 207 


keine. 



Der Bericht über die Gemeinde-Verwaltung der 
Stadt Berlin (1861 — 76) p. 250 sagt in bezug auf diese Schulen: 

„Ein über das ganze Weichbild ausgebreitetes Netz von gleich- 
mäfsig organisierten Elementarschulen, grofs genug, um allen Kindern 
den freien Zutritt zu gewähren, zweckmäfsig und wirksam genug, 
um das allgemeine Vertrauen zu verdienen; ein durch alle Bezirke 
verzweigtes System von Schulkommissionen, gebildet aus Bürgern 
im Ehrenamte, im Besitz ausreichender Befugnis und Personal- 
kenntnis, um jedem Kinde die Erfüllung der Schulpflicht zu ermög- 
lichen, völlige Versäumnis bei keinem zu dulden; eine Central- 
verwaltung, ausgestattet mit solcher Vollmacht und solcher Technik, 
dafs sie das wachsende Schulbedürfnis in dem Mafse zu erfüllen ver- 
mögen, wie es entsteht, 7- das ist die unter steigender Teilnahme der 
Bürgerschaft bis in . unsere Berichtsperiode 1860 — 76 reichende 
Schöpfung des Gepieindeschulwesens." 

Es mufs bemerkt werden, dafs diesem ganzen Fortschritt, der 
gemacht worden ist, ein wesentliches Moment an seinem vollständigen 
Erfolg fehlt, nämlich die Möglichkeit, aus diesen Schulen zu höheren 
Unterrichtsanstalten überzugehen. Der Bericht sagt ferner auf 
Seite 264 in bezug auf diesen Punkt: 

„Das Niveau der Gesellschaftsschichten, welche ihre Kinder der 
Volksschule zuführen, ist im Steigen begriffen, es hat im allgemeinen 
jetzt (1876) die Klasse der minder begüterten Handwerker und 
Beamten erreicht. Mit ihm steigen die Anforderungen an die Schule 
und auch ihre Leistungsfähigkeit, d. h. auch ihre Anziehungskraft. 
Diesem Prozefs ist es zu danken, dafs die Gefahr des ungünstigen 
Einflusses der roheren Elemente zurücktritt; die überwiegende Mehr- 
zahl der Kinder entstammt geordneten Verhältnissen; aber dieser 
Prozefs hat auch das Zuflufsgebiet der Gemeindeschule in unerwarteter 
Weise ausgedehnt; er wird sich fortsetzen, wenn den Knaben, die 
das Ziel der Gemeindeschule frühzeitig erreicht haben, zur Fort- 
setzung ihrer Schulbildung in solchen höheren Schulen Gelegenheit 
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geboten wird, die den fremdsprachlichen Unterricht erst nach dem 
sechsten Jahre beginnen." 

Wir sehen, dafs die freien Schulen in dem kurzen Zeiträume 
von sieben Jahren seit ihrer Gründung schon einen selbständigen 
Charakter gewonnen hatten und schon Klassen vereinigten, die sie 
früher trennten. Seit 1876 sind die Schulen schnell gewachsen, 
denn der Zuwachs an Kindern von 1876—1882 beträgt 52 %. 

Es scheint, dafs diese Schulen in kurzer Zeit den ganzen Elemen- 
tarunterricht mit Ausnahme der Gymnasialvorschulen und höheren 
Töchterschulen umfassen werden, vorausgesetzt, dafs Vorkehrungen 
getroffen werden, um die Elementarschulen mit höheren Unterrichts- 
anstalten in Verbindung zu bringen. Kann man zweifeln, dafs eine 
solche Vervollständigung sehnlich zu wünschen ist? Müssen wir nicht 
den sich täglich weiter öffnenden Spalt zwischen arm und reich 
überbrücken? Wie könnte das besser geschehen, als dafs man die 
Kinder der beiden Stände gemeinsam ^zöge? Vorausgesetzt, es 
schicken nicht alle reichen Leute ihre Kinder in die Volksschule. 
Einige werden es thun, und die Schule selbst wird, anstatt von 
beiden, die sie benutzen und die sie nicht besuchen, mifsachtet zu 
werden, ein Gegenstand des Stolzes und der Liebe werden, wie in 
den Vereinigten Staaten. — Das wird an und für sich kein geringer 
Vorteil für diejenigen sein, die die erste Bildung in ihren Eäumen 
erhalten haben. 

c) Wenn wir wieder zu einer Betrachtung der Wirkungen des 
gegenwärtigen Systems auf die erwachsene Bevölkerung zurück- 
kommen, werden wir die Reihe der Nachteile poch nicht erschöpft 
finden. Was für Ansichten die Menschen auch darüber haben 
mögen, inwieweit der Staat gerechtfertigt ist, ökonomische Thätigkeit 
auszuüben, so müssen doch alle wenigstens die Einflüsse beklagen, 
welche dazu führen, das Volk weniger selbständig, weniger ent- 
schlossen zu machen, den Kampf ums Dasein auszukämpfen, und 
mehr geneigt, sich auf den stärkeren Arm des Staates zu 
stützen. Wenn das Volk lernt, dafs die Zahlung des Schulgeldes 
eine dem Manne zufallende Pflicht ist, sobald er Vater ist, dafs 
aber die Abgabe um so kleiner wird, je ärmer ein Mann ist und 
je mehr Kinder er hat, dafs der Reiche, um dieselbe zu zahlen, 
viel, der Arme wenig oder nichts zu steuern hat, dafs der Staat für 
die eine Belasse wenig, für die andere fast oder wirklich alles trägt, 
dann kann unter den Armen nur das Gefühl entstehen, in allen 
sozialen und ökonomischen Notlagen zu dem Staat um Hilfe auf- 
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zublicken. Das Verlangen nach Staatsbevonnundung in der Re- 
gierung wird 80 grofs, dafs es das Selbstvertrauen, den höchsten 
sozialen und ökonomischen Wert des Volkes, untergräbt. Die 
Schule ist allerdings nur ein Moment in dem allgemeinen Streben 
nach Staatshilfe, aber sie ist ein wichtiges und hat ihren vollen 
Anteil an jenem Gegensatz und seiner wahrscheinlichen Lösung, 
die in dem nächsten Abschnitt besprochen werden soll. 

d) Man braucht nicht ihre vollständige Darlegung abzuwarten, 
um zu wissen, dafs Gegensätze in dem Geist eines Volkes auf die 
eine oder die andere Art ihre Lösung finden. Weise Staatsmänner 
sahen z. B. in Amerika voraus, dafs der Gegensatz zwischen mensch- 
licher Sklaverei und jenem Prinzip der Erklärung der Unabhängig- 
keit, welche erklärt, dafs alle Menschen frei und gleich geboren 
sind, früher oder später beseitigt werden müsse. Dies geschah 
endhch, aber unter schrecklichen Kosten der Nation. — Ebenso 
besteht in Deutschland ein schroffer Gegensatz zwischen der kon- 
stitutionellen bürgerhchen Freiheit, in welcher jeder Mensch politisch 
dem andern gleichsteht, eine gleiche Stimme in der Bestimmung 
der Beichsangelegenheiten hat auf der einen Seite und der Herrschaft 
und Beförderung sozialer Ungleichheit grofser Klassen von seiten 
des Staates auf der andern. Zu diesen Momenten kommt noch 
natürhch die wachsende Gefahr ökonomischer Krisen und das daraus 
folgende Leiden der arbeitenden Klassen. Suchen diese Gegensätze 
nicht schon ihre Lösung durch den Sozialismus? Man täuscht 
sich, wenn man den Sozialismus gänzlich dem Verfall des religiösen 
Bewufstseins , oder sogar ökonomischer Bedingungen zuschreibt. 
Es giebt andere und tiefere Gründe desselben. Wenn auch die 
Religion die Schärfe sozialer, poUtischer und ökonomischer Ubel- 
stände hndem kann, vermag sie dieselben doch nicht zu heilen, und 
der Mangel allein treibt die Menschen nicht zum Sozialismus. 
Warum soll gerade Deutschland zwei Weltteile mit Sozialisten 
füllen, woher kommt es, dafs Amerika, obwohl wir in den östlichen 
Staaten eine dichte Bevölkerung haben, welche meistenteils in 
Fabriken und Bergwerken beschäftigt ist, wo immer viel Armut 
herrscht, ein in Amerika geborner Sozialist so schwer zu finden 
ist, und dafs fast die ganze Brut aus europäischen Einwanderern 
und besonders aus Deutschen besteht? Ein amerikanischer Professor, 
der reichlich Gelegenheit gehabt hat den Sozialismus in Amerika 
und Deutschland zu beobachten , schreibt kürzlich in einem Briefe : 
„Was den Sozialismus in Amerika betrifft, so ist Statistik darüber 
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schwer zu erlangen; aber ich glaube^ dafs es schwer sein würde, 
einen in Amerika gebornen Sozialisten zu finden. Er ist ein 
seltener Vogel. Ich habe ihn nie gesehen. Soviel ich weifs, sind 
neun Zehntel aller sozialistischen Zeitungen hier in der deutschen 
Sprache geschrieben und gedruckt. Der Sozialismus im deutschen 
Sinne ist unter unsem amerikanischen Arbeitern unbekannt. — " 

Es kann angenommen werden, dafs die Schule nur ein kleines 
Moment in dieser grofsen Sache ist, aber sie ist in sofern wichtig, 
als sie der geeignete Ausgangspunkt ist, jene Unabhängigkeit — 
Selbständigkeit des Charakters, jene richtige Schätzung des Menschen 
nach seinem inneren Wert, der der beste Schutz eines Volkes gegen 
die wilden Pläne des sozialen Anarchisten ist, zu verbreiten. 

3. Betrachtung der Einwendungen gegen freie 

Schulen. 

a) Englische church-men (Geistliche), welche die freien Schulen 
fürchten , weil dieselben den Elementarunterricht ihren Händen ent- 
rücken könnten, sie also einer vorzüglichen Gelegenheit, Propaganda 
zu machen, berauben würden, reden gern von dem Verlust an In- 
teresse für die Erziehung ihrer Ejnder, welchen Eltern erleiden 
-würden, falls sie nicht länger Schulgeld zu bezahlen brauchten. 
Dieser Einwand beruht aber weder auf der Vernunft, noch auf der 
Erfahrung derjenigen, die freie Schulen gegründet haben. Erstlich 
ist der Wert, der der Bildung beigemessen wird, nicht nach Geld 
abzuschätzen, sondern hängt vielmehr von der Kultur ab. Soweit 
Eltern durch pekuniäre Hinsichten ein Interesse an der Erziehung 
ihrer Kinder zu haben bewogen werden können, haben sie dasselbe 
schon genügend dadurch zu beweisen, dafs sie die Mittel zum 
Unterhalt der Kinder und zu ihren Lernmitteln aufbringen und 
deren Arbeitslohn entbehren. Nur die unteren Klassen brauchen 
den Sporn des Schulgeldes, denn die gebildeten haben schon eine 
richtige Wertschätzung der Erziehung für ihre Kinder. Wird aber 
wohl der arme Mann mehr Interesse an der Erziehung seiner Kinder 
unter einem System nehmen, welches sie in eine Schule hineindrängt, 
die die höheren Klassen für gut genug für ihn, aber nicht aus- 
reichend für sich halten, als unter einem System, welches seine 
Kinder einer Schule zuführt, auf welche er stolz sein kann? — 
Das Zeugnis des Versuches in Berlin und besonders das in Amerika 
bestätigen vollkommen diese Ansicht. 

b) Man hat angenommen, dafs die physische und moralische 
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Entwickelung der Kinder aus den höheren Ständen leiden könnte, 
wenn sie tägKch mit den Kindern der ärmeren Klassen in einer 
gemeinsamen Schule zusammen sind. Dies würde unzweifelhaft 
wahr sein, wenn unter ihnen naher, unbeaufsichtigter Verkehr statt- 
fände ; aber das ist nicht der Fall. Kinder sind oder sollten wenigstens 
immer unter der Aufsicht des Lehrers sein» Um jedes beträchtliche 
Übel in dieser Hinsicht zu verhüten, ist es in den Vereinigten 
Staaten genügend befunden worden, 

1) die Schule unter gute ärztliche Aufsicht zu stellen, 

2) die Sitze und Tische so einzurichten , dafs jedes Kind ganz 
isoliert sitzen kann. Dies räumt gewöhnlich den ernstesten 
Einwand gegen gemeinsame Volksschulen aus dem Wege, 
weil kein Kind mit der Person oder Kleidung unangenehmer 
Nachbarn in Berührung zu kommen braucht. 

c) Es ist auch angeführt worden, dafs Kinder aus gebildeten 
Familien, ihrer gröfseren Vorteile wegen, schnellere Fortschritte 
machen würden als die der weniger gebildeten, und dafs die Kinder 
deshalb nicht wohl zusammen unterrichtet werden könnten. Die 
Wichtigkeit dieses Einwandes erfordert ihm Aufmerksamkeit zu- 
zuwenden. 

Dafs einige der Vorteile der Bildung auf Eander übertragen 
werden können, dafs gute Nahrung, warme Kleidung, angenehme 
und luxuriöse Umgebung, der Verkehr mit gebildeten Leuten auf 
die geistige Entwickelung des Kindes grofsen Einflufs haben, wird 
niemand leugnen. Aber die augenblickliche Stellung ist kein 
sicheres Mafs für die Stufe geistiger Entwickelung, zu der eine 
Familie gekommen sein kann. Ein Glücksumstand kann einen 
Mann zu anscheinender Höhe der Bildung und geistigen Kraft er- 
hoben haben, die immerhin mehr anscheinend als wirklich ist; da- 
gegen kann das Leben der Trägheit, des selbstsüchtigen, schwächen- 
den Genusses der Vorfahren ihre Nachkommen jener naturwüchsigen 
Kraft, jener strebsamen Bildung, die man eigentlich erwarten würde, 
berauben, bis die Kinder der Gegenwart die Erben der Folgen ver- 
geudeter Kraft werden. Auf der andern Seite kann eine Familie,^ 
die jetzt nach Brot ringt, vom Makel moralischer Entartung freie 
Voreltern haben, wacker in Sinnesart und Handlungsweise, obschon 
von bescheidener Stellung in der Welt. Die Kinder solcher Ab- 
stammung haben eine zusammengedrückte Feder von Lebenskraft in 
sich, die nur auf eine Gelegenheit harrt, um emporzuschnellen. Es 
darf nicht vergessen werden, dafs die Quellen des Völkerlebens wie 
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das Leben der Natur von unten und nicht von oben her genährt werden* 
Erneute nicht oft die Aristokratie ihre ursprüngliche Kraft aus dem 
gesunderen Bürgertum? Wo blühte dauernd ein Volk, das nicht 
seine leitenden Kräfte aus den Yolksmassen beständig erneuerte? 
Welche Stadt hat ihre Lebensfähigkeit in voller Kraft erhalten, die 
sie nicht aus dem frischen Landleben erneuerte? Was hat die mo- 
derne Gesellschaft gezwungen, mit den Individuen eher als mit könig- 
lichen oder aristokratischen Familien zu rechnen, als die notwendige 
Übereinstimmung mit diesem Gesetz? Wenn also auf der andern 
Seite die Bildung ihre Vorteile bringt, so mufs die volle frische 
Lebenskraft derjenigen, welche der Natur näher stehen, fortwährend 
ihre Kraft an den andern erneuern, sonst wird sie versiegen. 

Es braucht also nicht gefürchtet zu werden, dafs dieser gröfsere 
Vorrat an Lebenskraft, welchen die niederen Klassen besitzen, nicht 
im ganzen vollständig jeden geistigen Vorteil, welchen die Bildung 
der Eltern ihren Kindern gewähren kann, aufwiegen wird. Diese 
Ansicht wurzelt fest in der Erfahrung des Verfassers während zehn- 
jähriger Lehrthätigkeit in freien Schulen Amerikas sowohl, als in 
der bekannten Thatsache, dafs die gröfsten Männer, die jenem 
Lande iii öffentlicher oder privater Thätigkeit gedient haben, aus 
den unteren Schichten emporgestiegen sind. Aber ein noch schlagen- 
deres Beispiel als Beweis der Wahrheit dessen, was der Verfasser 
aufstellt, findet sich in den Board Schools von England. — Wir 
haben gesehen, wie die Kirchenschulen alles Gebiet eingenommen 
hatten, wo Eeichtum und Bildung zu finden waren, aus Mangel an 
Mitteln aber gezwungen gewesen waren, die armen und unwissenden 
Distrikte zu vernachlässigen. Um diese Lücke auszufüllen, wurden 
1870 die Board Schools eingerichtet. Die Folge davon war, dafs 
aller Pöbel auf dem Lande in diese Schulen hineingepfercht wurde. 
Die Engländer erwarteten natürlich, dafs die Kirchenschulen ihre 
weniger begünstigten Nachbarn in den Board Schools überflügeln 
würden. Aber grofs war ihr Erstaunen, als das Gegenteil sich 
herausstellte. Wie wir wissen, haben alle Schulen genau dieselbe 
Aufgabe zu erfüllen, da sie demselben genauen Unterrichtsplan folgen 
und von denselben Inspektoren geprüft werden. Nie zuvor hat sich 
eine solche Gelegenheit zur Vergleichung der Leistungsfähigkeit der 
niederen und der höheren Schichten geboten. 

Die den amtlichen Berichten^) über Erziehung entnommene 



^) Government Keports on Education. 
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Tabelle zeigt den bezüglichen Standpunkt der zwei Klassen von 
Schulen in den Jahren 1875, 1880 und 1884—85. Alle Schüler 
werden einzeln im Lesen, Schreiben und Rechnen geprüft. In der 
ersten Zeile stehen die durchnittlichen Prozente der Kinder in allen 
Schulen, welche in den verschiedenen Klassen die Prüfung in den 
3 Fächern bestanden, in der 2. Zeile stehen die entsprechenden 
Durchschnittszahlen für die Board Schools. 

1) Im Jahre 1870. 

I. IL m. IV. V. VL 

Durchschn. f. alle Schulen 70,16 71,81 64,62 58,16 66,33 58,78 

Durchschn. f. Board Schools 72,23 74,40 69,01 62,78 61,37 65,16 

zu gunsten d. Board Schools 2,01 2,59 4,39 4,62 5,04 6,38 

2) Im Jahre 1880. 

L n. m. IV. V. VL 

Durchschn. f. alle Schulen 65,23 66,57 59,91 55,61 58,75 58,56 

Durchschn. f. Board Schools 67,64 69,81 64,42 00,41 63,76 64,35 

zu gunsten d. Board Schools 2,41 3,24 4,51 4,89 5,01 5,79 

3) Im Jahre 1884—85. 

I. IL m. IV. V. VI. 

Durchschn. f. alle Schulen 70,16 71,81 64,62 58,16 56,33 58,78 
Durchschn. f. Board Schools 72,23 74,40 69,01 62,78 61,37 66,37 
zu gunsten d. Board Schools 2,01 2,59 4,39 4,62 5,04 6,38 
Eine Anzahl von Thatsachen werden diese unerwartete Er- 
scheinung vielleicht erklären, aber die aller Erklärung notwendig 
vorauszuschickende Voraussetzung ist, dafs die Kinder der niederen 
Klassen im ganzen ihren glücklicheren Nächsten an Fähigkeit, die 
Elemente des Wissens zu erlernen, nicht ungleich sind. Erstlich 
Deginnt die erste Stufe, wenn die Kinder 7 Jahre alt sind, aber die 
Kinder bringen 3 bis 4 Jahre in einer vorbereitenden Kleinkinder- 
schule zu. Es ist augenscheinlich, dafs diese frühe Schulung einen 
mächtigen Einflufs auf die Kinder hat, da sie den armen ersetzt, 
was bei den reichen die Bildung ist. Zweitens, obgleich gemut- 
mafst werden könnte, dafs das Alter der Schüler in den Board 
Schools viel gröfser wäre, als in den Barchenschulen, so erscheint 
bei genauerer Nachforschung wenig Unterschied in den folgen Pro- 
zentsätzen zu sein: 

Unter 6 Jahren in allen Schulen 19,71 % Boardschools 19,38 7^ 

zwisch. 6u. 8 „ „ „ „ 23,39 % „ 23,58 % 

„ 8U.10,, „ „ „ 23,66% „ 23,66% 
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zwisch. 10 u. 12 Jahr, in allen Schulen 21,39 <>/o, Boardschools 21,47 % 

„ 12U.14 „ „ „ „ 11,06% „ 11,05% 

über 14 „ „ „ „ 0,92% „ 0,86%^) 

Board Schools sind besser verwaltet, als Sektenschulen und haben 

einen kleineren Teil von Schüler - Lehrern (pupil teachers). Ihr 

Kostenaufwand ist folglich gröfser, wie der folgende Bericht zeigt: 

Kosten der Erhaltung von Schulen mittlerer Frequenz. 

1880 1884—85 

In freiwilligen Schulen £ 1. 14. 2 ^1. 15. \\^ 
In Board Schools . . „ 1. 17. 5% „ 2. 1. 8Va 
Eine praktische Schwierigkeit entsteht hinsichtlich der Reor- 
ganisation in höheren Schulen, welche nötig sein würden, falls die 
Elementarschule für alle Klassen dieselbe sein würde. Dies kann 
jedoch wie in England und den Vereinigten Staaten leicht bewerk- 
stelligt werden. Freilich werden konservative Schulmänner viele 
Einwendungen dagegen machen, wir müssen aber nicht vergössen, 
dafs die Schule um des Volkes willen, nicht das Volk der Schule 
wegen da ist. 



B. Die Beziehnng des Staates zu der Gemeinde 
in der Erhaltung der Schulen- 

„Das Prinzip aller Verwaltung," sagt Lorenz von Stein, „kann 
nur das sein, dem einzelnen diejenigen Bedingungen seiner persön- 
lichen Entwicklung zu bieten, die er selbst nicht zu schaffen ver- 
mag." Dieses Prinzip ist zu klar, um hier Erklärung zu erheischen. 
Ein Gemeindewesen ist in bezug auf die Gesamtheit der Gemeinden 
— den Staat — ebenso wirklich ein einzelner als jede Person gegen- 
über der Gesamtheit von Personen — dem Staat. — In Gemäfsheit 
mit diesem Grundsatz zerfallen also die öffentlichen Ausgaben zur 
Erhaltung der Schulen natürlich in zwei Kategorien : 

1) Jene Ausgaben, welche die Gemeinden selbst bestreiten 
können, da sie die Bedingung der individuellen Entwickelurig sind, 
sowie die Kosten für Schulhäuser, Schulgeräte, Unterricht u. s. w. und 

2) Jene Ausgaben, welche, obgleich sie die notwendigen Be- 
dingungen individueller Entwickelung sind, von den einzelnen Ge- 



^) Report of Comittee of Council, 1884—86, p. 208. 
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meinden nicht bestritten werden können, nämlich solche, wie die 
Kosten für staatliche Beaufsichtigung, Vorbereitung der Lehrer u. s. w. 
Sieht man die Sache von einem andern Gesichtspunkte an, so ergiebt 
sich nur, dafs die verschiedenen Gemeindeverwaltungen für das auf- 
kommen sollten, dessen ganzer Nutzen ihnen zu gute kommt, während 
das, was vielen Gemeinden, dem Staat, zum Vorteil gereicht, aus 
dem Gemeinsamen, nämlich dem Staatsschatze bezahlt werden sollte. 
Wir haben also die Teilungslinie gefunden, welche die Staatskosten 
und die lokalen Ausgaben trennen sollte. Nui: aufserordentliche 
Umstände können ein überschreiten dieser Linie auf einer oder der 
andern Seite rechtfertigen. Aber es kann vorkommen und es ist in 
vielen Ländern der Fall, dafs einige Gemeinden zu arm sind, um 
die Quantität und Qualität der Erziehung zu gewähren, die vom 
Staate für das Gemeinwohl als notwendig erachtet wird; oder es 
kann in Ländern, wo ein grofses Mafs von lokaler Selbstregierung 
vorhanden ist, wie in England und den Vereinigten Staaten, sich 
ereignen, dafs viele, obgleich reiche Gemeinden mit einem geringen 
Minimum von Erziehung zufrieden sind, oder dafs sie solche unum- 
schränkte Macht über die Erziehung gewonnen haben, die ihre 
gleichmäfsige Wirksamkeit in irgend welcher Gemeinde unmöglich 
macht. Daher kann es die Pflicht oder wenigstens die richtige Po- 
litik des Staates werden, den Gemeinden zu irgend einem der fol- 
genden Zwecke direkte Hilfe zu bewilligen: 

1) Aus Armut erwachsenen Mängeln abzuhelfen. 

2) Lokale Bestrebungen anzuregen. 

3) Als Bedingung der staatlichen Beihilfe dem Staate solche Be- 
aufsichtigung der Erziehung zuzusichern, um dieselbe einheitlich 
und durchaus wirksam zu machen. 

Der übrige Teil dieser Arbeit hat den Zweck, im Licht der 
schon angeführten Prinzipien die wichtige Frage der nationalen 
Hilfe in betreff des Unterrichts in den Vereinigten Staaten zu prüfen, 
wo es schon wiederholt im Kongrefs vorgeschlagen worden ist, der 
Sache der Volkserziehung Hunderte von Millionen Dollars in den 
Staaten zu widmen. Eine unter dem Namen Blair Bill bekannte 
Vorlage liegt dem Kongrefs jetzt vor, um für die nächsten 8 Jahre 
an die Staaten 77 Millionen Dollars zu verteilen. Das Geld soll 
den Staaten im Verhältnis ihrer unzureichenden Bildungsverhältnisse 
zuerteilt und sofort auf die Schulen verwandt werden. Das Interesse 
für diesen Gegenstand ist ein sehr grofses in den Vereinigten Staaten. 
Man fühlt allgemein, dafs die Schulen noch weit entfernt von dem 
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sind, was sie sein sollten und könnten ; dafs die nationale Regierung 
auf die eine oder andere Weise das System von seinen Übelständen 
befreien mufs; über die Art, auf welche dies am besten geschehen 
kann, herrschen jedoch die verschiedensten und widersprechendsten 
Meinungen. Bisher scheint noch niemand sich die Mühe genommen 
zu haben, die ganze Sache nach den Grundprinzipien und nach den 
vorliegenden Verhältnissen zu untersuchen. Diese Aufgabe will die 
vorliegende Arbeit zu lösen versuchen. 

Alle Vorschläge im Kongrefs haben bis jetzt bezweckt, den ein- 
zelnen Gemeinden direkt Hilfe zu gewähren, während die einzelnen 
Staaten für ihren eignen Anteil sorgen, sollen. Unsere erste Pflicht 
wird daher sein, diese Vorschläge nach den drei Prinzipien, welche 
die Berechtigung und Ausführbarkeit dieser Art von Hilfe bestimmen 
müssen, zu prüfen. 



Es mufs als ein Grundprinzip der öffentlichen Gerechtigkeit 
und wahren Politik angesehen werden, dafs keine Gemeinde Staats- 
beihilfe erhalten darf, um die naturgemäfs und ganz auf die Schultern 
der Lokalverwaltung fallenden Lasten zu tragen, ehe sie die Grenze 
ihrer Fähigkeit oder eine billige Grenze von Besteuerung für Schul- 
zwecke, die vom Staat vorgezeichnet ist, erreicht hat. Diese Grenze 
zu bestimmen, wird in Ländern wie in Deutschland, wo die Hilfs- 
quellen ziemlich gründlich entwickelt sind und wo die Verwaltung 
einen hohen Grad der Vollkommenheit erreicht hat, nicht viel 
Schwierigkeiten machen. In einem neuen, sich noch entwickelnden 
Lande, wie die Vereinigten Staaten, ist die Sache eine ganz andere ; 
man denke an die fast unerschöpflichen Hilfsquellen, die im ganzen 
noch unentwickelt sind, an das unternehmende Volk, an das unge- 
heure Gebiet, an die fast unumschränkte lokale Selbstherrschaft in 
der Schulbeaufsichtigung und Erhaltung, soweit die nördlichen Staaten 
in Betracht kommen, während im Süden ein Versuch gemacht worden 
ist, die Schulen nach aristokratischem Grundsatz zu leiten. Die 
Blair Bill hat die Armut im Süden zur Hauptveranlassung. Die 
Frage nach der Armut in diesem Teile des Landes mufs also zuerst 
erörtert werden. 

Der amerikanische Bürgerkrieg, der im Jahre 1865 zu seinem 
Ende kam, liefs den Süden in einer ganz erschöpften Lage, da er 
^5 seines früheren Eigentums zerstört hatte und plötzlich die Süd- 
staaten mit der Aufgabe belastete, die befreiten Neger und die zahl- 
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reiche unwissende weifse Bevölkerung, die die Sklaverei hervorge- 
bracht hatte, zu bilden. Die Freunde der Volksbildung haben gegen 
grofse Schwierigkeiten zu kämpfen gehabt — Armut, Unwissenheit, 
Gleichgültigkeit, Vorurteil — , so dafs in ihren Schulen die Zeit 
kurz und der Unterricht dürftig gewesen ist. Aber zwanzig glück- 
liche Jahre sind seit dem Ende des Krieges verflossen. Der Reich- 
tum sowohl als auch die Bevölkerung dieser Staaten haben sich 
schnell vermehrt. Die Intelligenz verbreitet sich und die öfifentlichen 
Schulen steigen in der öffentlichen Ghinst. Hätten die Leute der 
Erziehung nicht selbst Hindemisse in den Weg gestellt, so würden 
sie bald mit vielen ihrer nördlichen Nachbarn fast gleich stehen. 
Die folgende, dem State Superintendent des öfifentlichen (Erziehungs) 
Schulwesens in Georgia entnommene Tabelle giebfc eine Idee von 
dem jetzigen Reichtum in sechs der südlichen Staaten und von ihrer 
regen Thätigkeit für die Sache der Bildung. 

Zum Zwecke der Vergleichung ist ein ähnlicher Bericht für 
Illinois hinzugefügt; dies ist ein nördlicher Durchschnittsstaat, in 
welchem das Schulwesen gut, aber nicht überreichlich unterstützt wird. 



Staaten. 


Betrag des 

zu besteuernden 

Eigentums. 

1 


Summa 

der vom Staat aus 

allen HilfsqueUen 

geschöpften Mitteln 

zur Erhaltung der 

Schulen. 

1 


Pro- 
zente 
des zu 
besteu- 
ernden 
Eigen- 
tums. 


Betrag 
pro 
Kopf 
der g. 
Bevöl- 
kerung. 

1 


ZaU der 
Schalen, ohne 

die 
Stadtschulen. 


Nord-Carolina 


200 789 927 


722 153. 27 


0,35 


0,51 


3 annähernd. 


Süd-Oarolina 


150 609 304 


389 211. 18 


0,25 


0,39 


4 „ 


Georgia 


317 074 271 


483 633. 11 


0,15 


0,31 


3^ 


Alabama 


166 672 000 


610 000. 00 


0,30 


0,40 


4 


Mississippi 


126 754 927 


803 875. 00 1) 


0,63 


0,71 


4 „ 


Louisiana 


203 000 000 


460 450. 00 


0,22 


0,48 


4V4 » 


Summa 


1164900 429 


3 369 323. 46 








Illinois 


821767 600 


9 648 359 


1,17 


3,13 


7,2») 



Aus dieser Tabelle ist ersichtlich, dafs, während das besteuer- 
bare Eigentum der sechs südlichen Staaten 141^0 von dem des 
Staates Illinois beträgt, das für die Erziehung aufgewandte Geld nur 



^) Von diesen sind 300 000 Staatsfonds , der Rest wird durch Lokalsteuer 
aufgebracht. 

^) Der Staatsfond bezahlt beinahe % dieser Zeit. Die Schulpatrone be- 
zahlen für die übrige Zeit. 

') Inklusive Stadtschulen. 
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34,97o des von dem Staate Illinois zu demselben Zweck verausgabten 
Geldes ist. Weiter ergiebt sich, dafs, wenn die 6 Staaten dieselben 
Prozente von dem besteuerbaren Eigentum erheben würden, wie es 
in Illinois geschieht, nämlich 1,17%, sie ein Einkommen von #13 629 335 
oder vier mal so viel als sie jetzt für Volkserziehung aufwenden, er- 
zielten. Oder wiederum, wenn wir Georgia allein mit Illinois ver- 
gleichen und t 643 832 abziehen, welche der letztere Staat aus laufen- 
den Schul-Fonds erhält, finden wir, dafs Georgia mit der Hälfte der 
Bevölkerung und 38% des besteuerbaren Eigentums von Illinois nur 
5,3% soviel Geld für Schulzwecke aufbringt. Mit anderen Worten, 
Illinois thut 7mal soviel für die Volksbildung im Verhältnis zu seinen 
Mitteln als Georgia. 

Die wahre Erklärung dieser bettelhaften Unterstützung der 
Schulen ist nicht die Armut, sondern, wie schon angedeutet worden 
ist, der Versuch, eine demokratische Institution auf einem aristo- 
kratischen Prinzip durchzuführen. 

Die Bewohner vieler Südstaaten sind entschlossen, wenig oder 
nichts für die Bildung ihrer früheren Sklaven zu thun. In zwei 
Staaten werden direkt von den Negern Steuern zur Erhaltung von 
Negerschulen erhoben, während der letzte Bericht des Superinten- 
dent of Georgia eine sorgfältig ausgearbeitete Schrift enthält, welche 
beweist, dafs die allgemeine Klage, die Weifsen müfsten für die Er- 
ziehung der Schwarzen zahlen, nicht wahr ist. Aber die Schwarzen 
sind stimmberechtigt, so dafs wenn Steuern zu Schulzwecken durch 
Lokalabstimmungen erhoben würden, die Gefahr vorhanden wäre, 
dafs schwere Steuern für die Reichen von den Armen vorgeschlagen 
würden. Demgemäfs werden Steuern von Lokal- oder Staatseigen- 
tum oder Einkommen nicht gewöhnlich für Schulzwecke erhoben, 
da die einzige direkte Steuer für Schulzwecke die Kopfsteuer ist, 
welche alle gleich belastet. Ein Verzeichnis der Hilfsquellen, aus 
denen in Georgia das Schulgeld bezogen wird, mag dies weiter erklären : 

1. Von Einkünften von W. und A. Eisenbahnen £ 150000. 00 

2. Prüfung von Düngmitteln „ 68142.56 

3. Branntweinsteuer „ 71684. 97 

4. Löhne für Gefangene „15 926. 23 

5. Steuer von Schaustellungen „ 1 860. 00 

6. Dividenden von Georgia-Eisenbahnen . . . „ 2233. 25 

7. Anweisungen an die Staatskasse „ 4326. 55 

8. Kopfsteuer . „ 178112. 65 

Summa £ 483 633. 11 

IV. 4. 397 6 

27 
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Es wird aus dieser Liste ersichtlich sein, dafs nicht einer dieser 
Posten die Bewohner hinsichtlich ihrer Zahlungsfähigkeit berükt. 
Grund- oder Einkommensteuern werden nich erhoben. Das Ergebnis ist 
eine klägliche Unterstützung des Schulwesens und em Eingreifen 
aller Arten von Auskunftsmitteln von Freunden der Yolksbildung. 

Der State Superintendent von Georgia schlägt vor, durch eine 
Hundesteuer die jetzt nur dürftig gewährte Beihilfe der Volkser- 
ziehung zu erhöhen. In scharfem Gegensatz zu diesem Verfahren 
steht das von den nördlichen Staaten eingeschlagene. Illinois erhebt 
zum Beispiel jährlich von £ 7 053 323 Eigentum lokale und £ 1 000 000 
Staatssteuer; New York £ 7832695 lokale und «^^ 2 750 000 Staats- 
steuer; Ohio £ 6168037 lokale und £ 1589 264 Staatssteuer; Penn- 
sylvania £ 7 555934 lokale und Staatssteuer zusammen, und so 
weiter für die andern Staaten im Verhältnis zu ihrer Bevölkerung 
und ihrem Reichtum. Das im Süden angewandte System ist von 
dem State Superintendent Orr in seinem Bericht für 1884, p. 24, 
gut beschrieben: 

„Der State School Commissioner wird von dem Governor an- 
gestellt und von dem Senate bestätigt. Das State Board of Edu- 
cation — besteht aus leitenden Staatsbeamten, welche in der Eigen- 
schaft eines educational board einfach ex officio behandeln. Die 
(Gounty Boards) Distriktsaufsichtsbehörden, deren Mitglieder Frei- 
sassen sein müssen, werden von den Gliedern des Schwurgerichts 
bestimmt, die wiederum selbst aus den erfahrensten, intelligentesten, 
rechtschaffensten Männern ihrer betreffenden Distrikte gewählt werden. 
Die Distriktsaufsichtsbehörde (County Board) stellt die county 
school commissioners und die school trustees an. So erfordert das 
System, wie leicht ersichtlich, keine öffentlichen Wahlen. Überall 
ist es von dem gründlichsten Konservatismus durchdrungen. Es sollte 
Intelligenz, Charakter und Geldmittel in die Kontrolle bringen und 
thut dies auch. Es ist die einzige Art von System, das politischen 
Gemeinwesen angemessen ist wie diejenigen, die in South Atlantic 
und den Golf-Staaten zu finden sind, wo grofse Volksmassen un- 
wissend, erwerbsunfähig sind und unstät wandern. Wir müssen bei 
dem bestehenden System fest bleiben und jedem Versuch eines radi- 
kalen Wechsels starken Widerstand leisten." 

Die Schwierigkeit in solch einem System ist, dafs es zu konser- 
vativ ist. Mit der Macht in den Händen, verschliefst der Grund- 
besitzer seine Börse und thut wenig, um die Verhältnisse zu be- 
seitigen, welche das Volk unwissend, erwerbsunfähig und unstät um- 

398 



— 83 — 

herwandemd machen und erhalten. — Es ist ein Versuch, eine 
demokratische Institution auf einem aristokratischen Prinzip durch- 
zuführen. Wie unangemessen den Forderungen der neueren Zivili- 
sation, wie unvereinbar mit republikanischen Institutionen ein solches 
Prinzip immer bleiben mufs, kann aus seinen Erfolgen in der Ver- 
gangenheit gesehen werden. Es ist ein Versuch, eine grofse öffent- 
liche Veranstaltung übereinstimmend mit den Ansichten, aber ohne 
die freundliche Gesinnung des Paternalismus aufrecht zu erhalten. 
Aber eine unserer Fragen ist erledigt; denn ehe der Süden es be- 
werkstelligen kann, seinen Reichtum dessen gerechten Anteil an der 
Bestreitung der Volkserziehung tragen zu lassen, haben jene Staaten 
kein moralisches Recht, nationale Hilfe für das Werk zu fordern, 
noch hat die Regierung irgend welche moralische Pflicht, dasselbe 
zu fördern-, solange die Südstaaten, obwohl sie könnten, es nicht 
für sich selbst thun. 

Die zweite Frage, ob man durch nationale Beihilfe, durch Geld- 
mittel lokale Bestrebungen anregen könnte, ist schon teilweise be- 
antwortet. Im Süden würde lokale Thätigkeit dazu nicht erweckt 
werden, denn sie ist nicht gestattet. Die Gemeinden würden das 
Geld gern annehmen, es verbrauchen und dann darauf warten, dafs 
die Reichen freiwillig ihren Beutel öffnen, oder ihnen wieder 
Regierungszuschüsse gewährt würden. Auch würde die Staats- 
thätigkeit nicht für länger als beschränkte Zeit besonders erweckt 
werden können. Superintendent Orr, des Staates Georgia, der im 
Verhältnis zu seinen Mitteln am wenigsten für die Bildung thut, 
berechnet, dafs der Staat nur auf 3 von den 3 Jahren, für die 
die Blair grant geplant ist, besondere Anstrengungen zu machen 
haben würde. Die erforderliche Extraanstrengung würde durch 
eine Staatsappropriation zu bewerkstelligen sein. So würden die 
ganzen (Grant) Staatsgelder zerrinnen und keinen dauernden an- 
regenden Eindruck auf das Volk des Südens zurücklassen. Im 
Norden würde es nichts bewirken, unter den Verhältnissen der 
Blair Bill, denn die Bewohner dieser Staaten geben schon viermal 
soviel, als aus dem National Grant auf sie fallen würde. 

Die dritte Bedingung, welche ein Überschreiten der natürlichen 
Teilungslinie zwischen Staat und Gemeinde rechtfertigen würde, 
nämlich die Möglichkeit, für die Regierung als Preis ihrer Beihilfe 
solche Beaufsichtigung des Schulwesens zu erlangen, welche dasselbe 
durch das ganze Land gleichmäfsig wirksam machen würde, verdient 
sorgfältige Erwägung. 
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Wir haben gesehen, wie die Regierung in England durch 
nationale grants in den Stand gesetzt wurde, Schulen, die unter 
der verschiedensten und unverantwortlichsten Leitung standen, ihrer 
Beaufsichtigung und Bestimmung zu unterstellen. 

Es war kurz der Einflufs dieser Geldbewilligungen, der England 
fähig machte, den ungeheuren Fortschritt in der elementaren Bildung 
zu machen, welchen die letzten 20 Jahre in diesem Lande haben 
herbeiführen sehen. Könnte ähnliche Hilfe in den Vereinigten 
Staaten ähnliche Erfolge erzielen, so dürfte das Werk nicht früh 
genug begonnen werden. 

Wenn man aber Erfahrungen aus England auf amerikanische 
Angelegenheiten anwendet, mufs man die prinzipiellen Unterschiede 
in der Lage der beiden Länder in Erwägung ziehen. Die Engländer 
sind eine kleine, kompakte, gleichartige, einheitliche Nation. Die- 
jenigen, von denen Konzessionen gewisser Schulrechte als Be- 
dingungen zur Erlangung von Begierungszuschüssen gewonnen 
wurden, waren nichtpolitische Körperschaften, die also keine po- 
litischen Rechte oder Interessen aufser denen der gemeinsamen 
Regierung hatten. 

Die Vereinigten Staaten dagegen sind eine Bundes-Republik; 
die politischen Rechte jedes ihrer Glieder sind scharf abgegrenzt 
und werden eifersüchtig b^ewacht. Seit der Einsetzung der Re- 
gierung hat ein beständiger Kampf zwischen Zentralisation und 
Dezentralisation bestanden. Die Lehre von'der Staats-Souverainität 
ist die hauptsächliche Rechtfertigung der südlichen Staaten für 
den Krieg der Rebellion. 

Unter diesen Verhältnissen kann es nicht erstaunlich sein, dafs 
jeder Versuch, den nationalen Einflufs auf Kosten desjenigen der 
Staaten auszudehnen, immer auf bitteren Widerstand gestofsen ist. 
Jeder Plan, durch welchen die Hand der Regierung in jedem Ge- 
meinwesen fühlbar würde, träfe auf heftigen Widerstand. Die prak- 
tischen Schwierigkeiten irgend welcher wirksamen Regierungsver- 
waltung der Schulangelegenheiten würden überdies fast unüber- 
steiglich sein: ein Flächenraum, ganz Europa an Gröfse gleich, 
das Heer von Beamten, die notwendig sein würden, die radikalen 
Unterschiede in der Schulverwaltung im Norden und im Süden. 
Es ist gewifs, dafs sowohl in seiner Theorie als auch in seiner 
Praxis jeder Plan , den Einflufs der Regierung auf die Schulen zu 
gewinnen, stark bekämpft werden und eine gewaltige Niederlage er- 
leiden würde. 
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Nach allen drei Darlegungen hin müssen die Blair Bill und 
alle ähnlichen Entwürfe für die Gewährung von direkten Subsidien 
verworfen werden. Aufserste Armut erfordert die nationale Hilfe 
nicht, denn die ärmsten Staaten haben nicht halb soviel gethan, als 
sie thun können; die Aussicht auf die Anfeuerung lokaler Bestre- 
bungen zur Erhaltung der Schulen ist nicht grofs genug, um sie zu 
rechtfertigen; endlich ist die Hoffnung, durch die nationale Ver- 
waltung von Regierungsgeldbewilligungen gleichförmig erfolgreiche 
Schulen in ganz Amerika zu erhalten, zu schwach, um sich ihr 
hinzugeben. 



Da es entschieden ist, dafs unter den bestehenden Verhältnissen 
die nationale Regierung nicht berechtigt sein würde, wenn sie den 
Gemeindeverwaltungen hälfe, jene finanziellen Lasten zu tragen, 
welche sie unter normalen Verhältnissen allein tragen sollten, er- 
übrigt jetzt noch, genauer zu untersuchen, ob es geraten sei, na- 
tionale Hilfe zur Volksbildung auf das einzige übrig bleibende Gebiet 
der Schulkosten, die natürlich dem Staat zukommen, die Vorbereitung 
der Lehrer, anzuwenden. 

Die endgültige, feste Entscheidung dieses Gegenstandes wird 
von einer Zahl wichtiger Erwägungen abhängen: 

1) Ob die Bildung und Berufsvorbereitung der Lehrer das 
Hauptbedürfnis des amerikanischen Schulsystems ist. 

2) Ob die einzelnen Staaten diese Aufgabe erfüllen können und 
wollen. 

3) Ob die nationale Regierung als Bedingung der Vorbildung 
aller Lehrer die Staaten zwingen könnte, solche Mafsregeln zu er- 
greifen, welche erfolgreiche und gleichmäfsige Wirksamkeit der 
Schulen zusichern würden. 

Das amerikanische Volksschulsystem hat eine edle Aufgabe 
gelöst und löst sie noch. Es hat sich die Achtung, die Liebe, das 
Geld und die Bänder des amerikanischen Volkes erworben; dennoch 
fühlen seine besten Freunde, dafs es noch längst nicht vollkommen 
ist, dafs es noch nicht alles leistet, was es leisten sollte und könnte. 
Viele der Staaten scheinen das Mafs ihres Könnens erreicht zu 
haben und unfähig zu sein, den nächsten Schritt zu thun, der das 
System zu seiner vollkommenen Wirkung bringen würde. Eine 
weitreichende, liberale, weise leitende Hand ist jetzt nötig. Aller 
Augen wenden sich instinktiv nach der nationalen Regierung als 
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der geeigneten Hilfsquelle. Viele, vielleicht die meisten, scheinen 
zu denken, dafs zu der direkten Erhaltung der Schulen eine gröfsere 
Summe Geldes das Haupterfordernis ist, — dafs Q-eldmangel in 
diesem Falle die Wurzel alles Übels ist. Erörtern wir diese Frage 
kurz, indem wir die Vereinigten Staaten mit anderen Ländern ver- 
gleichen, die anerkannt gute Schulen haben. 

In Preufsen werden 91^Iq aller Kinder in den öfifentlichen Ele- 
mentarschulen unterrichtet. Die Durchschnittskosten waren im 
Jahre 1878 für jedes Kind 24,01 M. Da der Schulbesuch über 
^^^/o C^) d®^ registrierten Kinder beträgt, ist der Kostenaufwand 
für jedes Kind weniger als 30 Mark jährlich. Die Ausgabe für 
jeden Kopf der Bevölkerung war 3,56 M* ^) In England und Wales 
betrugen im Jahre 1884/86 die Kosten pro Kind bei durchschnitt- 
lichem Schulbesuch 38,27 M. Der ganze Kostenaufwand für Ele- 
mentarschulen war 1881 109408069 M., und die Bevölkerung betrug 
25 974439, woraus sich der Durchschnittsbetrag der Kosten auf 
4,21 M. pro Kopf ergiebt. ^ In den Vereinigten Staaten betrug die 
Ausgabe für jedes Kind bei durchschnittlichem Schulbesuch 1882/83 
zwischen 60 und 85 M. in 17 Staaten, zwischen 30 — 60 M. in 13, 
und nur in 6 Staaten unter 30 M. 

In diesem Jahre war der ganze Kostenaufwand in den Ver- 
einigten Staaten für freie öffentliche Schulen 371445135 M.^) Be- 
rechnet man die Bevölkerung auf 52 Millionen, so ergiebt sich als 
Durchschnittsausgabe pro Kopf der Bevölkerung 7,14 M. — Oder, 
wenn man 58 242 672 M., den Betrag des Aufwandes der 15 früheren 
Sklavenstaaten abzieht, wo die Volksschule noch in den Windeln 
liegt, und berechnet, dafs die übrigen Staaten 33 Millionen Ein- 
wohner haben, so ergiebt sich, dafs 9,49 M. pro Kopf für öffentliche 
Schulzwecke bezahlt wird. Dies ist 2^/3 mal soviel als Preufsen 
und 2V4 mal soviel als England für öffentlichen Elementarunterricht 
verausgabt. Ohne bei einer Zergliederung der verschiedenen Um- 
stände, welche diese grofsen Unterschiede ausgleichen möchten, 
stehen zu bleiben, ersieht man deutlich, dafs in den Vereinigten 
Staaten eine bessere Verwendung des Geldes nötiger ist, als gröfsere 
Summen. Wenn aber der Fehler nicht in der Erhaltung der 
Schulen liegt, so mufs er in der Verwaltung derselben zu finden 
sein. Wenden wir darauf unsere Aufmerksamkeit. 



^) Zeitschrift des K. p. statistischen Bureaus, S. 84, 89. 
2) Report, 1884-85, S. XXIX u. 237. 
«) Report of Com. of Ed., 1882—83, S. XIX. 
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In der geschichtlichen Entwickelung des amerikanischen Schul- 
systems sahen wir, wie die dezentralisierenden Einflüsse, die sich in 
jenem Lande immer fühlbar gemacht haben, fast die ganze Verwal- 
tung kleinen Körperschaften lokaler Behörden übertragen haben. In 
dieser Thatsache liegt die Stärke und die Schwache des amerika- 
nischen Schulsystems. Ihr sind die gesunde öffentliche Meinung über 
die Notwendigkeit der Erziehung und Bildung und die kräftige Geld- 
unterstützung, deren sich die Schulen im allgemeinen erfreuen, im 
grofsen und ganzen zuzuschreiben. Auf der andern Seite erweist 
sich in der lokalen Selbstherrschaft das Gesetz der fast schrankenlosen 
lokalen Subjektivität als die Wurzel der Übel, die das amerikanische 
Volk so sehr zu beseitigen wünscht. Die Schulen werden von Lokal- 
behörden geleitet, die von der Bevölkerung gewählt werden und die, 
so fordert es das Gesetz, keine Befähigung noch Sachkenntnis in 
bezug auf das Schulwesen haben. Die einzigen Schranken ihrer 
absoluten Gewalt über die Schulen sind ein mögliches Minimum von 
Zeit, während welcher Schule gehalten werden mufs, und von seiten 
des Staates Bestimmungen über die Qualifikation der Lehrer. Aber 
die Befähigung ist gewöhnlich so gering — für den untersten Grad 
von Lehrern — , dafs es nur Kindern und Personen, die nicht die in 
den Elementarschulen gelehrten Kenntnisse haben, nicht gestattet 
wird, zu unterrichten. Sogar diese Forderungen, so klein sie sind, 
werden oft umgangen, da die Examinatoren gewöhnlich am Orte ge- 
wählte Schulbeamten sind, die wahrscheinlich ihre Stelle bei der 
nächsten Wahl verlieren, wenn sie bei ihren Prüfungen unliebsam 
streng sein würden. In allen andern Dingen hat die Lokalschul- 
behörde (local board) die höchste Macht. Diese hat zu bestimmen, wer 
Lehrer sein soll, wie lange er unterrichten soll, was seine Bezahlung 
sein wird. Kontrakte mit Lehrern werden nie für länger als ein 
Jahr abgeschlossen und gelten gewöhnlich nur für ein Schulhalbjahr. 
Eine dem Verfasser bekannte Stadt engagiert ihre Lehrer nur mo- 
natlich, so dafs sie einen unbrauchbaren bald los werden kann. 
Dazu kommt, dafs die Behörden — boards — aus allen Arten von 
Gründen erwählt werden: — Kirchenstreitigkeiten, billige oder 
theure Schulen, Hafs auf einen gewissen Lehrer, der Wunsch, einen 
anderen zu haben, politische Fragen — , und es ist leicht ersichtlich, 
wie die Schule den gefährlichsten Einflüssen zur Beute anheimfällt. 
Persönliche und Verwandten-Begünstigungen, Unwissenheit, Vor- 
urteil, falsch verstandene Sparsamkeitsideen, niedrige Lebens- 
anschauung, politische Kleinlichkeit in der Leitung der Schulen 
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finden einzig ihre Grenze durch die öfifentliche Meinung des Volkes, 
welche hoch oder gering sein kann. Das Ergebnis davon ist, dafs 
das Lehren eine Art zeitweiser Wander-Beschäftigung ist, die jedem, 
der sie zu ergreifen beliebt, offen steht, anstatt ein dauernder Beruf 
zu sein, in welchem nur gehörig Vorbereitete eine Stelle finden 
können. Freilich haben die meisten nördlichen Staaten eine oder 
mehrere normal schools — Seminare — , aber in keinem Staate wird 
eine berufsmäfsige Vorbildung als Bedingung zum Lehrerwerden ge- 
fordert. Nur in einem Staate, soweit wir wissen, hat man einen 
systematischen Versuch gemacht, den genauen Standpunkt der Vor- 
bereitung und der Erfahrung der Lehrer zu bestimmen. Eine solche 
Arbeit ist soeben für Illinois von Mr. W. L. Pillsbury, Assistant 
State Superintendent des öffentlichen Unterrichtes, beendet und in 
dem Schulbericht von Illinois für 1883 — 84 herausgegeben worden. 
Seine Angaben sind aus persönlichen Berichten der Lehrer selbst 
zusammengestellt. Die ganze Anzahl der Lehrer, die Berichte ge- 
geben hatten, war 17 891 oder ^/jo aller Lehrer von Illinois. Von 
diesen haben nur 2 388 oder 13,4:7o irgendwelche berufsmäfsige Vor- 
bereitung erhalten. Von den 1771 Lehrern aus State Normal Schools 
hatten nur 279 oder l^^j^^jo den Kursus durchgemacht. Dies be- 
weist, dafs nur wenig mehr als 2% aller Lehrer in Illinois einen 
berufsmäfsigen Vorbereitungskursus absolviert haben. Weiter ergibt 
sich , dafs nur 9 055 oder 50,6% der Lehrer mehr als Elementar- 
bildung erhalten haben, die übrigen 49,4% haben sich auf die Ele- 
mentarschulbildung beschränkt. Die Durchschnittsdauer der Unter- 
richtszeit für alle Lehrer ist 38,3 Monate oder ein wenig mehr als 
4 Schuljahre. Bei dieser Sachlage kann es der weisesten Verwal- 
tung nicht gelingen, gleichmäfsig erfolgreiche Wirksamkeit der Schulen 
zu erzielen, denn kein Schulsystem kann einen hohen Grad erfolg- 
reicher Thätigkeit erreichen, wenn die Körperschaft der Lehrer 
unvorbereitet, halb gebildet und unstät ist; aber alle diese Ubel- 
stände werden in Amerika dadurch noch vergröfsert, dafs die aufser- 
ordentlich starke Macht der Verwaltung in den Händen der vom 
Volke gewählten Schulbehörden liegt. Wären berufsmäfsig vorge- 
bildete Lehrer an jeder Schule, wenn der Strom unzulänglicher, 
billiger, ungebildeter Lehrer an seiner Quelle verstopft würde, könnten 
die Übelstände lokaler Selbstherrschaft bald beseitigt oder wenig- 
stens bald verringert werden, während keiner ihrer Vorteile geopfert 
werden müfste. Die Länge der Unterrichtszeit würde viel bedeu- 
tender werden, die Lehrer würden weniger ein Wanderleben führen, 
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während ungebildete, unvorbereitete Lehrer gänzlich von den Schulen 
ausgeschlossen werden würden. 

Aber abgesehen von diesen allgemeinen Erwägungen, welche 
zeigen werden, dafs die Vorbildung der Lehrer das Hauptbedürfnis 
des amerikanischen Schulsystemes ist, liegen noch andere von spe- 
zifischer Natur vor, die mit gleichem Nachdruck nach derselben 
Richtung hindeuten. Es ist schon darauf hingewiesen worden, dafs 
die Landbevölkerung nicht wie in Deutschland in Dörfern zusammen 
lebt, sondern über die ganze Fläche des Landes verstreut ist, jeder 
Landbesitzer auf seiner Farm. Dies macht ein System isolierter 
Landschulen nötig. In Illinois z. B. sind über 10 000 Schulen dieser 
Art und weniger als 1200 Stadtschulen. Daraus entsteht ein Pro- 
blem, das für die Vereinigten Staaten eine bedeutendere Gröfse und 
"Wichtigkeit erreicht hat, als für irgend ein anderes Land — - das 
der Beaufsichtigung oder Inspektion der Schulen. Der allgemeine 
Plan in Amerika ist, für jede Ghrafschaft einen Inspektor zu 
ernennen, der 100 bis 300 einzelne Schulen unter sich haben soll. 
Die gröfste Zahl unwissender und unerfahrener Lehrer häuft sich 
natürlich in diesen Landschulen, wo sie am bereitwilligsten Be- 
schäftigung finden. Kein Lehrer kann mehr als ein- oder zweimal 
jährlich inspiziert werden, während dies bei vielen gar nicht ge- 
schieht. Die Inspektion hat meist nur einige Bemerkungen als 
Resultat. Nichts könnte eigentümlicher und abgeschmackter sein, 
als dieser Versuch, den Mangel genügender Vorbereitung der Lehrer 
durch den gelegentlichen Besuch eines Inspektors zu ersetzen, dessen 
ganze Machtvollkommenheit nur beratend ist. Ein solches Verfahren 
würde dem gleichen, eine Kompanie Soldaten einzuexerzieren, wäh- 
rend die Leute mehrere hundert Schritt voneinander entfernt wären. 
Ein dem gesunden Menschenverstand weit mehr entsprechender Plan 
würde sein, diese Lehrer, ehe sie ihre Lehrthätigkeit beginnen, zu 
veranlassen, an einem Ort zu gehöriger Vorbereitung zusammen- 
zukommen. Ist ein fachgemäfs vorbereiteter Lehrer in jeder Schule, 
so kann das Problem der Beaufsichtigung, an welchem Schulmänner, 
county superintendents und die Gesetzgebung der einzelnen Staaten 
lange vergebens gearbeitet haben, gelöst werden. Dann würde 
Korrespondenz und ein gelegentlicher Schulbesuch alles in guter, 
laufender Ordnung halten. 

Wiederum sind für die meisten Staaten jene freien und leichten, 
grundlegenden Zeiten vorüber, wo der Farmer auf seinem eignen 
Lande wohnte und seine Knaben jeden Winter zur Schule schickte, 
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bis sie 21 Jahre alt waren, wo er nur „den Boden mit der Sacke 
zu kitzeln brauchte, damit derselbe mit reicher Ernte lachte". Jetzt 
haben vielfach Pächter die Farmen inne; ihre Kinder dürfen nur 
dann in die Schule gehen, wenn zu Hause nichts für sie zu thun 
ist; in den gröfseren und kleineren Städten mufs das Kind des Ar- 
beiters die Schule so bald als möglich verlassen, um, wenn es alt 
genug dazu ist, in die Fabrik zu gehen und anzufangen Geld zu 
verdienen. Das Schulleben fängt jetzt an so kurz zu werden, dafs 
die grofse Menge der Kinder die Schule lange vor dem 14. Jahre 
verläfst. Bei dem bedrohlich kürzer werdenden Schulleben stellt 
sich die Notwendigkeit sorgfaltigeren und gründlicheren Unterrichtes 
heraus. Es bleibt keine Zeit übrig für Kannegiefser, Schwätzer, 
und unreife Experimentierer im Unterricht. Das Leben des Volkes 
mufs während der wenigen kurzen Jahre des Schullebens das rechte 
Gepräge erhalten, sonst ist alle Mühe, aller Kostenaufwand ver- 
geblich, sonst werden gründliche, allgemeine Bildung des Volkes, 
die notwendige Grundvorbedingung republikanischer Regierung und 
des Ertragens bürgerlicher Freiheit, unmöglich. 

So deutet also alles, fehlerhafte Verwaltung, die Unmöglichkeit 
wirksamer Oberaufsicht, die Abkürzung der Dauer des Schullebens 
darauf hin, dafs die berufsmäfsige Vorbereitung von Lehrern die 
grofse, fast die einzige Bedingung ist, um das amerikanische Schul- 
system lebensfähig zu machen. 

Da aber die Volksbildung den einzelnen Staaten überlassen ist, 
so ist die nächste grofse Frage, ob dieselben das grofse Werk voll- 
bringen können und wollen. Ohne Zweifel sind die Staaten finanziell 
in der Lage, es zu thun, aber es ist nur geringe Aussicht vorhanden, 
dafs sie es ohne einen mächtigen äufseren Einflufs thun werden. 
Bei der Masse der Lehrer wird die Reform nicht ins Leben treten, 
denn die Unwissenheit und Untüchtigkeit sind immer mit einem System 
zufrieden, unter welchem sie ihr Wesen treiben können, während die- 
selben Einflüsse, nämlich Fehler der Lokalverwaltung, der Wunsch, 
die öffentliche Stelle Privatzwecken dienstbar zu machen, die im 
Volke verbreitete Meinung, dafs jedweder in der Schule unterrichten 
könne, Ideen falscher Sparsamkeit samt einer allgemeinen demokra- 
tischen Neigung, niemand Beschränkungen aufzuerlegen, auf die 
Staaten-Gesetzgebung einwirken. Sogar die wenigen Staaten-Semi- 
nare, State normal schools, welche vorhanden sind, werden bei sehr 
vielen der Gesetzgeber auf hartnäckigen Widerstand stofsen, wenn 
die Frage ihrer Erhaltung erhoben wird. Selbst der Einflufs vieler 
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der kleinen Private Colleges, die über das Land verstreut sind, ist 
fast immer gegen die Seminare (normal schools), welche ihnen ihre 
Schüler entziehen und dadurch die Zahl der College students ver- 
ringern möchten. Also kann noch auf lange Zeit keine begründete 
Hoffnung gehegt werden, dafs die Staaten allein die Aufgabe über- 
nehmen werden, alle Lehrer zu bilden. Gerade in dieser Thatsache 
liegt es begründet, dafs die nationale Hilfe höchst wünschenswert ist. 

Ob dieselbe geleistet werden müsse oder nicht, mufs endlich durch 
die dritte grofse Frage entschieden werden: Könnte die nationale 
Regierung als Bedingung zur Gewährung einer zur berufsmäfsigen 
Vorbildung aller Lehrer in den öfifentlichen Schulen genügenden Geld- 
summe die Staaten veranlassen, solche Verordnungen zu geben und 
aufzuzwingen, die eine hohe Wirksamkeit der Schulen im ganzen 
Lande zusichern würden ? — Diese Frage kann am besten beantwortet 
werden, wenn wir sehen, was für Verordnungen das sein müssen. 

Die durchgreifendste, schärfste und in höchstem Grade reforma- 
torische Verordnung würde sein, dafs man die Ausstellung des Prü- 
fungszeugnisses eines Lehrers unbedingt von einem geeigneten Grade 
akademischer und berufsmäfsiger Vorbereitung abhängig machte. 
Ohne diese würden die gegenwärtigen Übel, obschon vielleicht ge- 
mildert, nicht entfernt werden. Die Ausführung (Verwaltung) dieser 
Verordnung würde jedoch gänzlich in den Händen der Staaten selbst 
liegen. Die Nation würde keine politische Macht auf Kosten der 
Staaten gewinnen. Wenn daher die Nation bereit ist, um den Preis, 
dafs sie der Erziehung und Bildung zu ihrer vollen Wirkung ver- 
hilft, die Hauptkosten der Vorbildung der Lehrer zu tragen, warum 
sollten die Staaten den Dienst nicht dankbar annehmen? Warum 
sollten sie nicht Untüchtige ausschliefsen und nur solche Lehrer 
annehmen, die auf nationale Kosten ausgebildet worden sind? Aber 
die Nation mufs eine Gewähr dafür haben, dafs dieser Bedingung 
zugestimmt wird, dafs ihr Geld nicht schlecht angelegt ist. Um 
diese Gewähr zu erhalten, sind zwei Dinge nötig: 

1) Genaue öffentliche Berichte über die Schulen von den State 
superintendents des öffentlichen Unterrichts an den Commissioner 
des Schulwesens in den Vereinigten Staaten, der die bewilligten Gelder 
verwalten müfste. 2) Das Recht, aller zwei Jahre Inspektion der 
Seminare vorzunehmen. 

Keine dieser Bedingungen würde die Selbstherrschaft der Staaten 
im geringsten angreifen, sondern nur Mafsregeln gemeinsamer kluger 
Verwaltung sein, um zu sorgen, dafs das Geld der Nation ge- 
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hörig verwendet werde. Keine triftigen politischen Einwendungen, 
keine grofsen praktischen Schwierigkeiten würden der Verwirk- 
lichung dieses' grofsen Ideals im Wege stehen, welches das 
amerikanische Schulsystem keinem andern in der Welt nachstehen 
lassen würde. 

Wir haben nun aus der vorstehenden Diskussion über die Be- 
ziehung des Staates zu der Gemeinde hinsichtlich der Erhaltung der 
Schulen zwei grofse Schlüsse gewonnen: 

1) Dafs nationale Hilfe nicht zu unmittelbarer Verwendung auf 
die Schulen bewilligt werden solle, weil a) Armut sie nicht erheischt, 
b) weil die Aussicht auf dauernde Anregung lokaler Bestrebungen 
nicht grofs genug ist, sie zu rechtfertigen, und c) weil die Hoffnung, 
allgemeine Tüchtigkeit der Schulen durch Staatsverwaltung zu er- 
zielen, zu schwach ist, um sich ihr hinzugeben. 

2) Dafs Geld bewilligt werden müsse, um ein nationales System 
von Lehrerseminaren einzuführen, da a) die geeignete Vorbildung 
der Lehrer das gröfste Erfordernis des amerikanischen Schulsystemes 
ist, b) da keine begründete Aussicht vorhanden ist, dafs der Staat 
ohne Beihilfe seine Aufgabe lösen wird, und c) weil die Nation auf 
diese Weise für das ganze Land einen einheitlich hohen Grad von 
Wirksamkeit der Schulen weit und breit erreichen würde. 

Da die Hauptfrage entschieden ist, bleibt nur noch die Aufgabe, 
die wahrscheinliche Gröfse und den mutmafslichen Kostenaufwand 
eines nationalen Systemes von Seminaren zu bestimmen und den 
Plan einer Organisation und Leitung zu entwerfen, wie sie am wirk- 
samsten das gegenwärtige und zukünftige Wohl der Sache der Er- 
ziehung befördern würde. 

Die beste Grundlage, um abzuschätzen, welche Prozente des 
Unterrichtskörpers jedes Jahr zu erneuem sein würden, und daher 
die Gröfse des Unternehmens zu bestimmen, wird die Durchschnitts- 
dienstzeit jedes Lehrers sein, wenn das Lehramt Lebensberuf ist. 
Glücklicherweise kann dies, in dem Falle, der in Preufsen vorliegt, 
genau bestimmt Wjerden. Die folgende Tabelle zeigt die von den 
Lehrern jenes Landes zurückgelegte Dienstzeit (1871): 
1—5 Jahre 11 574 — 23,34 % 
6—10 „ 7 871 — 15,87 % 
11-15 „ 6 376 - 12,86 % 
16-20 „ 5 170 — 10,42 % 
21-25 „ 4465 — 9,00 % 
Latus: 35 456 71,49 % 
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Summa: 49 594 100 % 

Aus der Berechnung der Tabelle ergibt sich, dafs die durchschnitt- 
liche Dienstzeit 16,9 Jahre beträgt, so dafs 5,9 % der Lehrer, abgesehen 
von dem Steigen der Zahl von Schulen, jedes Jahr erneuert werden mufs. 

In England sind die Dinge bei dem vorliegenden Material schwie- 
riger zu bestimmen. Es giebt drei Klassen von Lehrern dort, mit 
Prüfungszeugnis versehene, Hilfslehrer und Schülerlehrer. Von den 
38 909 geprüften Lehrern sind 19 687 oder 50,4 % zwei Jahre 
oder darüber in den Lehrerseminaren geschult worden. Die Anzahl 
der jährlich aus dem zweijährigen Kursus der Seminare entlassenen 
Geprüften ist circa 1 600. Dies deutet auf eine Dienstzeit von un- 
gefähr 12% Jahren für Lehrer, die ein Prüfungszeugnis haben, so 
dafs ungefähr 8,1 7o jedes Jahr erneuert werden müssen. Die meisten 
Assistant teachers (Hilfslehrer) sind nur halb geschult, da sie gröfsten- 
teils aus den Schülerlehrem hervorgehen, die nur ihre 4jährige Lehr- 
zeit vollendet haben; aber ihre Dienstzeit kann fiir die vorliegenden 
Zwecke nicht endgültig abgeschätzt werden, da sie eine Prüfung ab- 
legen müssen, wenn sie eine beträchtliche Zeit im Dienste bleiben. 

Für Amerika müssen wir uns wieder auf Mr. Pillsburys schätz- 
baren Nachforschungen in Illinois stützen, als die einzigen zuverlässigen 
Daten, um die Durchschnittslänge des XJnterrichtslebens festzusetzen. 
Sein Bericht lautet wie folgt: 

1. Durchsnittsdauer f. Lehrer in mehrklassigen Schulen 81,5 Mte. 

2. „ „Lehrerinnen „ » « 59,5 „ 

3. „ „Lehrer „ einklassigen „ 34,5 „ 

4. „ „Lehrerinnen „ „ „ 21,5 „ 
Der Oesamtdurchschnitt für alle Lehrer ist 38,3 Monate oder 

ungefähr 4^2 Unterrichtsjahre von 8 Monaten jedes, wozu 22o/o der 
Lehrer jährlich erneuert werden müssen. Von wirklichen Anfangern 
waren während des Jahres 

1. Lehrer in mehrklassigen Schulen 45 oder 4,5% 

2. Lehrerinnen „ „ „ 406 „ 8,9% 

3. Lehrer „ einklassigen Schulen 1,050 „ 20,4% 

4. Lehrerinnen „ „ „ 2,125 „ 29,8% 
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Die Gesamtzahl von Anfängern war also 3622 oder 20,2% der 
sämtlichen Bericht erstattenden Lehrer. Von den 5,619 berichtenden 
Lehrern von mehrklassigen Schulen waren 451 oder 802% in dem 
Jahre Anfänger. Chicago berichtet einen Wechsel von Lehrern, der 
sich auf 9,3% der ganzen beschäftigten Lehrer belief. In dieser 
Stadt werden die Lehrer dauernd angestellt. Der Bericht vom 
Superintendent für 1884 gibt an^ dafs von 1195 angestellten Lehrern 
79 ihre Entlassung einreichten und 9 starben, während des Jahres 
wechselten 88 die Stellen, aufserdem wuchs die Zahl derselben um 
88. Die Zahl der neu Angestellten war 179. Dies beweist, dafs 
nur ungefähr 7,3% des Lehrkörpers jedes Jahr erneuert werden 
müssen oder dafs die Durchschnittslänge der Dienstzeit sich auf bei- 
nahe 14 Jahre beläuft, eine überraschend lange Zeit, wenn man be- 
denkt, dafs 1147 oder über 96% der Lehrenden Lehrerinnen sind. 
Aus dieser und anderen Berechnungen würde ersichtlich sein, dafs, 
wenn eine berufsmäfsige Vorbereitung der Lehrer nötig wäre, die 
Unterrichtsdauer zuerst wenigstens 10 Jahre dauern würde, was den 
Wechsel von 10% des Lehrkörpers jährlich nötig machen würde. 
Die Dienstzeit würde wahrscheinlich von 10 auf 15 Jahre steigen, 
wie das Land älter, die Stellungen dauernder und die Verhältnis- 
zahl 'der Lehrer gröfser werden würde. Angenommen aber, die 
Dienstzeit würde 10 Jahre betragen, so würde es nötig sein , jähr- 
lich etwa 30 000 Lehrer zu stellen, da die ganze Zahl derselben sich 
jetzt etwa auf 300 000 beträgt. Wäre eine kürzere fachgemäfse Vor- 
bereitung aller Zöglinge von Colleges und anderen höheren An- 
stalten vorgesehen, so würde ein vollständiger Kursus von 4 Jahren 
für Hauptlehrer und einer von 2 Jahren für Hilfslehrer und Lehrer 
von einklassigen Schulen wohl nicht mehr als ä 250 pro Lehrer zu 
betragen brauchen. Um diese Ansicht zu rechtfertigen, können 
folgende Erwägungen gemacht werden. Die höchste Anwendung von 
Staatsmitteln in den Vereinigten Staaten beläuft sich jetzt auf i^ 50 
bis £ 120 pro Schüler für dreizehn State normal schools (Seminare). 
Der Durchschnitt für jeden eingetragenen Schüler ist £ 81. 50. Die 
Kosten für Schüler bei Durchschnittsbesuch sind natürlich viel gröfser. 
Z. B. ist in der State normal schol von Nord-Illinois der Kosten- 
aufwand für jeden Schüler £ 54. 57, aber bei durchschnittlichem 
Besuch betrug er 1884—85 £ 11, da die Appropriation £ 25 974 
und die Frequenz 337 betrug. In England betragen die Kosten 
des Unterrichts ungefähr £ 100 jährlich für männliche und £ 11 
für weibliche students. 
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Dferaus würde sich eine jährliche Ausgabe von etwa 7^/3 Milli- 
onen Dollar ergeben, vorausgesetzt, dafs alle Lehrer in 'normal 
schools — Seminaren — gebildet wären, was nicht bald, wenn über- 
haupt je der Fall sein dürfte. Dies Geld müfste in der besten 
praktischen Art vom Kongrefs ausgeworfen und von dem Commis- 
sioner of Eduction in den Vereinigten Staaten verwaltet, näm- 
lich an die verschiedenen Staaten verteilt werden, nach der 
Zahl von Lehrern in jedem derselben, die einen gewissen Minimal- 
zeitraum jedes Jahr unterrichten und zwar nach den folgenden Be- 
dingungen: 

1) Dafs nach einer gewissen Zeit keiner als Lehrer beglaubigt 
werde, der nicht ein gewisses nachgewiesenes Minimum akademischer 
und fachmäfsiger Vorbildung erhalten hat, sei es in der State normal 
school oder in andern höheren Unterrichtsanstalten. 

2) Dafs die Prüfung der Lehrer ganz in den Händen von State 
exaniiners — einer vom Staate eingesetzten Kommission sei. 

3) Dafs jeder Staat eine genügende Anzahl von angemessenen 
— normal school buildings — Seminargebäuden baue, einrichte und 
in baulichem Zustande erhalte. 

4) Dafs die (normal schools) Seminare der Eegierungs-Inspektion 
offen, aber unter der Leitung und Autorität von State boards of 
education — Kommissionen des Unterrichtswesens — jedes Staates 
stehen, deren Mitglied der State Superintendent des öffentlichen 
Schulwesens ex officio sein soll, sowie — State inspector of normal 
schools •— Lispektor der Seminare jedes Staates, der dem Oommis- 
sioner of education jährlich Bericht zu erstatten hätte. 

5) Nur solche Schüler sollen in die normal schools aufgenommen 
werden, die vollkommene Gesundheit und gewisse Leistungen nach- 
weisen können. 

6) Ein gewisses gegebenes Minimum des Studiums und der Praxis 
soll Bedingung der Erwerbung des Prüfungszeugnisses sein ; assistant 
teachers — Hilfslehrer — und Lehrer an einklassigen Schulen haben 
einen Kursus von 2, Hauptlehrer an mehrklassigen Schulen einen 
solchen von 4 Jahren zu absolvieren. 

7) Der Lehrkörper der normalschools soll aus Direktor, Lehrern 
und Hilfslehrern bestehen, die alle dauernd anzustellen sind, Be- 
förderungen und freiwilliges Ausscheiden ausgenommen. 

8) Niemand kann Direktor, Lehrer oder Hilfslehrer des Seminars 
sein, wenn er nicht eine höhere Lehranstalt durchgemacht hat und 
nicht wenigstens zwei Jahre systematisch das Studium der Geschichte 
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und Philosophie der Pädagogik unter einem bewährten Lehrer der- 
selben studiert hat. 

9) Das Gehalt des Prinzipal-Direktors soll nicht weniger als 
$ 3000 und nicht mehr als # 5000 betragen, das der Lehrer nicht 
weniger als # 2000 oder mehr als $ 4000 jährlich. 

10) Jeder der die vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt hat, 
kann dauernd als assistant — Hilfslehrer — mit | 500 jährlich an- 
gestellt werden, unter der Voraussetzung, dafs er 

1) dem State board of education eine auf irgend einen pädago- 
gischen Gegenstand bezügliche These vorlegt, die dem board 
eine genügende Bestätigung seiner Fähigkeit sein mufs; 

2) dafs er jeden Tag nach Anweisung des Direktors eine Stunde 
unterrichtet und jedes Jahr einen Kursus freier Vorträge hält, 
die von der Geschichte, Philosophie oder Praxis der Erziehungs- 
lehre handeln, 

3) dafs nicht mehr Hilfslehrer in einer Schule angestellt werden, 
als ständige Lehrer da sind; während ein Hilfslehrer als stän- 
diger Lehrer oder Direktor an eine andere Schule berufen 
werden kann. 

11) Wenigstens ^/lo der Lehrer sollen aus der Zahl der Hilfs- 
lehrer gewählt werden. 

12) Li Verbindung mit jedem Seminar soll eine Muster- oder 
Übungsschule eingerichtet sein. 

13) Wenigstens eine Professur für höhere Pädagogik soll in 
einer der höheren Lehranstalten des Staates errichtet imd mit nicht 
weniger als | 3000 und nicht mehr als | 6000 jährlich dotiert 
werden. 

Eine kurze Schlufsbesprechung der verschiedenen oben vor- 
geschlagenen Bedingungen wird dazu dienen, ihre Bedeutsamkeit 
noch augenscheinlicher zu machen. Nehmen wir sie der Eeihe nach 
auf, so kommen wir zuerst darauf, 

1) dafs die Ausbildung der Lehrer zu ihrem Beruf Zweck und 
Ziel des vorgeschlagenen Planes ist. Wie reichlich auch immer 
die Hilfsmittel zu ihrer berufsmäfsigen Vorbildung sein mögen , so 
werden sich die Lehrer insgesamt der Einschulung nicht unter- 
werfen, wenn dies nicht zur Bedingung der Ausstellung ihres Zeug- 
nisses gemacht wird. 

2) Überliefse man die Ausstellung der Wahlfähigkeitszeugnisse 
für Lehrer den Händen der lokal gewählten Examinatoren, so 
würden, zu einem gewissen Grade wenigstens, die Übelstände des 
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jetzigen Systems zu dauernden gemacht werden, denn nach dem- 
selben verliert jeder Examinator, der sich erkühnt dem Willen lo- 
kaler Stimmftihrer entgegenzutreten, bei der nächsten Wahl sehr 
wahrscheinlich seine Stelle. Die Examinatoren müssen über dem 
Bereich jenes lokalen Einflusses stehen, welcher öffentliche In- 
stitutionen Privatzwecken dienen lassen möchte. 

3) Es ist entschieden vorzuziehen, dafs der Staat die Seminar- 
gebäude herstelle, einrichte und in baulichem Zustande erhalte, 
die auf seinem Gebiete stehen; auch würde der Sache des Unter- 
richts kein besonderer Vorteil entstehen, wenn dieselben nationales 
Eigentum wären. Die allgemeine Regierung erwirbt freilich das 
Recht, zum guten Teil über die Verwendung des von ihr gewährten 
Geldes zu bestimmen, doch soll sie keine unnötigen Verausgabungen 
machen, noch Angelegenheiten in den Staaten zu entscheiden suchen, 
wenii es nicht Prinzipien der allergröfeten Wichtigkeit gilt. 

4) Die Regierung mufs aber einige Mittel haben, um sich zu 
vergewissem, dafs das aus dem Staatsschatz bezogene Geld geeignet 
verwandt wird. Dies kann am besten durch eine gelegentliche In- 
spektion, der ein öffentlicher Bericht an den Commissioner of Edu- 
cation von dem State Superintendent folgt, geschehen. Dies ist ein 
Lebensprinzip und sollte auf keinen Fall aufgegeben werden. 

5) Die Pflicht der Aufstellung eines gewissen Bildungsmafses 
zur Aufnahme in das Seminar kann kaum fraglich sein. 

6) Dafs ein gewisses anerkannt geeignetes Minimum berufs- 
gemäfser und akademischer Vorbereitung durchaus erfordert werden 
mufs, folgt als Bedingung zur Erlangung eines Fähigkeitszeugnisses 
aus der ersten Bedingung. Es wird vorgeschlagen, dafs das Seminar 
einen 2jährigen und einen 4jährigen Kursus habe und dafs ein 
Schüler des ersteren zu einem vorläufigen Zeugnis berechtigt werden 
möchte, das ihn fähig machen könnte, in einklassigen Schulen zu 
unterrichten oder Unterlehrer in einer mehrklassigen Schule zu 
sein, während einem Zögling des 4 jährigen Kursus ein provisorisches 
Zeugnis gewährt werden möchte, woraufhin er Hauptlehrer einer 
mehrklassigen Schule werden könnte. 

Provisorische Zeugnisse sollten nur nach genügend erwiesener 
Lehrthätigkeit zu dauernden gemacht werden und, um der guten 
Sache willen, widerruflich sein. 

7—10) Die hier aufgestellten Bedingungen zu einer höheren 
Berufsstellung der Lehrer an Lehrerseminaren sind von der tief- 

IV. 4. 413 7 
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eingreifendsten Wichtigkeit, wenn oberflächlicher Empirismus, Günst- 
lingswesen und die allgemeine Herrschaft der Subjektivität ver- 
mieden werden sollen. Diese Übelstände sind die gröfsten Nach- 
teile des amerikanischen öffentlichen Schulsystems. Sie in Seminaren 
zu einer noch höheren Macht zu erhöhen, würde selbstmörderischer 
Wahnwitz sein. Wenn wir uns gegen Nepotismus, Mittelmäfsigkeit 
und Mangel an Berufsbildung in den Volksschulen schützen müssen, 
so müssen wir es um so mehr in den Anstalten thun, welche den 
ganzen Charakter der Volksbildung bestimmen. Die Stellen in den 
Seminaren müssen dem besten Talent des Landes offen stehen und 
Anziehungskraft für dasselbe besitzen. Dieselben müssen dauernd 
sein und eine Möglichkeit der Beförderung bieten. Die Stellen der 
— assistants — Hilfslehrer müfsten so wünschenswert erscheinen, 
dafs die begabtesten jungen Lehrer und Lehrerinnen im Lande nach 
ihnen streben. Auch würden ihre Dienste dem Staate nicht teurer 
zu stehen kommen, da ein assistant, der täglich eine Stunde für 
$ 500 jährlich gibt, ihm nicht mehr kostet als ein Lehrer, 
der täglich 5 Stunden für | 2500 jährlich gibt. Die Eeihe von 
freien Vorträgen, die der assistant zu halten hätte, würde ihn an- 
regen und zu eigner und fruchtbringender Forschung ermutigen. 
Er würde Zeit und Sporn haben, mehr zu thun, als ein Textbuch 
auswendig lernen. Kein Bereich der Geschichte, Philosophie oder 
Praxis der Erziehungslehre würde dem forschenden Auge dieses 
eifrigen Arbeiters entgehen. Die besten Ergebnisse dieser Arbeiten 
würden veröffentlicht werden, denn da der assistant zu einem Lehr- 
stuhl jeder beliebigen normal school berufen werden kann, ist die 
Druckseite sein bester Empfehlungsbrief. — Anstatt eines Systemes, 
unter welchem der abgedankte Politiker, Advokat oder Prediger, 
der Dilettant irgend welcher Art die einflufsreichsten Stellen er- 
halten kann und oft erhält, würden wir ein System haben, unter 
welchem Fähigkeit und Tüchtigkeit an ihrem Platze sein und unter 
welchem fleifsiges Streben Hoffnung auf Einkommen, Beförderung 
und endlich auf feste Stellung haben würden. Unter der Anregung 
und beständigen Erneuerung des frischen originellen Gedankens und 
der Forschung würde der Ausdruck „normal school" nicht mehr 
gleichbedeutend sein mit seichtem Denken, dogmatischem Empiris- 
mus und mechanischen Methoden, sondern würde als die Quelle 
pädagogischer Wissenschaft die würdige Leiterin des wichtigsten 
Werkes, das die Gesellschaft zu vollbringen hat, der Erziehung des 
kommenden Geschlechts geehrt werden. 
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11) Es mufs notwendig folgen, dafs die meisten ständigen Lehrer 
aus den Eeihen der assistants — Hilfslehrer — genommen werden 
müfsten, wenn nicht die Stellung der letzteren ihre Bedeutung ver- 
lieren sollte. Wenige zu solchen Stellen geeignete Personen würden 
sie suchen, wenn nicht begründete Hoffnung auf Beförderung vor- 
handen sein würde. 

12) Die Notwendigkeit von Übungsschulen in Verbindung mit 
Seminaren ist jetzt überall anerkannt. Sie sind doppelt notwendig 
zur Vorbereitung für Lehrer der Elementarschulen, bei denen die 
ausgedehntere gelehrte Bildung gewöhnlich nicht vorhanden ist, um 
den Mangel an wirklichem Verkehr mit Kindern zu ersetzen. 

13) Die Lehrstühle für Pädagogik an den Universitäten sind die 
logische Voraussetzung, der Grundstein des ganzen Systems. Die 
Professoren der Erziehungswissenschaft in diesen Anstalten würden 
die Vorbildner der assistants und Lehrer der Seminare auf dem 
Felde der Pädagogik sein. Es würde für einen Staat kaum nötig 
sein, mehr als einen solchen Stuhl zu errichten, das Bedürfnis 
würde Nachfrage für die andern sorgen. Wenn das natürliche 
Gesetz des Überlebens der tüchtigsten sich unter den Lehrern der 
normal school bewähren soll, so ist es klar, dafs die Lehrer der 
Pädagogik Männer sein müfsten, „die man mit der Laterne sucht". 
Der „praktische" Mann, der seine eigne Unwissenheit zum Mafs 
der Weisheit anderer macht, der andere Männer als Träumer, un- 
praktische, doktrinäre Leute ansieht, wenn sie nicht die öffentliche 
Stellung nach dem Privatgewinn, den sie einbringen kann, bemessen, 
der Mann, dessen flache Auffassung der Wissenschaft und Kunst 
der Erziehung nur seinen dogmatischen Annahmen in bezug auf 
dieselbe gleichkommt, kurz, der amerikanische pädagogische Hans 
in allen Gassen, der von allem ein wenig, aber nichts gründlich 
weifs, mufs den Privatstellungen überlassen bleiben, in welchen er 
weniger Schaden thun kann, als wenn er ein Führer der Bildung 
wäre. Nur freisinnige Männer von umfassender Gelehrsamkeit, die 
das Wesen der Erziehungslehre aller Zeiten und aller Länder be- 
herrschen, sind für diese Stellen geeignet. 
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